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Vorwort. 



Eine gemeinfasslkhe Darstellung der Entwickelung, welche 
das Localbahnwesen m Oesterreich im ersten Quinquennium 
seines Bestandes genommen» dürfte in einem Zeitpunkte als 
nicht unberechtigt gelten, der in mehr als einer Hinsicht ge- 
eignet erscheint, eine neue Phase in der Gestaltung des Local- 
bahnsystems in Oesterreich vorzubereiten. Der hier frühzeitig 
eingetretene Stillstand im Bau von Localbahnen, sowie die 
im Zuge befindliche Revision des Localbahngesetzes vom 
25. Mai 1680, dessen Wirksamkeit mit 1. Juli 1886 abläuft, 
mussten ferner willkommenen Anlass bieten, die wesentlich 
veränderten Bedingungen des staatlichen £iniiusses auf das 
Zustandekommen von Localbahnen einer kritischen Beleuch- 
tung zu untcrzieliea. Es ist dies vornehmlich von dem Ge- 
sichtspunkte aus geschehen, dass der Zweck des Localbahn- 
systems in Oesterreich nicht darin allein gelegen sdn könne, 
bereits bestellende industrielle Betriebe mit den Hauptbahnen 
in Verbindung zu setzen, sondern dass der Localbahnbau in 
eine Richtung gelenkt werde, welche die Entstehung neuer 
industrieller Betriebe begünstigen Und gleichzeitig den Bedürf- 
nissen der Land- und Forstwirthschaft entsprechen würde. 
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Zu diesem Behufe schien es wünschenswerth^ der Be- 
sprechung der Österreichischen Localbahngesetzgebung eine 

Darstellung derjenigen staatlichen Massnahmen vorauszuschicken, 
welche in anderen Ländern mit Rücksicht auf die Förderung 
des Localbahnwesens getroffen worden sind. 

Die beigefügten statistischen Daten, welche sich durch- 
wegs auf officielle Publtcationen stützen, verfolgen ebenso wie 
die im Anhange enthaltenen Gesetze und Verordnungen 
den Zweck, der reformatorischen Thätigkeit, deren das Öster- 
reichische Localbabnwesen so dringend bedarf, das nÖthige 
Material zur Verfügung zu stellen. 

Wien, im November 1885. 

Der Verfasser, 
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EINLEITUNG. 



Die Wirksamkeit der T,oc;iIbahnijesetz£;ebnng 
mU8s weniger im Gebieten, begrenzen und 
Feit»tell«il, aU im Befreien vom Herkömm- 
Hchen, Gewährenlassen, Gestatten und Ver. 
angemeinern bestehen. 

M. M. V. Weber. 

Die fftdicale Umgestaltung, welche sich seit dem Beginne 
dieses Decenniums im continentalen Eisenbahnwesen vollziehty 
wird durch zwei Momente charakterisirt: erstens durch die 
Aenderung des bisher in Anwendung gewesenen Betriebs« 

Systems, und zweitens durch die Aenderung des Eisenbahn- 
bau svstems, dessen neu gcsciiailcnc LiruntlUiL^e den Aus- 
gangspunkt für eine den örtlichen Interessen entsprechende 
Erweiterung des Eisenbahnnetzes bildet. So verschieden die 
Formen auch sind, welche das Betriebssystem der Eisenhahnen 
in den einzelnen Staaten angenomnien hat, so sehr gleichen 
sich die Grundsätze, nach denen Hand in P^and mit der als 
nothwendig anerkannten Erweiterung des Eisenbahnnetzes zur 
Aenderung des Bausystems übergegangen wurde. Vieliach ist 
von der Nothwendigkeit, das Eisenbahnnetz zu erweitern, die 
Aenderung des Betriebssystems bestimmt worden, und für den 
im Jahre 1882 erfolgten Abschluss der Conyentionen mit den: 
sechs grossen französischen Eisenbahngesellschaften oder für 
die mit 1. Juli 1885 eingetretene Verpachtung der italienischen 
Staatsbahnen war nicht in letzter Linie die Erwägung mass- 
gebend, hierdurch die Möglichkeit zu gewinnen, den unab< 
weisbar gewordenen Wünschen nach dem fiaue neuer Bahnen 
gerecht zu werden. Was dieses BedÜrfniss plötzlich zu einem 
so regen machte, war die Erkenntniss, dass die Uebelstände 
im Eisenbahnwesen, welche schon seit längerer Zeit die all- 
gemeine Aufmerksamkeit auf sich lenkten, durch die Aenderung 
des Betriebssystems auf den bestehenden Bahnen allein nicht 

ttonnenscbela, Localbahavresea. 1 
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behoben werden konnten. Die Erfahrungen, welche man durcli 
die Einführung des Secundärbetriebs auf manchen Haupt- 
bahnen gewonnen hatte, lehrten viehnehr, dass der Werth des 
kleinen örtlichen Verkehrs in demselben Masse steige, als es 
gelingt, nicht nur den Betrieb, sondern auch die Anlage und Aus- 
rüstung der diesen Verkehr bedienenden Eisenbahn zu ver~ 
billigen, und die Bestrebungen wurden dahin gerichtet, diesem 
Bedürfnisse, das mit Rücksicht auf die Bis dahin über die 
Aufgabe einer Eisenbahn herrschenden Anschauungen keine 
Geltung erlangen konnte, zu entsprechen. In immer weitere 
Kreise war bald die Ueberzeugung gedrungen, dass die Her- 
stellung eines Netzes von Bahnen secundSrer Natur, welche, 
an die Hauptbahnen anschliessend, die Aufgabe haben sollten, 
in den seitwärts liegenden Theilen die Entfaltung der wirth- 
schaftlichen Kräfte zu ermöglichen, mit allen Mitteln anzu- 
streben sei. Und wer hätte sich auch jetzt noch der Ansicht 
verschliesscn können, dass der Ursprung der das öffentliche 
Interesse in liohcni Grade in Anspruch nehmenden Eisenbahn- 
misere insbesondere aüf jene Fehler zurückzuführen sei, die 
bei der Anlage der Bahnen dadurch begangen wurden, dass 
alle nach gleicher Schablone in gleich kostspieliger Weise ohne 
Berücksichtigung der an die Leistungsiahigkeit der Bahn ge- 
stellten Anforderungen ausgeführt wurden! Leider dauerte es 
nur allzu lange, bis die falsche Fährte, in welcher sich die Ent- 
wickelung des Kisenbahnwesens befand, verlassen wurde, wie 
es denn auch keinem Zweifel unterhegen kann, dass die Theorie 
von der Eisenbahnco^currenz niemals so verhäognissvoll für 
die Volkswohlfahrt geworden wäre, wenn die Erkenntniss von 
der nothwendigen Aenderung des Bausystems frOher zum Durch- 
bruch gelangt wäre. Was hätte man auch einwenden können 
gegen den Bau von Parallelbahnen^ wenn es gelungen wäre, 
deren Anlagekosten in Einklang mit dem vorhandenen localen 
Verkehre zu bringen? So sind aber, speciell in Oesterreich, durch 
lange Zeit alle Buhnen, ohne Berücksichtigung des von ihnen 
zu bedienenden Verkehrs, nach demselben System, mit der 
gleichen Kostspichgkeit gebaut worden, was zur Folge hatte, 
dass die Pflege des örtlichen Verkehrs in den Hintergrund ge- 
stellt wurde und jede neue Bahn als gleichwerthig bei der 
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Beförderung des Transitverkehrs auftrat, wodurch die Trans- 
portkosten sich naturgemäss erhöhen mussten. Man stand des- 
halb im Anfange dem Bau von secundären Linien feindselig 
gegenüber. Man sagte sich, dass die Centren des Verkehrs bereits 
mit Eisenbahnen verbunden seien, und dass jede neue Eisen- 
bahnlinie schädigend apf die bereits bestehenden Eisenbahnen 
einwirken müsse, weil sie sich mit der Pflege des localen Ver** 
kehrs nicht begnügt, oder nicht begnügen könne und immer 
bestrebt sein müsse, einen Theil des Transitverkehrs an sich 
zu ziehen. 

In erster Linie waren es daher die Eisenbahngesell- 
schaften, welche sich dem Bau von Localbahncn gegenüber 
ablehnend verhielten, woran mitunter auch die fmanziellen 
Verhältnisse der betretienden Gesellschaften, m der Regel aber 
die Besorgniss vor dem schädigenden Einflüsse der Locai- 
bahnen massgebend war. Von dieser Seite wurde besonders 
die Einwendung gemacht, dass die Localbahnen einen neuen 
Verkehr überhaupt nicht zu schafl'en vermögen, eine Ansicht 
die leider auch noch in neuerer Zeit hie und da festhalten 
wird,^ obwohl sie nach den bisher gemachten Erfahrungen, 
von denen später noch die Rede sein wird, keiner ernsten Wider- 
legung zu bedürfen schiene. 

Was die Staatsverwaltungen femer veranlassen musste, 
den Bedürfnissen des localen Verkehrs näher zu treten, war 
auch der Umstand, dass zahlreiche industrielle Betriebe, die 
zum grossen i heil auf die ProiiucLiua von .Materialien für 
den Eisenbahnbau angewiesen sind, durch die Fehler der 
Gründungsperiode, der sie selbst fern gestanden, zu Schaden 
kamen und ihre Betriebe reduciren mussten. Die Erhaltung 

^ Dieser Ansicht ist Dr. E. Sax in seinem Werke ^Die Verkehrsmitter, 
wo gesagt wird: «Von Localbahnen kann nur an solchen Stellen die Rede 
teiD, wo sie nicht neuen Verltehr zu schaffen, sondern bestehenden erleichtem 
und verwohlfeiler n können. Wo diese Bedingung fehlt, sind sie verft-Qht." 

Auch Dr. G. Gross giebt in seinem Buche „Die Staats-Subventionen 
von Privatbahnen" der Ansicht Ausdruck, dass es lediglich Bequemlich- 
keitsbedürfnisse wären, welche die Localbahnen zu befriedigen bestimmt 
sind. Dabei unterscheidet Dr. Gross allerdings Fiügelbahnen, Ergänzungs- 
bahnen und Localbahnen, welch letztere erst als Bahnen dritter Ordnung 
hingestellt werden. 

1» 
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dieser «industriellen Betriebe glaubten sich die Staaten zur 
Pflicht machen zu müssen, umsomehr, nachdem man zur 
Einsteht gelangt war^ dass es nur einem vorhandenen Be- 
dürfnisse entsprechen würde, wenn diese Betriebe Beschäftigung 
fänden. Die Belebung der unter der Nachwirkung der Grün- 
dungspertode in vollständige Stagnation gerathenen Bauthättg- 
keit erwies sich denn auch als ein gewichtiges Moment für 
ein Eingreifen des Staates, das nicht länger auf sich warten 
lassen konnte, zudem immer lebhafter das UcJürfniss in den 
Vordergrund trat, auch die minder volkreichen Städte und 
verkehrsarmeren Gegenden dem Verkehr 7ai erschUessen. Man 
konnte sich auch auf die Dauer der üeberzeuguni^ nicht ver- 
schliessen, dass die Goncurrenz für die verkehrsärmeren Geilenden 
um so drückender wurde, wenn den reicheren Gegenden Vor- 
theile eines raschen und billigen Transports zugewendet wurden. 

Fast gleichzeitig gri£f die auf den Bau von Localbahnen 
gerichtete Bewegung in den continentalen Staaten um sich. 
Doch währte es geraume Zeit, bis man sich über die zur 
Charakteristik der hervorzurufenden Anschauungen geeignete 
Bezeichnung klar wurde, bis M* M. v. Weber den Satz auf-, 
stellte, dass es für die Classificirung der Eisenbahn keinerlei 
Kriterium gebe, und die freie Individualistrung der Eisenbahn- 
anlagen nach den von den Orts- und Zeitbedürfnisseo ihnen 
gestellten Anforderungen die Grundbedingung einerseits lur 
die Ockononiie der Anlage und ihrer Manipulation, anderer- 
seits für die Fortentsvickelung der ganzen Wesenheit des Eisen- 
bahnsystenis sei. Die Classificirung hat thatsachlich auf die 
Entwickelung des Localbahnwesens keinen Eintiuss genommen. 
Wie immer die Eisenbahnen dieser Kategorie in den verschie- 
denen Staaten bezeichnet werden, ob Secundär-^ Local-^ 
Vicinal-, Neben-, Zweigbahnen oder Bahnen untergeordneter 
Bedeutung, die Praxis hat gezeigt, dass der weite Begriff von 
Bahnen secundärer Natur des Einflusses der Gesetzgebung in 
dieser Richtung nicht bedarf, und man hat sich, speciell in 
Oesterreich, gewöhnt, in diese Kategorie sowohl solche Bahnen 
einzureihen, die trotz ihres localen Charakters sich in Aus- 
rüstung und Betrieb den Vollbahnen nähern^ wie auch 
solche, die sich auf den Dampfbetrieb einfacher Art auf 5ffent- 
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liehen Strassen beschränken. So wenig zweckmässig nun eine 
Schematisirung des Localbahnwesens erscheint, so hat sich 
doch der Einlluss der Gesetzgebunjz auf die Entwickelung der 
Localbnhnen in der Richtung als unentbehrlich erwiesen, dass 
die aus dem Verwaltungsrecht der Eisenbahnen entspringenden 
Rechte und VerpÜichtungen für den Bau und Betrieb von 
Localbahnen in grundsätzlicher Weise geregelt werden. Dies 
war schon von dem Gesichtspunkte aus nothwendig, dass die 
beschränkten Verkehrszwecke, welchen die Localbahnen dienen 
sollen, reiche Verkehrserträgnisse des verwendeten Anlagecapitals 
in der Regel erst nach einigen Jahren erwarten lassen und diese 
Bahnen daher auf gewisse besondere Begünstigungen ange- 
wiesen sind, auf welche sie auch vermöge des Öffentlichen 
Interesses einen vollen Anspruch haben. Die Zuwendung solcher 
staatlicher Begünstigungen für das Zustandekommen von Local- 
bahnen war auch deshalb nicht zu umgehen, weil der Gemein- 
sinn in Betreff jener Art von Bahnen, deren Nutzeffect sich 
nicht unmittelbar in Münze und barer Rente ausprägt, noch 
nirgends genug ausgebildet ist, um ohne finanziellen und in- 
tellectuellen Beistand ,,von oben her" eine rasche Entwickelung 
der Localbahnen möglich erscheinen zu lassen. ^ 

Und wir sehen auch, dass sich kein Staat — wenn man 
von England absieht, wo man die finanzielle Mitwirkung des 
Staates an dem Bau von Eisenbahnen überhaupt nicht kennt — 
der Noihwendigkeit entziehen konnte, in dieser Richtung för- 
dernd auf die Entwickelung des Localbahnwesens einzuwirken^ 
van auf diese Weise einerseits die Voraussetzungen für eine 
gedeihliche Thätigkeit der Privatspeculation zu schaffen, anilerer- 
seits dem Zusammenwirken der Interessenten die Möglichkeit 
zu bieten, wirklich vorhandene Verkehrsbedürfnisse zu be- 
friedigen. 

Frühzeitig ist der Einfluss des Staates auf die Entwicke- 
lung des Localbji^nwesens in Frankreich zur Geltung ge- 
langt, wo die ersten Versuche mit der Anlage von Bahnen 
dieser Kategorie gegen Ende der Fünfziger-Jahre in den elsässi- 



' Siehe ,,Oer staatliche Einfluss auf die Entwickelung der Eisenbahnen 
minderer Ordnung" von M. M. v. Weber, Wien lb79. 
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sehen Departements gemacht worden sind. Es gelang, hier 

mehrere Linien mit einem Kostenaufwand von 96.000 bis 
125.000 Francs pro Kilometer herzüstelien, und zwar wurde 
der (jiLinderwerb, der Unter- und Hochbau von den Departe- 
ments und Gemeinden, der Oberbau und die Anschaffung des 
rollenden Materials von der Ostbahngesellschaft übernommen, 
während der Staat eine Subvention bewilligte. Die Gesammt- 
kosten vertheilten sich dergestalt, dass von den Departements 
(durch Anlehen oder Steuererträge, oder Vorwegnahme aus 
den Special Wege -Centimes) 1,974.557, von den Gemeinden 
2,015.423 beigetragen und vom Staat eine Subvention von 
1,690.000 Francs gezahlt wurde; den Rest des Kostenauf- 
wands im Betrage von 4,877.000 Francs übernahm die Ost- 
bahn-GeseUschaft. £ines besonderen Acts der Gesetzgebung 
bedurfte es nicht, da die bezüglichen Operationen der Departe- 
mentsverwaltungen sich auf der Basis des Gesetzes über Yicinal- 
wege bewegten. Diese so günstigen Ergebnisse zogen die 
Aufmerksamkeit weiterer Kreise, wie auch der Regierung auf 
sich; eine von letzterer im Jahre 1861 zur Prüfung der An- 
gelegenheit niedergesetzte Commission ' empfahl dringend, so- 
wohl der Verwaltung in Bezug auf die Autorisirung von 
Localbahnen, als den Concessioniiren in Bezug auf deren 
Bau- und Betriebsart neu möghchst weitesten Spielraum zu 
lassen und diesen Bahnen alle mit der Rücksicht auf die ob- 
waltenden Verhältnisse vereinbarten Erleichterungen betretis 
der Spurbreite, des Gewichts der Schienen, der Art des 
rollenden Materials, der Bauart der Rampen und Radien der 
Curven zu gewähren, namentlich auch, wo irgend anganglich, 
von der Anbringung von Einfriedigungen abzustehen und die 
grÖsste Vereinfachung der Stationsgebäude zu gestatten; nur 
darauf wurde Werth gelegt, dass innerhalb jeder Gruppe mög- 
lichst dieselbe Spurbreite beibehalten werde, damit sie durch 
dasselbe rollende Material bedient werden könnte.' 

Dieselbe Auffassung gelangte in dem Gesetz vom 
12. Juli 1665: ,,Loi relative aus chemins de fer d*inter8t local" 



1 Siehe Boulan, „Les chemins de fer d'interet local*', enthalten in 
der „Revue generale d'administration", 1879. 
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zum Ausdruck. Durch dieses Gesetz, welches zum ersteti- 
male das Zustaadekommen von Localbahnen in grundsätzlicher 
Weise regelte, wurde der Bau von Localbahnen in die Hände 
der Departements und Gemeinden gelegt. Zu diesem Zwecke 

wurde denselben gestattet, jene Hilfsmittel zu verwenden, 
welclie durch Jas Gesetz vom 21. Mai 1.S36 zur Hcrsteiluiii; 
des Vicinalstrassen-Systems vermittelst Zuschläge zu den directen 
Steuern geschaffen worden sind. Die finanzielle Betheilii^ung 
des Staates, welche jährlich 6 Millionen Francs nicht über- 
steigen durfte, wurde im Allgemeinen auf ein Drittel des 
Betrages festgesetzt, der den Departements, Gemeinden und 
anderen Interessenten dabei zur Last fallt. Die Vermehrung 
des Betrages bis auf die Hälfte sollte in den ärmeren Departe- 
ments statthaft sein, in denen der Ertrag des Zuschlag- 
Centimes zu den vier directen Steuern sich nicht höher als 
auf 20.000 Francs erhob, während in denjenigen wohlhabenden 
Departements, in denen dieser Ertrag 40.000 Francs überstieg, 
die staatliche Beihilfe auf ein Viertel beschränkt werden konnte. 

Der Erfolg dieses Gesetzes war jedoch nur ein geringer. 
Auf Grundlage desselben sind wohl 5561 Kilometer concessionirt 
worden, allein kaum 2700 zur Ausführung gelangt, und von 
diesen war der grüsstc Theil nuihlciJend geworden. Man hat 
den geringen Erfolg des Gesetzes vom 12. Juli 1865 vielfach 
dem Subventionirungsmodus zugeschrieben und die der Re- 
gierung zugewiesenen Mittel als unzulänglich bezeichnet. Von 
gr')sserem Kinflusse auf den Misserlolg des Gesetzes dürften 
aber die ganz unwesentlichen Zugeständnisse technischer Natur 
gewesen sein, welche für die Anlage und Ausrüstung der 
Localbahnen eingeräumt worden sind. Das Gesetz stellte näm- 
lich den Bau von Localbahnen unter dieselben Normen wie 
den der Hauptbahnen und beschränkte sich darauf, die 
Präfecten zu ermächtigen, die Weglassung der Einzäunung und 
der Barrieren an wenig frequenten Wegübergängen zu ge- 
statten. Erst später wurden einige weitere Zugeständnisse, 
betreffend Curvenradien, Steigungen, Kronenbreite etc., im Ver- 
waltungswege ertheilt. So kam es, dass der Kilometer sich 
durchschnittlich auf',141.358 Francs stellte, während bei ent- 
sprechender Berücksichtigung der Verkehrsbedürfnisse leicht 
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mit der Hälfte dieses Betrages das Auslangen hätte gefunden 
werden können. Das geringere Entgegenkommen, das die 
Regierung gegenüber den Concessionären an den Tag legte, 
wurde durch den mächtigen Einfluss der französischen Privat- 

Eisenbabncn bestimmt, welche in dem Kntstehen der Local- 
bahncn Concurrciiz-Untciiiclmiungcn erblickten, zu welcher 
Annahme sie iillordings Grund hatten, da aus dem Bau 
grö.si,erer, alhniihhch zusammenschliessender Localbahnnetzc 
unverkennbar die Absicht zu Tage trat, Concurrenz- Unter- 
nehmungen der Hauptbahnen zu gründen. Insoweit solche Pro- 
jecle, wie die Phiiippart'schen, theilweise reaUsirt wurden, war 
das Bestreben der grossen Privatgesellschaften dahin gerichtet, 
dieselben durch Aufnahme der Concurrenz unschädlich zu 
machen. Die Localbahn-Unternehmungen konnten ihre Selbst- 
ständigkeit bald nicht aufrecht erhalten und mussten vom 
Staate Übernommen werden. 

War aber von den grossen Eisen bahn- Gesellschaften eine 
Initiative zur Wiederbelebung des Eisenbahnbaues nicht zu 
erwarten, so blieb der Regierung nichts Übrig, als selbst ein- 
zugreifen, um das Verlangen der Bevölkerung nach Vermehrung 
der Verkehrsstrassen zu befriedigen. In einer Decembernacht 
des Jahres 1877 fanden sich die eben von Mac-Mahon zur 
Regierung berufenen Freycinet und L^on Say zusammen, um 
in Gemeinschaft mit Gambetta, der damals Vorsitzender der 
Budget- Gomniissiuu des Abgeordnetenhauses, also Inhaber eines 
der einflussreichsten Posten im Parlamente war, jenes kühne 
Project zu entwerfen, durch dessen Ausführung das franzö- 
sische Eisenbahnnetz in einer nie geahnten Ausdehnung; er- 
weitert werden sollte. Nach diesem J^rojecte wären innerhalb 
der nächsten zehn Jahre nicht weniger als IB. 000 Kilometer 
Hauptbahnen zu bauen gewesen, wodurch das französische Eisen- 
bahnnetz von 2 1.000 auf 37.000 Kilometer gebracht worden wäre. 
Gleichzeitig sollte der Bau von Localbahnen einen neuen Auf- 
schwung nehmen und das Netz derselben von 3000 auf viel- 
leicht 40.000 Kilometer erweitert werden. Für den Bau der 
Bahnen wurde eine Summe von 3 Milliarden in Aussicht ge- 
nommen. Stimmte L^on Say mit Freycinet darin überein, dass 
jden klagen der Bevölkerung nur durch eine ansehnliche 
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Erweiterung der Verkehrsstrassen abgeholfen werden könne^ so 
hatte dieser geniale Finanzmann zugleich eingesehen, dass die 
finanziellen Mittel der Republik für die Entwickelung einer so aus-* 
gedehnten EisenbahnbauthStigkeit nicht ausreichen würden und 

der Umstand, dass die meisten der in das Eisenbahnprogramm 
aufii^enonimeiicii Linien innerhalb des Netzes der grossen Ge- 
scllscliaitcn gelegen waren, dem staatlichen Eintiuss hinderhch 
im Wege stehen werde. Die Verstaathchung der Gesellschaften 
wäre also eine der Voraussetzungen für die Durchfuhrung des 
Programms gewesen, durch welche wohl das letzterwähnte 
Hinderniss beseitigt worden, der Staat jedoch noch immer 
nicht in den Besitz der noth wendigen finanziellen Mittel 
gelangt wäre. Diese Erwägungen haben der von L^on Say 
propagirten Tdcc: durch eine Revision der mit den sechs 
grossen Gesellschaften bestehenden Verträge diese zum Bau 
von neuen Bahnen heranzuziehen, zum Siege verholfen, und 
es kann nicht geleugnet werden, dass der Eisenbahnbau in 
Frankreich auf diese Weise, wie wur schon an anderer Stelle 
nachzuweisen versucht haben, ^ jedenfalls in wirksamerer Weise 
sichergestellt worden ist, ab dies der FaU gewesen wäre, wenn 
man die Bauthätigkeit in die Hände des Staates gelegt hätte. 
Durch den im Jahre 1862 erfolgten Abschluss der Conventionen 
ist ein Localbahnnetz von 8774 Kilometer sichergestellt worden, 
wodurch sich das Netz der sechs Gesellschaften, mit Hinzu- 
ziehung der an dieselben abgetretenen .Staatsbahnlinien, von 
27.443 auf 38.933 Kilometer erweiterte. Ks hatten zum Bau 
übernommen: Die Mittelmeerbahn 2000, die Nordbahn 412, 
die Südbahn 1178, die Ostbahn 1031, die ürieansbahn 2441 
und die Westbahn 1712 Kilometer. 

Die neuen Linien sind von den Bahnen auf 
Rechnung des Staates zu bauen. Die Gesellschaften 
haben sich verpflichtet, zu den Herstellungskosten 25.000 Francs 
für den Kilometer beizutragen und liefern ausserdem das Be- 
triebsmaterial und die Ausr&stungsgegenstände, eine Leistung, 



^ «MQnchn. Allg. Zeitung" vom 8. März 1885: „Die französischen 
Eisenbabn-Conventionen, und das Uebereinkoikimeii mit der Ferdinands- 
Nordbahn.** 
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deren Werth gleichfalls auf 25.000 Francs flir deo Kilometer 
veranschlagt wirJ. Die übrigen Herstellungskosten werden von 
den Gesellschaften dem Staate vorgestreckt» virekher dieselben 
nebst Zinsen und Amortisatton innerhalb der nächsten 74 Jahre^ 
d. i. bis zum Eintritte des Heim&llsrechtes, in festen Jahres- 
betrSgen zu erstatten hat Diejenigen Gesellschaften, vrelcbe 
dem Staate aus den Verträgen vom Jahre 1857 und 1659 noch 
Zinsgarantiezuschüsse schulden — und in diesem Falle be- 
fanden sich fast alle — , rechnen diese Schuld gegen die Bau- 
vorschüsse auf und tilgen dieselbe auf diese Weise. Die 
finanziellen Leistungen ocr Gesellschaften wurden insgesammt 
mit 1*1 Milliarden Francs festgestellt, wovon die Hälfte auf 
Grund der Rückzahlung der Zinsgarantie -Vorschüsse zu be- 
schatten ist. Gleichzeitig wurden den sechs Gesellschaften, deren 
alte und neue Linien ein einheitliches Netz zu bilden hatten, 
Minimaldividenden garantirt; überdies wurde ihnen gestattet, 
dass aus dem Reinerträgnisse des Gesammtnetzes die Zinsen 
und Tilgungsbeträge für die zu emittirenden Prioritäten ent- 
nommen werden dürfen. Wird aber die Miniraal-Dividende 
überschritten, so soll der Ueberschuss nach dem Verhältniss 
von zwei Drittel und ein Drittel zwischen Staat und den 
Actionären getheilt werden. 

Allein durch die Heranziehung der sechs grossen Eisen- 
bahn-Gesellschaften zum Bau neuer Linien ist der Staat erst in 
die Lage versetzt worden, auch seinerseits eine nützliche Thätig- 
keit für die vollständige Ausbildung des Eisenbahnnetzes zu ent- 
falten, in welcher Richtung ihm das Gesetz vom IL Juni 
1880 mit dtii. Bedingnissheft (Caluer des ciiaigcs), sowie die 
öffentliche Vcrwaliungsordnung (Reglement d'administraiion 
publique) vom 20. März 1882 die Möglichkeit bieten, unter 
Mitwirkung des Privatcapitals alle jene Localbahnen zur Aus- 
führung zu bringen, welche nicht den grossen Gesellschaften 
überwiesen wurden.^ Für den Bau der auf Grund dieses Ge- 
setzes zu concessionirenden Localbahn leistet die französische 
Republik keine Unterstützung; sie gewährt aber in dem Falle, 
als die Betriebseinnahmen nicht hinreichen^ die Betriebskosten 

1 Das Gesetz vom 11. Juni 1880 erstreckt sich sowohl auf Local- 
bahnen, als auf Tramways. 
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ZU decken und das Anlagecapital mit 5 Procent zu verzinseo, 
eine Subvention, welche sich aus einem fixen und variablen 
Theil zusammensetzt. Der ^rstere beträgt für Localbabnen 
und Dampftramways — für letztere nur insoweit sie für den 

Frachtenverkehr eingerichtet sind — 500 Francs pro Kilometer; 
der zweite ist gleich dem Viertüiciic jener Summe, welche 
nöthig ist, um die jährlichen Brutto- Kinnahmen — abzüghch 
Steuern — auf 10.000. rcspective 8000 Francs, was von normal- 
oder schmalspuriger Anlage abhängt, und aut 6000 Francs für 
Dampftramways zu bringen. Der Subventionirungsbetrag soll 
10.500, rcspective 8500 oder 6500 Francs nicht überschreiten. 
Dabei wird die Bedingung gestellt, dass die concessionirende 
Gemeinde oder Departement eine gleich hohe Subventions- 
suoime gewähre; auch darf der Gesammtbetrag, welchen der 
•Staat jährlich in demselben Departement an Localbahnen oder 
Dampftramways bezahlt, 400000 Francs nicht übersteigen. 
Die Rückerstattung der geleisteten jährlichen UqterstÜtzungen 
hat zu erfolgen, sobald der Reinertrag der subventionirten 
Bahn eine 6procentige Verzinsung der gesammten Baukosten 
gestattet. Der Reinertrag ist in diesem Falle zwischen Staat und 
Departement, respecttve zwischen jenem und allen Übrigen 
Interessenten im Verhältniss ihrer geleisteten Beitrage bis zur 
vollständigen Deckung der Subventionen ohne Rücksicht auf 
Verzinsung zu theilen. ^ 



1 Sol 1 e i n c I. ocalbahn gebaut werden, so obliegt es zuerst dem 
Prftfecten» Vorerhebungen, womöglich im Wege einer OffentUchen Verneh- 
mung, zu pflegen. Liegen die Resultate derselben vor, so verlautbart der 
Generalrath des Departements durch einen Erlass die näheren Bestimmungen' 
wie Wegerichtung, Art der Raubedingungen, BetriebsverfDgungen im An 
Schlüsse an das Nornial-liedingnisslielt iCahicr des charges type). Wenn aber 
eine Localbahn nur auf dem Grunde einer Gemeinde errichtet werden soll, 
so übt der Gemeinderath seinerseits ohne vorherige Genehmigung des Prä- 
fecten die Functionen des Generalraths (wie dieser bei einer Dcparte mental- 
bahn) aus. 

Solche durch den General-, rcspective Gemeinderath zu Stande ge- 
gekomnienc Localbahnprojecte werden dann durch den Generalrath des 
Brücken- und Hochstrassenwesens (("onscil gendral des ponts et chaussdes) 
Wid durch den Staatsrath (Gonseil d'eiat) geprüft. Daraufhin erfolgt durch 
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In finanzieller Hinsicht trifft das Gesetz folgende 
Bestimmungen: ,,Jede Obligationenausgabe muss von deoa 
Minister für öffentliche Arbeiteh nach dem Gutachten des 
Finanzministers genehmigt werden. Die Summe der Obliga* 
tionen darf das Actiencapital nicht Übersteigen^ welches mit 
der Hälfte des ganzen für den Ausbau und die Inbetrieb- 
setzung der Jjülin nothwcndigcn Betrags festgesetzt wird. 
Dieses Actiencapital ist baar einzuzahlen. Die Genehmigung 
zur Ausgabe von Obligationen kann crtheilt werden^ sobald 
80 Procent des Actiencapitals eingezahlt, deponirt oder zum 
Ankauf von Cirund und Boden verwendet worden sind; oder 
sobald das gesammte Capital erlegt und die Hälfte desselben 
im angedeuteten Sinne verwendet wurde. Die aus solchen 
anticipirten Einzahlungen sich ergebenden Fonds werden in 



eittQesets die Gemeinnfitzigkeits-Erkltrung und dieEimacbtjgung zur 
Ausführung. Auf Grund der Bauermftchtigung legt der PrAfect das Project 
dem General-, respective Gemetnderath vor, der definitiv entscheidet. In^ 
dessen Icann binnen zwei Monaten nach dem Beschluss der Prflfect nach 
Anhörung des Generalrathes fOr Brücken» und Hochstrasaenwesen den 
Minister der öffenilichen Arbeiten aufibrdern, eine nochmalige Berathung 
des Projectes durch den Generalrath des Departements vornehmen zu lassen. 
Geht die Linie über mehrere Departements, deren Generalrftthe uneinig 
sind, so entscheidet der Minister. 

Wird eine öffentliche Strasse als Bahnstrasse benütst — ffir Tramways 
ist auch die freie Benützung der Departementsstrassen sowie der Gemeinde* 
Strassen gestattet — , so wird darüber eine Öffentliche Vernehmung 
abgehalten. Die einzelnen Bauausführungen müssen vom Präfecten nach 
Gutachten der Chef-Ingenieure genehmigt werden. Der Hauptinhalt der 
Concessionsurkunde setzt vorerst die P^agc-Rechte und die Transport- 
preise während der Concessionsdauer fest. Die innerhalb der Maximal- 
grenzen des Hedlngnissheftes eingehobenen Taxen werden bei Verbands- 
tarilen (tarifs communs) und, wenn die Bahn sich Ober mehrere Departements 
erstreckt, überhaupt vom Minister der ölVenthchen Arbeiten, sonst vom 
Pr§fecrcn genehmigt Die Tramways sind von den Steuern auf die Wagen 
und Beirlebszugthiere ebenso befreit, wie von sämmtlichen nicht bereits 
durch den Concessionsvertrag bestimmten Abgaben an die Departements 
und Gemeinden. 

[>ie zur Concession ermächtigte Behörde kann immer zugleich be- 
schliessen: über den Anschluss anderer Bahnen, über die Verpflichtung, 
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der staatlichen y,Casse des d^p6ts et consignations** deponirt 

und dürfen nur über ausdrückliche Genehmigunj^ des Ministers 

„für öffentliche Arbeiten" behoben werden, so dass eine 
Verwendung derselben liir Zwecke, welche mit ihrer eigent- 
lichen Bestimmung nichts zu thun haben, unmöglich wäre. 
Diese Grundsätze sind nicht anwendbar, falls die Conccssion 
einer Gesellschaft ertheilt wird, die bereits Eisenbahnen be- 
treibt und einen Reinertrag erzielt, welcher zur ?>füllung 
aller aus der Actieuausgabe sich ergebenden VerpiUchtungen 
genügt. ' 

Durch die öffentliche Verwaitungsordnung vom 20. März 
1882 (Reglement d'administration publique) wird auch die 
Rechnungslegung der Concessionüre in grundsätzlicher Weise 
geregelt. 2 



die Wagenuiiicrnebmungen gegen Zahlung einer durch das BedingnissheU 
erlaubten Summe auf den coiicedirten Linien laufen zu lassen (pdage), Ober 
den Concessionsrückkauf und die Auflassung eines Tbeils der Strecke. 

Die im Bedingniasbefte enthaltenen Hauptpunkte aind: Reckte 
und Verpflichtungen des Conces^onars -wahrend der Concession, sowie 
nach ihrem Erlöschen, endlich die MassregeUi, wenn im Falle der Unmög* 
lichkeit, die Conceasionsbedingungen zu erfüllen, der Concessionsveifall ein* 
tritt. Der Verfall der Concesslon kann indessen nur durch den Minister 
der öffentlichen Arbeiten ausgesprochen werden, unter Recursrecht an den 
Staatsrath (par voie contentleuse), Gession der Conceasion, Fusion der Unter- 
nehmung oder der Verwaltung, Wedisel des Concessionara, Ersetzung des 
directen durch den übertragenen Betrieb. Tariferhöhungen über das Maximum 
bedürfen einer Verordnung des Staatsrathes auf Grund eines Gutachtens des 
General-, respective Gemeinderat he«;. Alle anderen Verfügungen können 
durch die beiden letzten Behörden selbstständig erfolgen. 

1 Siehe «Dictionnaire de TAdministration franfaise par Maurice Block". 
Paris 1885. 

^ Hiernach i;ilt als Anlagecapital, Capital de premier ctablisse- 
ment, die Gesammtheit folgender Ausgaben, die der Concessionär nach- 
weist: 1. F ür die allgemeinen Baukosten; 2. für den Ankauf des fixen und 
Betriebsmaterials; 3. für die Vollendung der Linie nach der Inbetrieb- 
setzung; 4. für die Fundirung des Aciiencapitals; ß. für die übligailonen- 
ausgabe ; und die Bau-Intercalarzinsen von der Concession bis zuv Voll- 
endung. Die letzten drei Punkte werden aber nur bei ausdrücklicher 
veriragsraäüsiger Üestimmung in Reclinung gezogen. 
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Nach dem Gesetz vom 11. Juni 1880 steht die Con- 
cessionsertheilung für eine Localbahn dem Minister zu, 
sofern dieselbe mehrere Departements durchzieht; sie wird durch 
den Generalrath gegeben^ wenn nur ein Departement in Frage 
kommt; geht die Bahn über das Territorium einer Gemeinde 



Vier Monate nach der Betriebseröfihung von subventlonirten Local- 
bahnen oder Tramways erbftlt der PrAfect die Kostenberechnung des 
Anlagecapitals (du premier dtablissenient) und bis lum 31. J^ftrz jeden 
Jahres die Kostenberechnung des weiteren Ausbaues (du parachivement) 
nach der BetriebserAffnung. Es werden daher spätere Ausbauten nach der- 
selben noch zum Anlagecapital gerechnet, indessen nur durch die vier 
darauffolgenden Jahre. Bis zum 31. Mftrz jsden Jahres legt ebenso der 
Concessionär dem Präfecten Rechnung Aber alle Brutto>Betriebseinnahmen 
und Bahnerhaltungs- und Betriebsausgaben, wenn dafiQr im Concessions- 
acte nicht eine Durchschnittssumme festgesetzt ist. 

Die zum Nachweise nöthigeo beizubringenden Belege bestimmt der 
Minister der öffentlichen Arbeiten, der nun eine eigene Commission zur 
Prüfung einsetzt; diese besteht aus dem Präfecten oder seinem Generalsecret&r 
als Präses, einem Mitglied des General-, beziehungsweise Gemeinderatbs, 
einem Ingenieur des ponts et chauss^es und einem Mitglied der Finanzver- 
wnltung. Sie erstattet Bericht an den Minister der öffentlichen Arbeiten und 
theilt diesen Bericht dem Finanzminister mit. 

Darauf stellt der Minister der öllenilichen Arbciicn durch Frlass die 
Höhe der Anlage.summe fest. Ebenso wird die jährlich nothwendige Sub- 
ventionssurame bestimmt. Entstehen daraus Streitigkeiten zwischen Staat, 
Departement, Gemeinde und dem Concessionär, so entscheidet nach Vor- 
lage aller Acten eine vom Minister der öllentHchen Arbeiten eingesetzte 
aus sieben Mitgliedern bestehende Commission supcricure, deren Präses ein 
Staatsraih und in der drei Mitglieder vom Fjnanzminiiicr craannt sind. Sie 
erstattet Bericht an den Minister der öffentlichen Arbeiten und entscheidet 
nach Gutachten des Finanzministers. Doch kann such die Berufung an dtn 
Staatsrath (par voie contentieuse) stattfinden. 

Auf Grund der vorgelegten Rechnungen kann der Concessionär auch 
einen Vorscbuss auf seine Sul^yention verlangen. Im Falle der letztere 
aber zu hoch befunden wird, muss er sofort mit 4 Procent Verzugszinsen 
zurückgezahlt werden. Die Verrechnung (Comptabilit^) mit einem jeden 
Concessionär wird der Finanz-Generalinspection vorgelegt. 

Gehen die Subventionen von Departements oder Gemeinden aus, so 
wird derselbe Vorgang beobachte^ nur dass dann der Präfect die Func- 
tionen des Ministers der öffentlichen Arbeiten übernimmt. 
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nicht hinaus, so ertheilt der Municipalrath die Concession. 
Eine Dampftramway, welche ganz oder theilweise auf der 

Reichsstrasse angelegt wird, concessionirt der Staat; dient ein 

Departements wcl:, eine Strasse von allgemeinem Interesse, von 
grossem \ erkehr als Balinkürper der Traraway, oder iäutl 
diese auf Wegen verschiedener Gemeinden, dann ertheilt der 
Generairath die Concession. Dem iMunicipalrath einer Gemeinde 
steht dieses Recht nur in jenen Fällen zu, wo die Slrasscnbahn 
das Territorium derselben nicht verlässt und einen gewöhnlichen 
Vicinal- oder Feldweg benützt. In jedem Falle aber hat sich der 
Staat durch die erforderliche Prüfung jedes Projectes von Seite 
des Generakaths für Brücken und Strassen und von Seite des 
Staatsraths einen gewissen Einfluss auf dieselben gewahrt. 

Bezüglich des Rückkaufs der Concession durch das 
Departement oder die Commune verordnet das Gesetz: Vor 
Ablauf von 15 Jahren erfolgt der Rückkauf füf den von 
einer Commission normirten Preis, welcher vom Minister für 
öffentliche Arbeiten und den Concessionären eingesetzt wird. 
Nach Ablauf von 15 Jahren wird die Entschädigungssumme, . 
abgesehen von Locomottven, rollendem Material etc., der- 
gestalt geregelt, dass der Durchschnitt der letzten sieben Jahre 
nach Ausschluss der zwei ungunstigsten angenommen wird, 
der in keinem Falle aber geringer sein darf als der Netto- 
ertrag des letzten ßetriebsjalirs vor Rückkauf der Concession. 
Die Bahnen localer Interessenten fallen an die Ertheilcr ihrer 
. Concession zurück, doch steht zu jeder Zeit dem Staate das 
Recht zu, jede Localbahn als Staatscigcnthum zu erklären, 
sobald sie allgemeines Interesse gewinnt, in welchem Falle die 
Entschädigung an den Goncessionär von einer aus neun Mit- 
gliedern bestehenden Commission bestimmt wird, welche vom 
Minister für ibifentliche Arbeiten und dem Concessionär ge- 
wählt wird. 

Es ergtebt sich aus dieser Darstellung, auf welch breiter 
Grundlage das Localeisenbahnwesen in Frankreich beruht, und 
man kann sagen, dass hier bereits Alles seitens des Staates 
geschehen ist, um den Bau eines ausgedehnten Localbahn- 
netzes sicherzustellen, sei es auch um den Preis, dass die 
neuen Eisenbahnvorträge dem Staat auf lange Zeit hinaus die 
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Verstaatlichung der grossen Privatbahnen unmöglich machen. 
Als charaktensiisches Merkmal der französischen Localbahn- 
gesctzgebung muss die weitgehende Cornpetenz des Präfecteo 
und des üeneralraths der Departements hervorgehoben werden, 
während in Oesterreich die ^'oncessionirung der Localbahnen 
ausschliesslich in der Hand des Ministcriunis liegt. Dieser der 
französischen Gesetzgebung eigenthümliche Zug findet in der 
ganss verschiedenen Stellung, welche die Selbstverwaltangs- 
körper hier und dort einnehmen, seine Begründung. Man ist 
gewohnt, in Frankreich die Vertreter derselben eher als Organe 
'der Centrairegierung anzusehen und hat sie deshalb mit einer 
so weitgehenden Cornpetenz ausgestattet. 

In einer ähnlichen Lage wie Frankreich befand sich Italien, 
welches durch die in den Jahren 1879, 1881 und 1882 be- 
schlossenen ücsctzc genöthigt war, LaiiLZii 6000 Kilometer 
neuer Linien, zumeist secundareii Charakters, zu bauen, deren 
AustQhrung sich jedoch finanzielle Schwierigkeiten entgegen- 
stellten. Wie sollte auch die Regierung neue Linien bauen in 
einem Augenblicke, wo man sich mit dem Plane beschäftigte, 
die Staatsbahniinien zu verpachten, um auf diesem Wege die 
Mittel zu gewinnen, die auf der alten Linie unaufschiebbar ge- 
wordenen Reconstructionsarbeiten durchführen zu können! Da 
entwarf Genala, als derselbe in der Eigenschaft eines Ministers 
für Öffentliche Arbeiten in das Cabinet Depretis eintrat, ein 
Programm« durch welches die zu Tage liegenden Calamitäten 
behoben werden sollten, indem dasselbe, abweichend von dem • 
schon früher der Kammer vorgelegten Gesetzentwurf, betreffend 
die Verpachtung der Staatsbahnen, nicht nur die Betriebsorgani^ 
sadon der älteren Linien regelte, sondern auch den Bau und 
Betrieb der neuen Linien sicherstellte. Durch die Annahme 
der von Genala vereinbarten Conventionen mit den drei Be- 
tncbsgescllschaften ist Italien in die Lage versetzt worden, 
zur Fortführung der Bauten nach und nach fast 1^/2 Milliarden 
Lire in Anspruch zu nehmen, auf welchen Betrag die durch 
Specialgesetze seit dem Jahre 1879 festgestellten Eisenbahn- 
bauten beziffert wurden. 

Der erste Schritt zum Bau von Localbahnen war in 
Italien schon durch das Gesetz vom 29. Juli 1879 Uber den 
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Bau neuer Bahnen (ferrovie complimentari e secundare) 

geschehen. Durch dieses Gesetz wurde die Regierung ver- 
pflichtet, bis zum Jahre 1900 mit einem Gesammtaufwande 
von 1260 Millionen Lire, wozu noch ein Beitrag der beim Baue 
der einzehien Linien interessirleii Provinzen von 169 Millionen 
Lire hätte treten sollen, neue Eisenbahnen zu bauen, ünter 
diesen befanden sich neben 1 153 Kilometer Hauptbahnen und 
12(37 Kilometer interprovinzialen auch 2069 Kilometer von 
grösserem, allgemeinem Interesse und 1530 Kilometer von rein 
localem Interesse« Zu diesem Zwecke wurden die projectirten 
Bahnen (ferrovie complimentari) in drei Kategorien getheilt: 
1. Bahnen I. C lasse (eigentliche Staatsbahnen), an welchen 
der Staat so viel Interesse hat, dass sie auf seine Rechnung 
gebaut werden; 3. Bahnen IL Classe, an denen die yon ihnen 
durchzogenen Provinzen ein mit 10 ProcentT berechnetes Mehr- 
interesse habeUy mit dem sich die Provinzen neben dem Staate 
betheiligen sollten; und 8. Bahnen III. Ciasse^ welche noch 
mehr den Charakter von Localbahnen besitzen und an denen 
«ich Provinzen und Gemeinden mit 30 Procent, und zwar 
Gemeinden mit wenigstens zwei Drittel betheiligen. Nach Mass- 
tiabe des Interesses der Gemeinden sollten sich die Provinzen mit 
einem Drittel schadlos halten. Zum Bau der vorhin erwähnten 
Bahnen wurden die interessirten Provinzen zwangsweise heran- 
gezogen, und zwar nach dem Grade des Interesses des Landes, 
das die Bahn durchzieht. Die Betheiligung der Provinzen und 
Gciiiciiiden an den „ferrovie secundare" wurde an die Bedingung 
geknüpft, dass diese ein Viertel der Baukosten bis zu den ersten 
^0.000 Lire pro Kilometer, drei Zehntel für die folgenden, 
70.000 Lire und ein Zehntel für den Rest nicht übersteigen dürfe. 
Der Werth von Grund und Boden, welchen Provinzen und 
Gemeinden umsonst zur Erbauung der Bahnen abzutreten hatten, 
wurde in die Quote eingerechnet. Nach 30 Jahren kann die Regie- 
rung den Provinzen und Gemeinden das Capital zurückzahlen. * 



* Die Errichtung einer eigenen Eisenbahncasae wurde zu dem 
Zwecke beschlossen, um dem Staate, den Provinzen, Gemeinden und 
ihren Syndicatcn die Mitte! an die Hand zu geben, den ihnen durch das 
Oesetz auferlegten Verpflichtungen nachzukommen. Es wurde der Eisen- 
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In den Jahren 1881 und 1883 wurde das im Gesetze 
vom 29. Juli 1879 aufgestellte Eisenbahoprogramm tbeilweise 
abgeändert und noch erweitert. Die durch das Gesetz vom 
29. Jali 1879 herbeigeführte Belastung der Interessenten erwies 
sich jedoch als drückend und war durchaus nicht geeignet, die 
£ntwickelung des Eisenbahnbaues zu fördern. Durch den Ab- 
schluss der Betriebs-Conventionen, welche am 1. JuH 1885 
in Wirksamkeit getreten sind, werden nun die \'erplliclitüiigen 
der Interessenten wesentlich eingeschränkt; denn den Provinzen 
und Genieinden wurden 75 Procent des ihnen gesetzlich zur 
Last fallenden Beitrages zum Bau der sie direct berührenden 
neuen Bahnlinien erlassen. 

In die Conventionen wurde die Verpflichtung der Betriebs- 
gesellschaften zum Bau neuer Linien unter folgenden Bedin* 
gungen aufgenommen: Die Gesellschaften verpflichten sich, 
auf Wunsch der Regierung und zu den durch ein besonderes 
Reglement festgesetzten Bedingungen die Ergänzungslinien 
zu bauen, welche in den Gesetzen vom Jahre 1879, 1881 
und 1882 bestimmt sind, ebenso wie die künftig noch im 
Verkehrsgebiet der Gesellschaften zu bestimmenden. Für die 
Beschaffung des Baucapitals muss die Gesellschaft, sofern die Re- 
gierung es verlangt, dreiprocentige Obligationen von je 500 Lire 
creiren, die in 90 Jahren tilgbar sind und deren Verzinsung und 
Amortisation von der Regierung derartig garantirt wird, * dass 
die Gesellschaft zwar während der Vertragsdaucr dcii Dienst 
für diese Obligationen übeniininu, iiidcss die hiefür nöthigen 
Fonds vom italienischen Staate überwiesen erhält. Den Betrieb 
der neuen Linien muss die Gesellschaft unter der Bedingung über- 
nehmen, dass sie 3U0O Lire pro Kilometer ersetzt und ferner 

bahncasse die Ermächtigung eingeräumt, funfproceiiti^c garaniuic Amheil- 
scbeine jfthrlich bb zur Höbe von 60 Millionen Lire auszugeben. Die 
Gemeinden sollten die Gasse nur in der Höhe von einem Fünftel der Staat- 
liehen Grund- und Gebäudesteuer in Anspruch nehmen. 

*■ Die Gesellschaften mQssen auch für denjenigen Theil des Bau- 
capitals Obligationen ausgeben, welchen die betbeiligten I^viazen und 
Communen aufzubringen haben. Dieser Beitrag ist als „Fonds perdu*' anzu- 
sebeoi und in diesem Falle participiren Provinzen und Gemeinden nicht 
am Reingewinn. 
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die Hälfte des Bruttogewinnes als Vergütung iür die Betriebs- 
kosten leistet. Erreichen die Einnahmen den Betrag von 
15.000 Lire pro Kilometer, so werden die betreffenden Linien 
dem Stammnetz zugerechnet und wie dieses behandelt. Die 
Verpflichtung der Gesellschaft reicht nur bis zu einem ge- 
wissen Betrage; so betrSgt dieser beim Mitteimeemetz 50 Mil- 
lioneoy beim adriatischen Netz 40 Millionen Lire jährlich. 

Die grosse Bedeutung, welche das System der Strassen- 
b ahnen (Dampftramways) in Italien gewonnen hat, ist fOr 
die Regierung ein Anlass gewesen, den gesetzgebenden Körpern 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, welcher für die Concessioni- 
rung von SecundSrbahnen und -Strassenbahnen auf Landstrassen 
allgemein gesetzliche Normen feststellt. Das wesentlichste Zu- 
gestandniss, welches dabei im Vergleich zu dem heutigen 
Zustande solchen Anlagen gemacht wird, besteht darin, dass 
eine Concession von der massgebenden Instanz ertheilt werden 
kann, wenn auch nur die Genehmigung der Eigenthümer von 
zwei Drittel der zu benutzenden Strassenlänge vorliegt. Hiermit 
sind solche Concessifjuirungen von derWillklir und den Sonder- 
interessen einzelner Gemeinden unabhängig gemacht. ^ lYic 
Gegenbedingungen sind dafür aber auch schwerwiegende. Die 
Goncessionen für Strassenbahnen sollen nur auf 20 Jahre, für 
Secundärbahnen auf ÖO Jahre ertheilt werden; nach dieser Zeit 
gehört die Schienenanlage ohne Entschädigung den bezüglichen 
Besitzern der Wege, ausserdem ist den Besitzern der Wege ein 
jährlicher Kanon (Grundzins) zu zahlen. Sodann sollen die Gon- 
cessionen bestbietend ausgeboten werden, wobei entweder ein 
höherer Kanon oder niedrigere Tarife erzielt werden könnet). Auf 
Verlangen eines anschliessenden concessionirCen Betriebs muss 
ferner der Mitbetrieb auf den Schienen gegen entsprechende 
Entschädigung gestattet werden. Was die Goncession selbst 
betrififty so wird zwischen Secundärbahnen und Strassenbahnen 
unterschieden. Als Kriterium ist nicht etwa die Maximalgeschwin- 
digkeit angenommen, sondern der ganze Charakter des Betriebs, 
ob feste Stationen bestehen, unabänderliche Fahrpläne eingeführt 



1 Vergl. H. Claus: Die Sccundärbahnfrage in Italien, enthalten im 
«Archiv für Eisenbahnwesen'^ Berlin 1883. 

2» 
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sind u. dergl. Für Secundfirbahnen ist nur die Staatsconcession 
erforderlich, ebenso für Strassenbahnen auf Nationalstrassen. Für 

Strasscnbahnen auf Provinzialstrassen ist der Provinzialrath 
die compctcnte Ijchörde, fiir Ijahiica aut Communalstrassen die 
Communalbehürde. Berührt aber die Bahn die mehreren Ge- 
meinden oder Provinzen gehörigen Strassen, so fallt die Saclie 
an die nächst höhere Concessionsinslanz, also Provinz oder 
Staat, nach Anhörung der interessirten unteren Verwaltungs- 
glieder, ebenso wenn die Strasse in die Competenz verschiedener 
Concessionsinstanzen fällt. Wird der Betrieb mit Dampf beab- 
sichtigt, so fällt in jedem Falle der Regierung die Genehmi- 
gung und Controle über die im öffentlichen Interesse erforder- 
lichen Sicherheitsmassregeln zu. 

Die Tendenz dieses Gesetzentwurfs hat im Parlament viel- 
fache Anfechtungen erfahren. Insbesondere traten gewichtige 
Stimmen für eine Verlängerung derConcessionsdauer fürStrassen- 
bahnen auf 50 Jahre ein. Ferner befürchtete man^ dass durch die 
Vergebung der Concession an den Bestbietenden, anstatt wie 
bisher an den Erstbietenden, nur wenige neue Bahnen zu 
Stande kommen werden, während von anderer Seite wieder der 
W uiisch ausgesprocl.cu wurde, es mögen gesetzliclic Vorkeh- 
rungen getroffen werden, welche verhindern, dass den Strassen- 
bahnen Steuern oder sonstige Lasten auferlegt werden. Bis 
heute ist der Gesetzentwurf unerledigt geblieben und es er- 
scheint in hohem Grade beinerkenswerth, dass der Mangel des 
gesetzlichen Kinriusses den Aufschwung des Dampltramwav- 
systems in Italien, von welchem später noch ausführlicher die 
Rede sein wird, nicht hat hindern können. 

In Belgien, wo bereits durch Gesetz vom 9. Juli 1875 die 
Seitenanlage des Bahnkörpers in derselben Ebene und unmittelbar 
neben der Landstrasse gestattet war, hat der Bau von Local- 
bahnen durch die mit Gesetz vom 28. Mai 1884 erfolgte Gründung 
der ,ySoci£t6 nationale des chemins de fer de vicineaux'* 
einen kräftigen Impuls erhalten. Während Belgien noch zu Ende 
des Jahres 1882 im Ganzen 81 Kilometer Localbafanen besass^^ 



* Die erste Localbahn von Taviers-Embresin wurde am 16, October 
1879 erötlnet. 
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hat die genannte Gesellschaft gleich nach ihrer Gründung den 
Bau von fast 1200 Kilometer in Angriff genommen und ist 

dieselbe berufen, das belgische Eisenbahnnetz, dessen Dichtig- 
keit keinen Raum lur neue Hauptbahnen übrig lässt, mit einer 
möglichst grossen Anzahl von Lucalbahnen zu versehen. 

Was der Entwickelung der Localbahncn in Belgien eine 
lange Zeit hindernd im Wege stand, war die im Anfang des 
Localbahnwesens vielfach verfochtene Ansicht, dass die Initia- 
tive zum Bau von Localbahncn den interessirten Gemeinden 
überlassen bleiben müsse. In Ikli^ien, wo die Autonomie der 
Gemeinden weitergehend als in irgend einem anderen Lande 
ist, glaubte man daher Bedenken gegen eine etwaige Inter- 
vention des Staates geltend machen zu müssen, weil man 
hierdurch die Autonomie der Gemeinden zu verletzen meinte; 
und als die Subventionsfrage im Jahre 1877 in der belgischen 
Kammer zur Sprache gebracht wurde, entspann sich hierüber 
ein lebhafter Streit, bis man endlich zur Ueberzeugung kam, 
dass die Gemeinden, wenn sie selbstständig vorgehen sollten 
unübersteigbaren Hindernissen begegnen würden, und zwar 
nicht nur bei der Geldbeschafiung, sondern auch dadurch, dass 
sie nicht einmal das nöthige technische Personal für die Vor- 
arbeiten besitzen. Und man sah endlich ein, dass die Ein- 
mischung des Staates noth wendig sci, uia das Capital unter 
günstigeren Bedingungen zu verschaffen, und man hielt diese 
Einmischung für gerecht, weil das grosse üllentHche Interesse 
ihr Zweck ist. Die Gründung der „Societc nationale" hat sich 
hier als die geeignetste Form erwiesen, um den Bau von 
Localbahncn auf eine rationelle Basis zu stellen, mdem diese 
jede Absicht auf einen Unternehmergewinn ausschliesst und sich 
darauf beschränkt, bei Zusicherung eines entsprechend niedri- 
geren Zinsfusses diesen mit Staatsgarantie zu umgeben. Das 
Anlagecapital der „Soci6t6 nationale" wird, je nach dem Fort- 
schreiten der gesellschaftlichen Operationen, durch Ausgabe 
von auf den Inhaber lautenden Actien per 1000 Francs, welche 
Actien sich jedoch nur in den Händen des Staates, der Pro- 
vinzen und Gemeinden befinden dürfen, gebildet. Diese Actien 
werden in ebensoviele einzelne Serien eingetheilt, als Lmien 
concessionirt worden sind. Mit dem Bau von Localbahnen 
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wird erst vorgegangen, wenn die hierbei betheiligten Gemeinden 
eine zum Bau und zur Inbetriebsetzung derselben hinreichende 
Anzahl von Actien libernomnien haben. Es bleibt indess 
sowohl der Regierung als den Provinzen unbenommen, an 
Stelle der Gemeinden einzutreten. Der Gesellschaft wird ge- 
stattet, Obligationen mit festem Zinsfuss bis zur Hohe der 
vom Staate den Provinzen und Gemeinden geschuldeten Annui- 
täten auszugeben. Für jede concessionirte Linie wird eine 
eigene Betriebsrechnung geführt auf Grund eines für die all- 
gemeinen Verwaltungskosten festgesetzten Schlüssels. Ein bei 
irgend einer Linie sich ergebendes Deficit ist durch die Gesell- 
schaft zu decken. Der Reinertrag einer jeden Linie wird als 
Dividende bis zur Höhe von 5 Procent des eingezahlten 
Capitals verwendet. Sollte der Reinertrag Über 5 Procent hin- 
ausgehen, so wird der Rest zu einem Viertel an die Actien 
und drei Viertel an die Gesellschaft abgeführt, welch letztere 
die UeberschÜsse zur Bildung eines Reservefonds verwendet. 
Wird eine Linie verstaatlicht, so dient der Erwerbspreis zur 
Einlösung der für diese Linie uni ainen Actien. Ein sich 
hierbei etwa ertjcbendes Plus wiiJ in gleicher Weise wie der 
Reinertrag verüieiit. Zu erwähnen ist, dass der Generaldirector 
und der Vorsitzende des Verwaltungsraths durch den König 
ernannt werden. 

Die Localbahnen werden der Gesellschaft seitens der Re- 
gierung concessionirt nach Anhörung der Gemeinderäthe und 
der ständigen Deputationen der Provinzialräthe. Die Conces- 
sionen werden auf die Dauer der Gesellschaft ertheilt. Die 
Regierung hat das Recht, die vorbehaltlich ihrer Genehmigung 
durch den Verwaltungsrath festzustellenden Tarife zu erhöhen 
und deren Herabsetzung zu verbieten. Keine Concession einer 
Vicinalbahn kann anderen Gesellschaften oder Privaten ertbeilt 
werden, mit Ausnahme von Pferdebahnen, welche dem Gesetze 
vom 9. Juli 1875 unterliegen. In Bezug auf die Abnahme von 
Actien soll die Betheiligung des Staates nicht über die Hälfte 
des nominellen Capitals für jede Linie hinausgehen. Die Gesell- 
schaft kann zu keinerlei Steuern durch die Provinzen oder 
Gemeinden herangezogen werden. Jede Concession kann auf 
Grund der in der Concessionsurkunde festzusetzenden ßedin- 
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jungen vom Staate zurückgekauft werden. Es wurde derRegie- 
•run^ auch ein Specialcredit von 2 Millionen Francs zur Verfügung 
-^estelli^ damit sie in der Lage sei^ sich durch Uebernahme von 
Actieo an der Bildung des Bau- und Betrlebscapitals für die 
zu concessionirenden Linien, welche slUnmtlich schmalspurig 
aufzuführen sind, zu betheiligen. ^ 

Durch die Gründung der ^^Soci^t^ nationale des chemins 
<le fer de vicineauz" hat der Bau von ,Localbahnen in Belgien 
eine grundsätzliche Lösung erfahren, indem derselbe dem 
Zusammenwirken von Staat, Provinzen und Gemeinde:i an- 
heimgegeben ist und die ßetheiligung des Privatcapitals durch 
Erwerbung von Obligationen von den Chancen des Betriebs 
unabhängig gemacht wurde, was dem gemeinnützigen Cha- 
rakiei des Localbahnwesens entspricht. Man würde versucht 
sein, diese Lr)siinir als eine mustergiliige zu bezeichnen, wenn die 
finanziellen Verhaltnisse der Provinzen und Gemeinden anderer 
Länder eine ähnliche Belastung wie in Belgien zulässig er- 
scheinen h'essen. 

Unter den deutschen Staaten hat sich zuerst Bayern 
die Förderung des Baues von Localbahnen angelegen sein 
iassen. 

Das Gesetz vom 29. April 1869, betreffend die Ausdeh- 
nung und Vervollständigung der bayerischen Staatsbahnen, 
dann Erbauung von Vicinalbahnen, weist die Ueberschüsse der 
Rente der Staatsbahnen zur Bildung eines „Vicinal- Eisenbahn- 
Baufonds" an, dessen Verwaltung der Eisenbahndotations-Casse 
überwiesen wird. Nach diesem Gesetze sollten ßahnverbin- 



* Die Gesellschaft hat bereits eine Anleihe von 80 Millionen Francs 
emittirl und hiervon 20 Millionen Francs in IGO <■)(■•»") Obligationen in Brüssel 
und Paris am 14. Juli l>*8ö zur Subscription aufgelegt, und zwar zum 
Curs von 109-50 per Obligation ä 120 Francs. Die Anleihe ist in 90 Jahren 
zu tilgen. Die Obligationen, Vicinallose genannt, haben drei Ziehungen in 
den ersten 24 Jahren, später jedoch nur iwei. Der Haupttrefier, der wah- 
rend der ersten acht Jahre 75.000 Francs beträgt, verringert sich in den 
folgenden acht Jahren auf 80.000 und fOr den Rest der Tilgungszeit auf 
S6.000 Francs. Diese Losgattung gilt beim belgischen Publicum als ein 
beliebtes Anlagepapier, und der aufgelegte Betrag wurde bei der letzten 
Subso^iption zwanzigfach überzeichnet. 
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düngen von iocaler Wichtigkeit, weiciie vom Staate oder durch 
Private hergestellt werden, nur unter der Voraussetzung Aus- 
sicht auf Unterstützung haben, dass für dieselben die Grund« 
erwerbung und die Herstellung der Erdarbeiten ohne In- 
anspruchnahme des Staatsfonds gesichert ist. In diesem Fall 
sollte höchstens die Hälfte des Aniagecapitals bewilligt wer- 
den.^ Allein in den Specialgesetzen wurde das Zagestftndniss 
eingerSiimty dass auch die andere HSlfte der Eisenbahndota- 
tions-Casse entnommen werden könne. Die unzweckmässige 
Anlage, sowie die • technische Behandlung des Localbahn- 
Wesens konnten der Entwickelung desselben hier nicht förder- 
lich sein. Auf Grund des vorhin erwähnten Gesetzes wurden 
im Ganzen 167*3 Kilometer neue Linien gebaut, deren Ge- 
SLimmt-iiauaul wand bis zum Jahre 18Ö4 aiit i'2304 Mark per 
Kilometer betrug, welche sich mit 1'7" ^ verzinsten. Erst durch 
das Secundarbahngesetz vom 28. April 1882 wurde die Grund- 
lage für eine rationelle Ausbildunjt^ des Localbahnnetzes gcschatfen, 
welches jedoch den Schwerpunkt in die finanzielle Mitwirkung 
des Staates legte. Mit dem Gesetz vom 21. April 1884 wurde 
der Bau von 13 Localbahnen für Staatsrechnung beschlossen^ 
deren Gesammtlänge mit circa 300 Kilometer projectirt ist. 
Die Baukosten wurden präliminirt mit Ö2.9ö0 Mark pro Kilo- 
meter, der Beitrag der Interessenten für Grundeinlösung mit 
4110 Mark pro Kilometer und die Verzinsung des staatlichen 
Baucapitals mit 3*7 Procent. In dem Gesetze wurde Rücksicht 
genommen auf die Benützung der bestehenden Strassen und 
ausgesprochen, dass mit der baulichen Ausführung erst dann 
vorzugehen ist, wenn der für den Bahnbau und dessen Zugehör 
nöthige Grund und Boden kosten- und lastenfrei dem Staate 
zum hif^cnrhum überwiesen sein wird. Die Localbahnen 
werden durchwegs normalspurig angelegt. 



1 Die Ueberlassung von Grund und Boden war eigentlich einem 
„Fonds perdu" gleich; denn es wurde in den Specialgesetzen ausgesprochen, 
dass erst dann, wenn die Roheinnahmen der Bahn das Dreifache der 4Vi- 
oder 4procentigen Zinsen des vom Staat aufgewendeten Capitals betragen, 
aus dem Ueberscbuss eine Verzinsung und Amortisation des für Gfund- 
und Erdarbeit ausgegebenen Capitais bis 6 Procent gewährt werden kann» 
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Einen grossen Aufschwung hat das Localbahnwesen in 
Preussen genommen^ wo der Staat, begünstigt durch den 
Zufluss der an die- Staatsverwaltung Übergegangenen reichlichen 
Fonds der Privatbahnen, den Bau von Localbahnen zunächst 

selbst in die Hand nehmen konnte. ' Die Förderung des Lucal- 
bahnbaucs wurde jedoch sowohl auf den Bau von Localbahnen 
für Staatsrechnung mit Betheiligung der Interessenten, als auf 
die ü nanzielle Betheiligung des Staates an der Herstellung 
durch Dritte erstreckt. Es sind zu diesem Zwecke im Jahre 1879 
Normal- Concessionsbedingungen, sowie ^Grundzüge für die 
Gewährung staatlicher Beihilfen zum Bau von Localbahnen 
aufgestellt worden. Bei der Aufstellung der Grundzüge für die 
Gewährung staatlicher Beihilfen oder jener Normalien, welche, 
wie wir bemerken wollen, einen Anspruch der Localbahn- 
Interessenten an den Staat nicht begründen, ist man davon 
ausgegangen, dass, bevor die Gewährung einer staatlichen Bei- 
hilfe Überhaupt in Frage kommen könne, zunächst von den 
Bahninteressenten selbst und insbesondere von den betheiligten 
Gemeinden, Kreisen oder Provinzen ausreichendes Interesse 
durch ein entsprechendes Opfer bethätigt wird. Dieses besteht 
in der Abtretung von Grund und Boden, ob nun der Staat 
selbst baut oder sich an dem Bau eines Dritten betheiligt. In 
letzterem Falle wird die Betheiligung des Staates auch an die 
Bedingung geknüpft, dass die übernoniinene Anzahl von 
Actien den vierten Thcil des Capitals und die Summe von 
15.000 Mark pro Kilometer nicht übersteigen und innerhalb 
dieser Grenze nur bis zum Belauf des Gesammtbetrages der- 
jenigen Actienanzahl erfolgen kann, weiche von Provinzen, 
Kreisen oder Gomniunnlverbänden gezeichnet worden ist. Die 
Unterstützung des Staates kann ferner auch in der pacht- 
weisen Uebernahme des Betriebs bestehen, wenn die be- 
treffende Localbahn an das Staatsbahnnetz anschliesst, normal- 
spurig ist, und Provinzen, Kreise oder Gemeinden auf die 
Verzinsung ihres Antbeiles, welcher mindestens ein Sechstel 
betragen muss, aus dem Pachtzinse über den Betrag von 



1 In Folge der Verstaatlichung fielen dem Staat 81*5 Millionen Mark 
xUy wozu noch 78*6 Millionen unverwendete Baucredite hinzukommen« 
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2 Procent ihres Antfaeiles hinaus so lange verzichten^ als nicht 
den übrigen Betheiligten eine vierprocentige Verzinsung ihres 
Antheils aus dem Pachtzins zu Theil geworden ist. 

Das preussische Localbahnnetz wurde auf Grund einer 

Reihe von Specialgesetzen sichergestellt, und zwar betragen 
bisher die Gesammtaufwendungen des Staates für die Anlage 
von 99 Linien in einer Länge von 3970 Kilometer 323'9 Mil- 
lionen Mark. Seit dem Jahre 1880 wird dem preussischen 
Landtage mit einer gewissen Regelmässi^keit alljährlich ein 
Secundarbahn- Gesetzentwurf vorgelegt, durch welchen der 
Regierung die finanziellen Mittel hewiUigt werden, damit die- 
selbe unter den bestehenden Normen den Bau neuer Secundär- 
bahnen unterstützen könne. In diesen Specialgesetzen wird 
gleichzeitig die Betheiligung der Interessenten in allen Punkten 
festgestellt, jedoch wird bei der Bemessung der den Letzteren 
aufzuerlegenden Leistungen den bestehenden Grundsätzen ent- 
sprechend daran festgehalten, dass zum mindesten das erfor- 
derliche, nicht bereits im fiscalischen Besitz befindliche Terrain 
unentgcdtlich hergegeben und das Recht zur Mitbenützung der 
Chausseen und sonstigen Öffentlichen Wege entschädigungs- 
los eingeräumt wird. In berQcksichtigenswerthen Fällen wird 
Übrigens vom Staat auch ein Zuschuss zur Grunderwerbung 
bewilligt, während andererseits die Interessenten häufig verhalten 
werden, ausser der Aufbringung der Grunderwerbungskosten 
auch einen Zuschuss zu den eigentlichen Baukosten zu leisten. ^ 



* Nachstehende Darsteliung zeigt d^is Ansmnss der den Interessenten 

im Secuadarbahagesetz vom Jahre lb85 aulerlegten Leistungen. 
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Der Bau und Betrieb erscheinea durch die Bahaordnung fQr 
deutsche Eisenbahnen unter geordneter Bedeutung vom 12. Juni 
1878 geregelt. 

So zaghaft die Staatsverwaltungen anfangs in der 
Eigreifung von Massnahmen 2ur Förderung des Localbahn- 
wesens vorgegangen sind, was in der lange andauernden 
Unklarheit über die Gestaltung des Localbahnsystems zum 
Theile begründet gewesen, so rasch hat sich dieses entwickelt, 
nachdem einmal der Anfang gemacht war, und Überall zeigte 
sich eine intensive Thatigkeit, deren wohlthätige Wirkung auch 
aul jene Staaten nicht ohne Einfluss bleiben konnte, in denen 
das Verständniss für die Gemeinnützigkeit des neuen Vcrkehrs- 
miitels noch nicht so ausgebildet war, dass man auf die Heran- 
ziehung der Interessentenkreise auch nur in beschränktem 
ikiasse hiitte rechnen können. 

In Russland ist jüngst durch die Unterstützung der 
Regierung eine Gesellschaft für den Bau von Zufahrtsbahnen 
mit einem Capital von 3 Millionen Rubel gegründet worden. 

Aber namentlich in Ungarn, wo durch das Secundär- 
bahn-Gesetz vom 14. Jtwi 1880 die ersten gesetzlichen Be- 
stimmungen für den Bau von Localbahnen geschaffen wurden, 
macht sich eine Bewegung wahrnehmbar^ die vielleicht schon 
in der nächsten Zeit zu einer ausgedehnten Thätigkeit auf 
diesem Gebiete führen dürfte. Wie schon vor einem Decennium 
Weber gethan, so hat neuerlich auch Kailay anerkannt, dass 
kein Land Europas zu seiner Prosperität des Ausbaues von 
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Localbabnen in so hohem Masse bedürfe wie Ungarn, dessen 
Strassensystem in Folge mangels an Strassenbaumaterials, 
namentlich in der ausgedehnten sQdungarischen Getreide- und 
Weinebene, tusserst lückenhaft ist. Weber ging so wei^ dass 
er für Ungarn solche Localbabnen propagtrte, die mit den 
Bahnen höherer Ordnung fast nichts als ein auf dem nackten 
Boden gelegtes Geleise gemein haben, auf dem lediglich nach 
BcJürfniss, vielleicht sogar nur zur Ernte, die Producte trans- 
portirt werden. Daneben, glaubte Weber, werde aber noch 
genug Raum bleiben für die Bildung solcher Localbabnen, die 
sich den Hauptbahnen in ihrer Anlage und Ausrüstung 
nahem, in welcher Richtung Ungarn heute schon über eine 
grosse Kilometerzahl verfügt, welche jedoch, wenn man von 
einzelnen Linien absieht, zumeist mit so bedeutenden Anlage- 
kosten belastet sind, dass die Vortheile der secundären Anlage 
illusorisch werden müssen. Bis zum Ende des Jahres 1884 
hatte Ungarn ein Secundärbahnnetz von 1260 Kilometer im 
Betrieb. Die Gesammtlänge der im Jahre 1885 theils zur 
Inbetriebsetzung, theils zum Bau gelangenden Localbabnen Über- 
steigt die Zahl von 800 Kilometer. Darunter befinden sich 
Localbabnen von einer Ausdehnung mit mehr als 100 Kilometer^ 
so die unter finanzieller Mitwirkung des Staates sichergestellten 
Matraer und Biharer Bahnen. Die staatlichen Begtknstigungen^ 
welche durch das Secundärbahn*Gesetz vom 14. Juni 1880 
eingeräumt wurden, bestehen in der Stempel- und Gebühren- 
freiheit für alle Transactionen zu Gunsten der Zustande- 
bringung einer Localbahn, sowie für die Ausgabe der Werth- 
titres für die Capitalsbeschaffung, die Befreiung von der 
Erwerbs- und Einkommensteuer, sowie der Couponsieuer für 
die Dauer von 30 Jahren vom Tage der Goncessionsertheilung 
t^sofern nicht zehn Jahre nach Goncessionsertheilung der Rein- 
ertrag des Unternehmens, auch bei Einstellung des Steuer- 
betrages^ höher als 5 Procent des Capitals wäre), ferner die 
Befreiung von der Transportsteuer durch 10 Jahre vom Tage 
der Goncessionsertheilung, die Bewilligung zur Benützung der 
Öffentlichen Strassen als Bahnkörper^ die Enthebung von der 
Verpflichtung betreffs der Beförderung der Post und die Ge* 
Währung verschiedener von der Betriebsordnung abweichender 
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Erleichterungen in Bezug auf die Ausrüstung des Baues und den 
Betrieb. Das Gesetz bestimmt Qberdies, dass äraiische oder unter 
StaatsTcrwaltung stehende StiftsgÜter^ welche beim Bau von 
Localbahnen interessirt sind, gehalten seien, zu den Kosten 
des Baues beizutragen ; dass femer die ungarischen Staatsbahoen 
verpflichtet sind, in ihren gemeinsam zu benützenden Stationen 
den Dienst daselbst, eventuell den ganzen Betrieb der an- 
schliessenden Localbahn (über Wunsch derselben; gegen Er- 
stattung der blossen Selbstkosten zu besorgen^ und die für 
diese Bahnen erforderlichen Baumaterialien zum eigenen Posten- 
preise zu verfrachten; dass weiters die Municipicn ermächtigt 
sind, den Bau der Localbahnen mit einem l lieil ihrer öffent- 
lichen Arbeit oder Arbeitsablüsung zu unterstützen und den- 
selben eine jedoch nicht über 10 Jahre hinausreichende Zinsen- 
garantie zu gewähren. Das ungarische Gesetz gestattet die Aus*- 
gäbe von Prioritäten bis zu zwei Fünftel des ganzen Anlage- 
capitalsy wenn die interessirten Besitzer der Gegend die Garantie 
für deren Verzinsung und Tilgung Übernehmen. Gegenwärtig ist 
die ungarische Regierung mit einer Revision des Gesetzes vom 
14, Juni 1880 beschäftigt in der Absicht, den Gemeinden und 
Comitaten gewisse Erleichterungen für die Beitragsleistungen 
zu gewähren. Dieselben sollen es ermöglichen, dass die Muni» 
cipien Lasten auf grössere Zeitdauer und dadurch Beitrags- 
leistungen auf längere Termine, vielleicht 15 bis 20 Jahre, 
übei iichracn. Eine solche Nothvvendigkcit hat sich schon bei 
der Sicherstellung der Biharer und Matraer Localbahn heraus- 
gestellt. Bei der ersteren, an welcher sich der Staat durch 
Uebernahme von Stanimactien im Betrage von 300.000 Gulden 
betheiligt hat, wurde, abweichend von den Bestimmungen des 
Secundärbahngesetzes vom Jahre 1880, gestattet, dass das Muni- 
cipinni des Biharer Comitates im Interesse der Subventionirung 
der Biharer^ sowie der auf Grund des Secundärbahngesetzes 



1 [Jic Ucmessung Jcr Selbstkosten, wie sie zuerst in dem Betriebs- 
verlrag der Debreczin-Hajdu-Maroser Localbahn erfolgte, geschieht in der 
Weise, dus die ungarischen Staatsbahnen als Entschädigung nur jenen 
Betrag* beanspruchen, welchen die Beförderung auf dem Gesammtneue 
der Staatsbahnen im Durschschnitt erfordert. 
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concessionirten Localbahn Grosswardein - Beleoyes -Vaskof zu 
Lasten seines Fonds für ÖfifentUcbe Arbeitsleistungen ein längstens 
binnen 50 Jahren zu tilgendes Anlehen abschliessen könne. 

Nachdem wir nun versucht baben^ die auf die Förderung des 
Localbabnwesens in den einzelnen Staaten gerichteten Bestre- 
bungen näher zu beleuchten, wird es statthaft sein zu unter- 
suchen, inwieweit sich die gesetzlichen Massnahmen in Oester- 
reich geeignet erwiesen haben, auf die Entwickelung des 
Locaibaiinweseas üiniiuss zu nehmen. 
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Unter deo legislativen Massnahmen^ denen ein be- 
stimmender Einfluss auf die Neugestaltung des Eisenbahn- 
wesens in Oesterreich zugewiesen war, nahm das* Gesetz vom 
25. Mai ISBO, betreffend die Zugeständnisse und Begünstigungen 
für Localbahnen^ eine hervorragende Stellung ein. Die unter 
der Nachwirkung der Börsen- und Finanzkrise vom Jahre 1873 
vollständig erlahmte Privatthätigkeit im Eisenbahnbau sollte 
durch dieses (icsctz ciacii neuen Impuls gewinnen und die 
vom Throne herab verheissene Förderung des Eisenbahnwesens 
in einer den Verkehrsbedürfnissen entsprechenden Weise an- 
gebahnt werden. Die gesetzdiche Regelung des Localbahnwesens 
schien in Oesterreich um so wünschenswerther, als sich hier die 
Nachtheile kostspieliger auf Zukunftsverkehr berechneter Eisen- 
bahnanlagen besonders geltend machten und man endlich an 
einem Punkte angelangt war, wo man sich sagen musste^ 
dass bei Aufrechterbaltung der bisher in Uebung gewesenen 
Normen an eine Fortsetzung der Eisen bahnbauthätigkeit nicht 
gedacht werden könne. Dieser Erkenntniss stand aber das all» 
gemein in lebhafter Weise zutage getretene BedQrfniss nach 
billigen Communicattonsmitteln entgegen^ dessen Berechtigung 
auch von der Staatsverwaltung, welche die im Eisenbahnwesen 
zutage tretenden Uebelstände mit Aufmerksamkeit verfolgte» 
anerkannt werden musste. Inzwischen hatten die Eisenbahn- 
gesellschaften selbst die Nothwendigkeit eingesehen, sich mit 
jenen Factoren näber zu beschäftigen, welche auf die Verzinsung 
ihrer Anlagen einen ungünstigen Einfluss ausübten. Ihre Auf- 
merksamkeit wendete sich zunächst den unverhältnissmässig 
hohen Betriebskosten zu, und da zeigte es sich, dass ins- 
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besondere diejenigen Massnahmen grosse Auslagen verursachen, 
welche aus sicherheitspolizeiltcben Gründen zur Hintanbaltung 

der mit dem Bahnbetrieb verbundenen Gefahren vor- 
sescliriebeii siiui. Da diese Gefahren mit der zunehmenden 
Fahrgeschwindigkeit wachsen, so ist man zü dem Resultat 
gelangt, auf verkehrsärmeren Strecken durch Einführung 
einer möglichst verminderten Fahrgeschwindigkeit den Um- 
fang der sicherheitspolizeilichen Massnahmen auf das Noth- 
wendigste zu beschränken, wobei auch der Umstand in 
Betracht kam, dass bei verminderter Fahrgeschwindigkeit die 
Maschinenkraft besser ausgenutzt werden konnte. Auf diese 
Weise haben sich die Eisenbahngesellschaften entschlossen^ 
auf einzelnen, weniger belebten Strecken zur Einführung des 
Secundärbetriebes zu schreiten, in welcher Hinsicht sie auch 
auf die Unterstützung der Regierung rechnen konnten^ welche 
hierin einerseits eine wesentliche Ersparniss für manche den 
garantirenden Staat schwer belastende Bahnen erblickte und ' 
andererseits die Gelegenheit begrüsste» mit erprobtem Personale 
praktische Versuche darüber anzustellen, wie weit in den Er* 
leichterungen beim Secundärbetrieb gegangen werden könne. ^ 
Die Einführung des SecundSrbetriebs durch die Hauptbahnen^ 
war aber als eine rein im Interesse der Gesellschaften er- 
griffene finanzielle Massnahme angcsclien worden, denn für 
die hiervon betroffenen Verkehrsgebiete, welchen nur die Nach- 



' Siebe: „Der Secun i irbetrieb auf den österreichischen Eisenbahnen 
in seiner Gestaltung bis zum Jahre 1880" von Dr. M. Freiherr v. Busch- 
mann, Wien 1880. 

* Fast sammtÜche österreichische Hauptbahnen haben auf einzelnen 
Theilstrecken den Secundärbetrieb eingeführt. Wenn den Bahnen hierdurch 
eine Erleichterung bezöglich der ihnen concessionsmassig obliegenden Ver- 
pflichtungen zugestanden wurde, kann deren vollständige Erfüllung von 
der Regierung ohneweiters verlangt werden. Eine über Auftrag der preussi- 
schen Regierung angestellte Untersuchung: wie sich die finanziellen Re- 
sultate des SecundSrbetriebs gegen die Kosten des Vollbahnbetriebs 
Stellea, ergab, dass, abgesehen von den geringeren Anlagekosten, das Er- 
sparniss bei der Ausgabe durchschnittlich 46 Procent betragt. Eine zweck- 
massige Neuerung hat der Secundärbetrieb im Bezirke der königlichen 
Eisenbahndirection Hannover erfahren, wo man auf Strecken mit bisher 
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theile, aber nicht die Vortheile des Secandärbetriebs zugewendet 
wurden, bedeutete diese Aenderung blos eine Verschlechterung 
des Status quo. Man gelangte zur Einsicht^ dass die Bevölkerung 
der Vortheile des Secundärbetriebs erst dann theilhaftig werden 
könne, wenn schon beim Bau der Bahnen auf die vorhandenen 
VerkehrsbedQrfnisse Rücksicht genommen wird, und von diesen 
Erwägungen geleitet hat die Regierung gleichzeitig mit den 
auf die Einführung des Secundärbetriebs gerichteten Bestre- 
bungen die Initiative crgriticn, um sowohl den Bau wie den 
Betrieb von Bahnen localen Charakters im gesetzlichen Wege 
zu regeln. ' 

Die Regierung wurde in ihren Bestrebungen durch die 
private Unternehmung unterstützt, welche ihrerseits mit Eifer 
thätig war, Grundzüge für den in Vorbereitung befindlichen 
Gesetzentwurf festzustellen. Von verschiedenen Seiten wurden 
Programme bezüglich der Herstellung von Localbahnen aus- 
. gearbeitet, welche dem Staate als Grundlage für den dies- 
bezüglich zu erlassenden Gesetzentwurf dienen sollten. Ins- 
besondere wurde die Nothwendigkeit günstiger Verkehrsbedin- 
gungen für den kleinen Grundbesitzer betont, deren Bedeutting 
man nicht unterschätzen möge.- Die Erfahrung, hiess es in einem 
dieser Programme, hat erwiesen, dass in ackerbautreibenden, 
wohlhabenden Districten Frachten des kleinen Mannes in einer 
so beachtenswerthen Menge den neu entstandenen Bahnen 
zugeführt wurden, auf welche man kaum gerechnet hatte. 

gemischten Zügen behufs öfterer I^etorderung des PubÜcums eine vortheil- 
hafte Trennung herbeigeführt hat. Man baute hier nänilicli möi;Iichst leichte 
(20 Tonnen) Locomotiven (zum Preise von ir..H0O Mnrk), indem man von 
ihnen nur die FortschatTung von 1 oder 2 Personenwagen lorderi. Diese 
Neuerung soll ganz ausserordentliche l-^rfolge aufzuweisen haben. Vergl. 
„Archiv für Eisenbahnwesen", Berlin 1884. 

1 Bevor noch in die Beratbungen. Ober den Entwurf eines Localbahn- 
gesetzes eingegangen Wurde, sind mehrere Secundftrbahnen theils auf Rech- 
nung des Staates, theils unter Mitwirkung des Privatcapitals auf Grund 
von Specialgesetzen xu Stande gekommen. In diesen Spectalgesetsen sind 
(ibr den Bau alle zulftssigen, die Oekonomle fördernden Erleichterungen 
und beim Betrieb alle erleichternden Nachlftase von der Betriebsordnung 
vom 16. November 1851 gewährt worden. Dies bezog sich insbesondere 
auf die Einfriedigungen, Wege- und Bahnbewachung, Signalisirung, durchwegs 
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Die Regierang konnte sich denn auch den auf eine bal- 
dige Vorlage des Gesetzentwurfs abzielenden Wünschen umso- 
weniger verschliessen, als gleich nach der Constituirnng des 
neugewählten Abgeordnetenhauses am 14. October 1879 von 
80 Abgeordneten ein Antrag eingebracht wurde: die Regierung 
möge in einem Gesetzentwurf die Bedingungen normiren, 
unter denen der Staat allen jenen Gebieten, die durch den 
Bau von Secundärbahnen dem ökonomischen Niedergang ent- 
rissen wurden, die Herstellung solcher Bahnanlagen ermöglichen 
könnte. Am 29. November 1879 wurde der Gesetzenuvurf, 
betreffend die Zugeständnisse und Begünstigungen für Local- 
bahnen, vom Handeisminister Baron Korb im Abgeordneten* 



Erleichterungen, die im Hinblick auf die verringerte Fahrgeschwindigkeit 
thunlich erschienen. In diesem Zeitpunkt kamen zu Stande: 



Als Staatsbabnen: 
Dalmatiner Staatsbahaen 

Kriegsdorf-Römerstadt 

Mürzzuschlag-Neuberg ..,.,,» 
Unterdrauburg- Wolfsberg •.«•.. 

Ebersdorf- WOrbenlhal 

Donau- Uferbahn , , 

Als Priyatbahoen: 

Elbogen-Neusattel 

Leoberadorf-St. Pölten * 

Leobersdorf-Guteastein* 

Pöchlarn-Gaming^ 

Öaalau-Zawratez 

Bozen-Meran 

Wien-Aspang 

Chodau-Neudeck 



Kilometer 



Eröfihonga- 

jahr 



105 


1877 


14 


1878 


11 


1879 


88 


1879 


21 


1880 


8 


1880 


5 


1877 


76 


1877 


33 


• 1877 


38 


1877 


19 


1880 


BS 


1881 


80 


1881 


14 


1881 



* Durch Gesetz vom 6. Ju]i im in den Benu de« Staicea übergegangen. 
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foause eingebracht^ jedoch erst im nächsten Frühjahr erledigt. 
Die blosse Aussicht auf das Zustandekommen des Gesetzes 
hatte genügt, um eine Anzahl von Eisenbahnpro jecten, an 
deren Ausführung man kaum mehr zu denken gewagt, lebens- 
fähig zu gestalten; denn allgemein gab man sich der gewiss 
nicht uuberechtigien Uebcrzcu^ung hin, da:ss der Ausbau eines 
grossen Localbahnnetzes auf die Wiederbelebung der Industrie 
und Landwirüischaft von gunstigem Einfluss sein müsse. 
Hiefür sprach nicht nur die Erfahrung, die man in den 
Nachbarländern, welche sciion früher die Vortheüe eines den 
Localverkehr begüiisrigcnden Gonimiinicationsmittels begriffen, 
gesammelt hatte, sondern auch die Erkenntniss, dass das öster- 
reichische Eisenbahnnetz, dessen Anlage von einem systema- 
tischen Plane weit entfernt ist, zur Zeit noch grosse Lücken 
auswies, welche ganze Land(?stheile von den Eisenbahnstrassen 
abschlössen und auf ihre Entwickelung ungünstig einwirkten. 
Wie stark das BedÜrfniss nach Bahnen localen Charakters zu 
Tage trat, geht aus dem Umstände hervor, dass noch vor 
Sanctionirung des Localbahngesetzes aus Böhmen allein Ober 
100 Concessionsgesuche vorlagen und einzelne Concessions- 
bewerber, ohne die Sanctionirung abzuwarten, Vorverträge 
wegen des Baues und Betriebs von Localbahnen abschlössen. 
Im April 1880 hatten beide HSuser des Reichsraths den 
Gesetzentwurf mit unwesentlichen Aenderungen angenommen 
und am 5, Juni, am Tage der Publicirung, trat das am 
'25. Mai saoctionirte Gesetz in Wirksamkeit, welches mit 
31. December 1882 erlöschen sollte, aber durch die Gesetze 
vom 26. December 1882 und 28. December 1884 bis 1. Juli 1886 
verlängert worden ist. 

II. 

Durch das Gesetz vom 25. Mai 1880, betreffend die 
Zugeständnisse und Begünstigungen für die Localbahnen, ^ 
wurde die Regierung ermächtigt (Art. I), bei Concessionlrung 
neuer Localbahnen nicht nur in Bezug auf die Vorarbeiten, 
den Bau und die Ausrüstung alle thunlichen Erleichterungen 



1 Enthalten im Anhang, Seite 113. 
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ZU gewähren, sondern auch in Bezug auf den Betrieb von den 
in der Eisenbahn-Betriebsordnung vom 16. November 1851 
und den einschlägigen Nebenbestimmungen vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen insoweit Umgang zu nehmen, als dies 
mit Rücksicht auf die besonderen Verkehrs- und Betriebs- 
verhältnisse, insbesondere die festgesetzte ermässigte Fahr- 
geschwindigkeit, nach dem Ermessen des Handelsministeriums 
zulässig erscheint. Zur Anlage von Localbahnen wird (Art. VI) 
die Benützung von Rcichsstrassen gestattet, insoweit nicht 
durch den Bahnbetrieb die Sicherheit des Strassenverkehrs 
gefährdet erscheint. Die Zulässigkeit und die Bedingungen der 
Strassenbenützung sind durch die Strassenverwaltung im Ein- 
vernehmen mit der Eisenbahn- Aufsichtsbehörde festzustellen. 
Jedoch ist, unbeschadet der aus dem Bestand des Mauthgcfälles 
erwachsenden Verbindlichkeiten, für die Strassenbenützung ein 
besonderes Entgelt nicht zu entrichten. Die Kosten der ord- 
nungsmässigen Erhaltung des benützten Strassentheils, sowie 
etwaige durch die fragliche Benützung veranlassten Mehrkosten 
der StrassenerhaltUDg überhaupt, desgleichen die Kosten der 
zur Hintanhaltung einer Störung oder Gefährdung des Strassen- 
verkehrs erforderlichen besonderen Vorkehrungen treffen die 
Localbahn-Unternehmungen. Andere öffentliche Strassen können 
mit Zustimmung der zur Erhaltung verpflichteten Strassen- 
Verwaltungen zur Anlage von Localbahnen m Anspruch ge- 
nommen werden. Ferner wird die Regierung ermächtigt, clie 
Unternehmungen von der in der Eisenbahn-Betriebsordnung, 
beziehungsweise dem Eisenbahnconcessions-Gesetz ausgesproche- 
nen Verpflichtung in Betreff der Beförderung der Post (Art. H) 
zu entheben und bei Festsetzung ucr Conccssionstanie (Art. IV) 
Ausnahmen von den Bestimmungen des Gesetzes vom 15. Juli 
1877, betreffend die Maximaltarife für die Personenbeförderung 
auf den Eisenbahnen, zu gewähren. Die nicht zu über- 
schreitende Fahrgeschwindigkeit (Art. V) ist nach Beschaffen- 
heit des einzelnen Falles jeweilig durch die Regierung fest- 
zusetzen. 

Ausser diesen Zugeständnissen können im Falle der Con- 
cessionsertheilung (Art. Vlll) seitens der Regierung nach- 
stehende Begünstigungen gewährt werden: 
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1. Die Befreiung von den Stempeln und Gebühren für alle 
Verträge, bücherlichen Eintragungen, Eingaben und son- 
stigen Urkunden zum Zwecke der Capitalsbeschaffung und 
Sicherstellung der Capitalsverzinsung und des Betriebs bis 
zum Zeitpunkte der Betriebseröffnung, sowie für jene be- 
züglich der Grunderwerbung, des Baues und der Instruirung 
der Bahn bis zum Schlüsse des ersten Betriebsjahrs. 

2. Die Befreiung von den Stempeln und Gebühren für die 
erste Aasgabe der Actien und Prioritäts-Obiigationea mit 
Einschluss der Interimsscheine und für die bücherliche 
Eintragung der Prioritäts-Obligationen» sowie^ von der bei 
der Grundeinlösung auflaufenden Uebertragungsgebühr. 

• 3. Die Befreiung von den für die Ertheilung der Concession 

und für die Ausfertigung dieser Concessionsurkunde zu 
entrichtenden Gebühren und Taxen. 

• 4. Die Befreiung von der Erwerb- und Einkommen- 

stLüLf, von der Entrichtung der Gouponstenipelgebuhren, 
bovvie von jeder neuen Steuer, welche etwa durch kunfdge 
Gesetze eingeführt werden sollte, auf die Dauer von 
dreissig Jahren vom Tage der Concessionsertheilung an. 
Neben den letzterwähnten indirecten finanziellen Begün- 
stigungen sind in dem Gesetze vom 25. Mai 1800 auch directe 
finanzielle Unterstützungen seitens der Staatsverwaltung durch 
Gewährung von Beiträgen in Aussicht gestellt, deren Höhe und 
Form in jedem einzelnen Falle durch ein besonderes Gesetz 
zu bestimmen ist. 

UeberbliclLt man die durch das Localbahngesetz gewährten 
Begünstigungen, sowohl in technischer wie finanzieller Hinsicht, 
so zeigt sich, dass dieselben im Wesentlichen schon vor dem 
Zustandekommen dieses Gesetzes gewährt worden sind. Die 
Erleichterungen in baulicher Beziehung, welche die Basis für die 
der Regierung ertheilte Ermächtigung (Art. I) bilden, sind 
schon in dem HandelsmInisteriaUErlass vom 19. April 1875 
präcisirt worden und bei den auf Grund von Specialgesetzeii 
zu Stande gekommenen Secundärbahnen zur Anwendung ge< 
langt. In diesem Erlass sind die politischen Behörden ange- 
v.icsen worden, bei Secundärbahnen \^mit der Maxinialfahr- 
geschwindigkeit von 12 Kilometer) Wegubergänge im Niveau 
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fiberall zu gestatten, wo sie ohne wesentliche Verschlechterung 
der Strassen und Wege ausführbar sind» und auch gegen die 
Anlage solcher Bahnen längs der gewöhnlichen Fahrstrassen nach 

Art der Tramway sollte vom Sicherheitsstandpunkt im All- 
gemeinen keine Einwendung erhoben werden. Weguhergangs- 
schranken und Einfriedigungen, sowie die Aufstellung von 
Wächterhäusern wurden als nicht obligatorisch bezeichnet. 
Die Stationen sollten in geringer Ausdehnung und mit sehr 
ökonomischer Hochbauanlage ausgeführt und für industrielle 
?,rablissenients Ladestellen in freier Bahn bewilligt werden. 
Ebenso wurde die im Gesetze vom 25. Mai 1880 grundsätz- 
lich eingeräumte Steuerfreiheit schon früher Äugestanden. 

Die Vortheile des Gesetzes beschränkten sich also darauf^ 
dass nunmehr die Ausführung eines jeden einzelnen Projects 
nicht an ein Specialgesetz gebunden war^ wodurch das Zu- 
standekommen von Localbabnen allerdings wesentlich erleichtert 
wurde, weil der schwerfällig functionirende legislative Apparat 
dieselben häufig der Gefahr aussetzte, gerade den für die Activi- 
rung des Unternehmens günstigen Moment zu versäumen. Dieser 
Umstand schien denn auch um so mehr geeignet, die dem Eisen- 
bahnwesen entfremdeten Capitalskräfte wieder zu gewinnen 
und die Privatunternehmung zu einer lebhaften i hätigkcit 
anzuspornen, als das Handelsiiiiinsterium durch eine am 
29. Mai 1860 erlassene Verordnung^ die weitestgehenden Er- 

1 Durch diese Verordnuag (siehe Anhang S. 116) wurde ein abgekOrztes 
Verfahren fQr solche Localbahnen eingeführt, bei welchen in Folge ihrer 
geringen Bedeutung und Länge die Wahl der Trace sowie die Lage und Zahl 
der Stationen durch locale Teirainverhältnisse gegeben erscheinen, oder bei 
welchen die Wahl der Trace sowie die Zahl und Lage der Stationen In 
der Zustimmung des Betheiligten begründet ist. Das Detailprojcct wird sofort 
dem Handelsministerium vorgelegt, und auf Grund desselben kann dieses^ 
wenn es die projectirte Localbahn als gemeinnütztg erkannt, die politische 
Begehung anordnen. Sofern bei einer Localbahn die V' oraussetzungen 
des abgekürzten Verfahrens nach Erachten des Handelsministeriums nicht 
2utreft'en oder der Anwendung dieses Verfahrens ein besonderes Begehren 
des Concessionswerbers entgegensieht, wird eine Tracenrevision abgehalten, 
mit welcher in dem F alle, als bezügh'ch der festzustellenden Trace keine 
die Stationsnnlage alterirenden Varianten in Frage stehen, die Stations- 
commission vereinigt werden kann. Bei Vorlage des Detailprojecies sind 
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leichterungen hinsichtlich der Verfassung und coniinissionellen 
Behandlung der Projecte gewährt hat. In grosser Menge wurden 
jetzt neue Linien tracirt, in früherer Zeit festgestellte Detail- 
projecte überprüft; man sah immer weitere Kreise der Be- 
vr)]kerung den Ruf nach Localbahnen erheben, der überall 
gleich einem Zauber wirkte. Die Interessenten, von dem 
Wunsche beseelt, in möglichster Kürze in den Besitz einer 
Localbahn zu gelangen, stellten dem Uoternehmen alle erdenk* 
liehen Erleichterungen in Aussicht, und der Bau der ersten 
Localbahnen ging so rasch von statten — in vielen Fällen 
musste die politische Behörde einschreiten, weil mit dem 
Bau begonnen wurde, bevor noch die officielle Concessions- 
ertheilung erfolgt war — , dass man sich der Erwartung hin* 
geben konnte, Oesterreich bald von einem weiten Eisenbahnnetz 
umspannt zu sehen. 

eine Rehe von Erleichterungen zugestanden worden, die in § 3 und § 7 
der Verordnung vom 21». Mai 18ÖÜ präcisirt erscheinen. 

Die Bestimmung, ob einer projectirten Eisenbahn die Eigenschaft 
einer Eocalbahn zukomme, wird, insoweit ein Gesetz darüber nicht enl- 
scincdcn hat, vom i Iandclj»niinisterium im Einverneimicu mit dcii übrigen 
betheiiigten Ministerien bei Ertheilung der Bewilligung zur Vornahme 
technischer Vorarbaten getroffen. 

Im Uebrigen gelten fOr Tracenrevision und Sutionscommission die 
folgenden Bestimmungen: ,,Das Handelsministerium ordnet Ober das ent* 
sprechend Isefundene Project im Wege der politischen Landesbehörde die 
commissionelle Amtshandlung an und leitet gleichseitig die Copien der ' 
General- oder Speciallcarte, dann des Auszugs, welcher die Trace, Stationen 
und Zufohrten zu erlftutem bestimmt is^ behufs Auflegung derselben zu 
Jedermanns Einsicht unmittelbar an die politische Bezirlcsbehdrde. Die 
commissionelle Amtshandlung ist binnen längstens vier Wochen nach Ein« 
langen des Auftrags an die Statthalterei dui^lizufohren. Die Commission 
besteht aus einem Vertreter der politiachen Landesbehörde als Commisstons* 
leiter, dem Vertreter des Reichs-Kriegsministeriums, sofern dasselbe au 
die Entsendung eines "Vertreters nicht verzichtet hat, einem Vertreter der 
Generalinspection der österreichischen Eisenbahnen und dem Vertreter der 
politischen Rezirksbehrtrde für seinen Sprengel. Der I.andesbebArdc ist 
anheimgestellt, einen mit den localen Verhältnissen vertrauten technischen 
Beamten von !-'all zu Fall der Commission als Beirath beizugeben. Dem 
Landesausschussc, den Handelskammern, sowie nach Umstanden der Berg- 
behörde und anderen betheiiigten Behörden und Körperschaften, des- 
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Auch der Geldmarkt hatte neues Vertrauen in den Eisen- 
bahnbau gesetzt. Vielfach waren die Spuren für das wachsende 
Interesse wahrnehmbar, welches man sogar im Ausland der 
Entwickelung des Localbabnwesens in Oesterreich entgegen- 
brachte, und die Bildung der Österreichischen Localeisenbahn- 
Gesellschaft» deren Grtlndung durch F. Weniger eine wichtige 
Etape in der Entwickelung unseres Localbahnwesens darstellte, 
gab den Anstoss, dass die Bewerbung um Concessionirung 
neuer Localbahnen die Form einer ernsteren Concurrenz an- 
nahm. Deutsches, belgisches und französisches Capital nahm 
an dem Localbahnbau in Oesterreich i\nihcil, und speciell dem 
letzteren hat Böhmen das Zustandekommen der Commercial- 
bahnen zu verdanken. Die concessionirte Kilümeteranzahl, 
welche im Jahre lsS(j 101*2 Kilometer betrug, erreichte im 
Jahre 1881 die Zahl von 500*6 Kilometer.. Das uberall in leb- 

gleichen den Verwaltungen jener besiehenden Bahnen, an welche die 
projectirte Localbahn anschliesst, bleibt es anbeitngestelU, an der com- 
mUsionellen Verhandlung theilzunebmen* Der Concessionswerber oder ein 
Vertreter desselben ist der Commisftbn beizuzieben. Ferner steht es jedem 

Bctheiligten frei, bei der Commission zu erscheinen und in Ansehung der 
Bahnrichtung und der Stationsanlage, sowie auch in Ansehung der Inter- 
essen und etwaiger erworbener Rechte bestehender Transportanstalten seine 
Einwendungen vorzubringen. Die nicht speciell verständigten Interessenten 
werden durch den Commissionsleiter in der amtlichen Landeszeitung 
von der stattfindenden Commission verständigt. Ueber das Commissions- 
ergebniss ist ein l*rotokoll aufzunehmen, welches von dem Commissionsleiter, 
den Commissionsmitgliedern und dem Schriltführcr zu unterlerligen und 
binnen acht Tagen dem Handelsministerium vorzulegen ist. Dieses ent- 
scheidet dann auf Grund des Commissionsprotokolls über die für die aH- 
fftllige Ausführuni; der I.ocalhalin massgebende Trace, sowie vorbehaltlich 
der seinerzeitigen dehnitivcn Entscheidung nach Masst^abe des Eisenh;i:in- 
Concessions-Gcseizes über die l^edingungen, unter denen die Conccssiun 
erworben werden kann. Für die politische Begeliung gelten, im Falle nicht 
das abgekürzte Verfahren in Wirksamkeit tritt, die Erleichterungen der 
§§ 3 und 4 der Verordnung vom 29. Mai 1880. In dringenden Fällen kann 
das Hao^elsroinisterium die politische Landesbehdrde erm&chtigen, Ent- 
scheidungen, die sonst dem Handelsministerium vorbehalten werden, wie 
>mregen Herstellungen, Angelegenheiten des Wasser-, Forst- und Bergrechts, 
Verlegung der Trace, in dem Falle zu treffen, wenn ein mit Stimmen^ 
einhelligkeit gefasster Commissionsantrag vorliegt. 
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hafter Weise 2U Tage tretende Interesse» den Bau neuer 
Localbahnen sicherzustellen» schien auf eine umfassende, für 
längere Zeit berechnete Thätigkeit hinzudeuten» so dass man 
glaubte» dem im Jahre 1882 eingetretenen Rückgang in der 
concessionirten Kilometeranzahl keine besondere Bedeutung 
beilegen zu sollen. Allein dieser Rückgang war, wie schon 
das nächijtc .hil.r erwies, IciJcr kein vorübergehender. Wah- 
rend aber noch im Jalirc 18S2 329"8 Kilometer concessionirt 
wurden, ist die Kilometeranzahl im Jahre 1883 auf 148*2 Kilo- 
meter gesunken. Mit einemmale begann sich die Privatunter- 
nehniungvom Schauplatze zurückzuziehen, und ihre Mitwirkung 
bei dem Zustandekommen neuer Localbahnen kommt weiter nur 
in vereinzelten Fällen in Betracht. Wir sehen, wie seitens der 
Regierung Anstrengungen i^emacht werden, um den kaum zur 
Entwickelung gelangten Eisenbahnbau nicht ins Stocken ge- 
rathen zu lassen, und wie die Bestrebungen des Handels- 
ministeriums dahin gerichtet sind, theils durch directe finanzielle 
Unterstützungen, theils durch Vertrüge mit einzelnen Bahnen ^ 
von Fall zu Fall den Bau von Localbahnen zu ermöglichen. 
Von den 433 Kilometern, welche im Jahre 1884 zur Con- 
cessioniruDg gelangten, sind 181*5 Kilometer durch den Ver« 
trag vom Jahre 1882 mit der Staatseisenbahn -Gesellschaft, 
108*5 Kilometer durch dirccte finanzielle Unterstützungen 
sichergestellt worden, und nur 132 Kilometer sind der Privat- 
unternehmung zuzuschreiben, deren Thätigkeit im Jahre 1ÖÖ5 
in einen fast gänzlichen Stillstand übergegangen ist. 

Die nachstehende Darstellung veranschauhcht die Ent- 
wickelung, welche das Locaibahuwesen bisher genommen: 



1 Dies geschah 1. durch das Protokollarübereinkommen mit der 
Prag-Duxer Eisenbahn vom 1. November 1882, betreffend den Bau der 
Eisenhahn Klostergrah-Mu!de; 2. mit der österr.-ungar, Staaisciscnhahn- 
Gesellschaft, welche sich im Uebereinkommen vom 10. und 12. No- 
vember 1882 unter Voraussetzung einer entsprechenden Betheiligung der 
Interessenten zum Bau von zehn namentlich angeführter Localbahnen 
bereit erklärte; 3. mit der F erd i n a n d s- N o r dba h n , welche im Ueber- 
einkommen vom 10. Januar und 17. Juli 1885 zum Bau von zehn daselbst 
näher bezeichneten Localbahnen auf Grund des Localbahngesetzes ver- 
pflichtet worden ist. 
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Wir ersehen aus dieser Tabelle^ dass bis zum Ende des ersten 
Semesters 1885 1576*52 Kilometer Localbahnen sichergestellt 
wurden. Aus obiger Darstellung geht aber auch hervor^ dass» 
während in den ersten vier Jahren der Wirksamkeit des Local- 
bahngesetzes die StaatsunterstQtzung nur in zwei Fällen in 
Anspruch genommen wurde, im Jahre 1884 nur ein kleiner 
Theil der concessionirten Kilometeranzahl der alleinigen 
Initiative der Privatspeculation zu verdanken ist, welche Er- 
scheiiiuDg noch markanter im ersten Semester 1885 hervor- 
tritt. Allerdings hat das Localbahnwesen in anderen Staaten 
eine ähnhchc Entwickelung durchgemacht, weil es in der 
Natur der Sache gelegen ist, dass die Privatunternehmung die 
zweifellos rentabeln Linien vorweg für sich in Anspruch 
niiumt. Allein in Oesterreich ist die Erscheinung trüiier ein- 
getreten, als mit Rücksicht auf die bisherigen Erfahrungen 
zu erwarten gewesen wäre oder in den Verkehrsbedürfnissen 
begründet erscheinen könnte. Von allen Ländern der Monarchie 
sind nur zwei in grösserem Masse der Segnungen des Local- 
bahnwesens theilhaftig geworden^ während in den anderen 
Kronländem dex, Ausbau von Localbahnen sich nur in spär- 
lichem Masse entwickelte, ja in einigen Provinzen noch nicht 
einmal der Anfang gemacht worden ist. Und doch sehen wir, 
wie sich die Unzulänglichkeit der Communicationen in unserem 
Wirthschaftsleben immer f&hlbarer macht, so dass man sich 
fragen muss, ob die Landwirthschaft und Forstculturconcurrenz- 
fähig bleiben können, wenn sie des unmittelbaren Anschlusses 
an die Hauptschicncnstrasscn noch länger entbehren müssen. 
Während aber einerseits die Mittel zurAnbahnung einer rationellen 
Feld- und Waldcultur fehlen, ist andererseits der Absatz der Pro- 
duction gegenwartig mit schweren Opfern verbunden. Der Mangel 
geeigneterCommunicationen gestattet auch nicht die Verwerthung 
der Rohproducte an Ort und Stelle durch Etabliruug einer land- 
wirthschafiiichen Industrie, weil der Preisrückgang der Fabricate 
eine möglichst billige Zufuhr der zum Betriebe einer iand- 
wirthschaftlichen Industrie nothwendigen ßrennstoffe voraus- 
setzt. Der Mangel an geeigneten Schienenverbindungen macht 
ach aber nicht nur aus Rücksicht auf die Erhaltung des Absatz«- 
gebietes im Auslände fühlbar^ sondern derselbe erzeugt auch im 
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Inlande auf verhältnissmässig kleinen Territorien exorbitante 
Missverhiiltnissc in den Preisen der nolhwendigsten Productions- 
artikel. Ein drastisches Beispiel hiefür liefert die Bukowina. 
Hier stellt sich nach einer ganz authentischen Mittheilung der 
Preis des Brennholzes auf dem Flachlande zwischen Prut und 
Dniestr und in der Landeshauptstadt Cernowitz auf 4 fl. pro * 
Raummeter, während kaum 7 Meilen entfernt der Stockpreis pro 
Raummeter 7 bis 10 kr. betragt und der Producent oft sogar 
zu diesem niedrigen Preise keine Abnahme findet. Es kann in 
der That keinem Zweifel unterliegen^ dass gerade die Ver- 
kehrsbedQrfnisse der Land- und Forstwirthschaft in der gegen- 
wärtigen Vertheiiung des Eisenbahnnetzes ihre Befriedigung 
nicht finden können. Wenn wir aber die Bedeutung der Local- 
bahnen in Oesterreich in der Landwirthschaft und in der mit 
derselben in Verbindung stehenden landwirthschaftlicben In- 
dustrie suchen, so geschieht dies aus folgenden Erwägungen: 
Industrielle Etablissements werden, insoweit sie mehr mit land- 
wirthschaftlicben Betrieben in Zusammenhang stehen, in der 
nächsten Nähe einer Eisenbahn angelegt, mit welcher sie sich 
durch eine Schleppbahn in Verbindung setzen können. Der 
Bergbaubetrieb, dessen Oertlichkeit ebenso wie die der Land- 
wirthschaft und der landwirthschaftlicben Industrie von Natur 
aus gegeben ist, hat aber seit jeher durch die Bestimmungen 
des Berggesetzes die Möglichkeit gehabt, unter den günstigsten 
Bedingungen Schleppbahn -Verbindungen mit der Hauptbahn 
herzustellen. Nach dem österreichischen Berggesetze berechtigt 
nämlich schon die Bergwerksverleihung den Besitzer zum Zwecke 
der Zu- und Ablieferung von Bergwerkserfordemissen und Er- 
zeugnissen Eisenbahnen anzulegen, für deren Ausführung sogar 
das Expropriationsrecfat zugestanden wurde. ^ Für die Ver- 
werthung der landwirihschaftlichen Producte ist jedoch nicht 
in gleicher Weise vorgesorgt. Die Landwirthschaft ist auf den 
Fuhrwerkstransport angewiesen, welcher ein erhöhtes Betriebs- . 
capital erfordert und deshalb insbesondere dem kleinen Grund- 
besitz die Goncurrenü erschwert. Die Anlage von Localbahnen 

1 Ende 1884 waren in Oesterreich 867 Schleppbahaen mit 7d5 Kilo- 
meter im Betriebe. Darunter befanden eich 340 Bahnen mit 402 Kilo- 
meter in Vervirendimg von Monuin- und Httttenwerken. 
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Wörde daher die Landwiithschafc nicht nur in die Lage ver* 
setzen^ ihr Betriebscapital zu vermindern und hierdurch wohl* 
thätig auf den kleinen Grundbesitz wirken, sondern sie würde 
es derselben auch ermöglichen, die Producte rascher auf den 
Weltmarkt zu bringen. Stockungen im Absatz, welche eintreten 
können, wenn WitterungsverhSltnisse die Strasse unfahrbar und 
den Transport unmöglich machen oder nur mit schwerem Opfer 
erreichen lassen, werden verhindert. Auf diese \V ei^c würde der 
Landwirth in den Stand versetzt, die Preisconjunctur besser aus- 
zunützen, weil er jederzeit auf die Beförderung seiner Producte 
rechnen könnte. Von diesem Gesichtspunkt ausgehend, wird 
man die Bestimmung des Localbahnwesens in Oesterreich 
nicht darin allein erblicken können, dass bereits vorhandene 
landwirthschaftiiche Industriebetriebe (Zuckerfabriken etc.) mit 
einer Localbahn in Verbindung gebracht werden, sondern in 
Erfüllung ihrer Zwecke müssen die Localbahnen gleichzeitig die 
Veranlassung zur Fntstehung neuer Industrien bilden. Es 
wird dann keinem Zweifel mehr unterliegen können, dass die 
Localbahnen, insbesondere insoweit sie zur F6rderung der land- 
wirthschaftlichen Betriebe gebaut werden, auch neuen Verkehr 
hervorrufen, indem sie neue Productionsgebiete erschliessen, 
die vorhandenen Absatzgebiete erweitern und die nöthigen 
Vorbedingungen für die Bildung neuer Industrien schaffen. Es 
bedarf in; dieser Beziehung nicht der Hinweisung auf die con- 
staute Steigerung der Einnahmen, wie sie bei den in Betrieb be- 
findlichen Localbahnen fast durchwegs zu Tage tritt; es könnte 
dagegen mit Recht eingewendet werden, dass die Zunahme der 
Einnahmen vielleicht darin ihre Begründung finde, dass die 
Interessenten erst allmählich den Dienst des Localbahnverkehrs 
in Anspruch zu nehmen pflegen. Hingegen dürften die namhaft 
gestiegenen Verkehrszitfern jener Anschkissstationen der Haupt- 
bahnen, in welche die Localbaiuien emmündeii, nls ein un- 
trügliches Merkmal für die Annahme angesehen werden, dass 
eine Localbahn auch zur Bildung neuer Verkehre berufen sei, 

TIT. 

Wenn das Gesetz vom 25. Mai 1880 als ein Prüfstein 
bezeichnet wurde, inwieweit Localbahnen in Oesterreich ohne 
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directc Staatshilfe uad ohne Eingreifen der Mittel des Staates 
an der Hand dieses Gesetzes geschaffen werden können, so 
muss man sich nach dem heutigen Stande des Localbahn«- 
Wesens fragen, ob das Gesetz sich denn auch als ein richtiger 
Prüfstein bewährt habe. Diese Frage drängt sich umsomehr auf^ 
als noch der letzte Jahresbericht des Handelsministeriums 
nicht weniger als 67 Localbahnprojecte anführt, für welche die 
Vorconcession ertheilt wurde und fast täglich Mittheilungen 
über neue Localbahnprojecte in die Oetfentlichkeit dringen, um 
deren Zustandekommen die Interessenten seit Jahren eine rast- 
lose Thätigkeit entwickeln, ohne dass Aussicht bestände, das eine 
oder andere Project in der nächsten Zeit der Realisirung näher- 
zubringen. Bedenkt man aber, dass der Schwerpunkt für den 
Ausbau des österreichisciiea Kiscnbahunetzes für lange Zeit hia- 
aus im liau von Localbahnen gelegen ist, so wird mau geneigt 
süiii, die zu Tage tretenden Erscheinungen zum Anlass ernster 
Betrachtungen zu nehmen und den Ursachen, welche auf die 
Stagnation iniLocalbahnbau Einiluss genommen, nachzuforschen. 

Indem wir uns dieser Aufgabe unterziehen, können wir 
dies nur an der Hand der im Anhang enthaltenen Darstellung 
der Concessionsbestimmungen, betreffend die bisher sicher- 
gestellten Localbahnen, thun und fassen zu diesem Zwecke 
folgende drei Punkte ins Auge, welche insbesondere bei der 
Concessionirung der Localbahnen in Betracht kommen. Diese 
Punkte betreifen: 

1. Die Tarife; 

2. das Einlösungsrecht; 

3. die Finanzirungs-Modalitäten. 

Das Localbahngesetz enthält sich einer grundsätzlichen 
Regelung dieser drei Punkte, sondern stützt sich diesbezüg- 
lich einerseits auf jene Normen, welche für den Bau von 

Secundärbahnen noch vor dem Zustandekommen des Local- 
bahngesetzes zur Anwendung gelangt sind, andererseits auf 
das Eisenbahn- Concessionsgesetz vom Jahre 1854, dessen Be- 
stimmungen heute aber selbstverständlich als nicht mehr aus- 
reichend angesehen werden können. 

Wenden wir uns zunächst den Tarifen zu. Da sehen 
wir, wie das bisher zur Anwendung gelangte Princip der 
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Maxim alt arife^ welches als das günstigste ftir den Local- 
bahn verkehr angesehen werden muss, langsam ganz in den 
Hintergrund getreten ist. In den auf Grand des Localbahn- 

gesetzes verliehenen Concessionen werden nur in einzelnen 
Fällen Maximaltarife bewilligt; in der Regel wird den Gon- 
cessionären das Recht, selbst die Tarife zu bestimmen, vorbehalt- 
lich der Genehmigung des Handelsministeriums, eingeräumt. 

Mit der Nichtbewilligung von Maximaltarifen folgte die 
Regierung einem bereits vor dem Zustandekommen des Local- 
bahngeset/es angenommenen Grundsätze. So heisst es schon 
in der noch auf Grund des Eisenbahn -Concessionsgesetzes 
vom Jahre 1854 concessionirten Eisenbahn Caslau - Zawratez, 
einer der letzten vor dem Zustandekommen des Localbahn- 
gesetzes: „Die Herabsetzung der Tarife gegen den Willen des 
Concessionärs hat zu unterbleiben, insolange nicht in zwei 
aufeinanderfolgenden Jahren ein Tprocentiges Erträgniss ge- 
liefert ist" — . während in die auf Grund des Localbahngesetzes 
verliehenen Concesstonsurkunden in der Regel die Bestimmung 
aufgenommen wurde: „Die Tarife unterliegen der Genehmi- 
gung des Handelsministeriums, welches eine H^bsetzung 
erst anordnen kann, wenn in zwei aufeinanderfolgenden Jahren 
ein 7procentiges ErtrSgniss erzielt ist." Wenn auch die letztere 
Stylisirung dem Hoheitsrechte des Staates mehr Rechnung 
trägt, so lässt sich doch im Wesentlichen nicht constatiren, 
dass für den Betrieb von Localbahnen von den triiheren 
abweichende Normen eingeführt wurden , abgesehen davon, 
dass das Gesetz vom 25. Mai 1880 Ausnahmen von dem Ge- 
setze, betreffend die Personen-Maximaltarife, gestattet. Allein 
der Staatsverwaltung erschien sogar dieses Zugeständniss als 
zu weitgehend; sie begann schon im Jahre 1882 dasselbe zu 
restringiren und ging hierin schliesslich so weit, dass sie die 
Ertheilung einer Concession an die Bedingung knüpfte, der Con- 
cessionär müsse sich jeden Einflusses auf die Feststellung der 
Tarife begeben. Die freie Tariffeststellung der Staatsverwaltung 
wurde zum erstenmale in die Concession vom 2. August 1862 
fOr die Localbahn Ebenfiirth-Leobersdorf aufgenommen, in 
welchem Falle vielleicht besondere Rücksichten auf die Wah- 
rung eines so weitgehenden Einflusses der Staatsverwaltung 
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massgebend geweseo sein mögen. Die gleiche Bedingung ist 
aber auch in die Concession vom 2. Januar 1883 für die 
Localbahn Bistrits^-Meseritsch aufgenommen worden, und zwar 
mit r&ckwirkender Kraft auf die bereits im Betriebe befind- 
lichen Linien des Goncessionärs. Hatte die Staatsverwaltimg 
in der Folge nur selten Lust, von dieser einmal grundsätzlich 
hingestellten Bestimmung abzugehen, so war es kein Wunder, 
wliiii in der ConcessiünswcrbüUjj, von Localbahnen kein grosser 
\\ etLciier zu Tage trat, und die Annaluue scheint nicht unberech- 
tigt, dass die wenigen I.ocalbahncn, deren Concessionirung 
weiterhin erfolgt ist, wahrscheinlich bis heute unausgclührt ge- 
blieben wären, wenn nicht der Abschluss von günstigen Be- 
triebsvertragen mit derStaatseisenbahn-Verwaltung dasZustande- 
kommen dieser Localbahnen ermöglicht hätte. Lässt es sich 
nun nicht in Abrede stellen, dass solche weitgehende An- 
forderungen in tarifarischer Beziehung die Prosperität einer 
Localbahn auf eine unsichere Basis stellen, so drängt sich 
andererseits die Frage auf, ob das freie Tari firungsrecht 
im Localbahnverkehr in der Hand der Regierung 
wirklich jenen Werth besitze, den man demselben bei- 
zumessen gewohnt ist. So sehr nun ähnliche Bestrebungen, in- 
soweit sie auf die Hauptbahnen gerichtet sind, alle Anerken- 
nung verdienen, umsomehr, wenn sie mit solcher Consequeoz 
verfolgt werden, wie dies seit einiger Zeit in Oesterreich der 
Fall ist, so erscheint doch die Ausdehnung dieser Bestrebungen 
auf die Localbahnen weniger empfehlenswerth und der Staat 
wird um so eher auf diesen Einfluss verzichten müssen, als 
derselbe sich als eni llHiderniss für die freie F^ntwickelung des 
Localbahn Verkehrs erwiesen hat. Es soll dabei nicht über- 
sehen werden, dass, während bei Hauptbahnen die Goncurrenz 
nur selten regulirend auf die Tarife einwirken kann, im Local- 
verkehr verschiedene Transportraitiei (Lohnfuhrwerke, bäuer- 
liche Fuhrwerke) vorhanden sind, welche die Bildung eines 
Verkehrsmonopols in der Regel ausschliessen. Allerdings haben 
wir es hier nur mit einer periodisch auftretenden Goncurrenz 
zu thun, die sich nach dem jeweiligen Stande der landwirth- 
schafthchen Arbeiten und dem Freiwerden bäuerlichen Fuhr- 
werkes richtet, aber gerade dieser Umstand deutet auf das 
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oft wechselnde Bedürfniss der Localbahnen nach Aenderuni:, 
sei es Erhöhung oder LLmassiguiig der iarife hin, welchem 
entgegenzukommen als eine der wichtigsten VoraussetzAingen 
für die Entwickelung des Localbahnwesens angesehen werden 
miiss. Hieraus ergiebt sich die Nothwendigkeit einer von 
den Hauptbahnen abweiclienden Behandlung, welche der In- 
dividualität des Localbahnwesens Rechnung trägt. Dass dies in 
Oesterreich nicht der Fall ist, wo zahlreiche Localbahnen 
schon seit ihrer vor mehreren Jahren erfolgten Inbetriebsetzung 
■die Tarife nicht geändert haben, kann kaum bezweifelt werden, 
und man dürfte in der Annahme nicht fehlgehen, dass ins* 
besondere dieser Umstand von Einfluss auf die bisher ver- 
hältnissmSssig geringe Rentabilität der Localbahnen gewesen 
ist. Auch in Preussen, dessen Localbahnwesen in seinen 
Orandbedingungen dem unseren am ähnlichsten ist, unter- 
liegen die Personen- und Gütertarife, sowie Abänderungen 
der Tarife der Genehmigung des Ministeriums für öffentliche 
Arbeiten. In Betreff des Güterverkehrs werden jedoch für 
die ersten aehi Jalirc Maxiraallarifsätze für die einzelnen 
Güterclassen vom Ministerium für öffentliche Arbeiten fest- 
gesetzt und bleibt es dem Unternehmer, unbeschadet des allge- 
meinen staatlichen Aufsichtsrechtcs, überlassen, nach Massgabe 
der reichs-, respective iandesgesetzlichen Vorschriften inner- 
halb der Grenzen dieser Maxiraaltarife die Tarife nach eigenem 
Ermessen festzustellen und jede Erhöhung oder Ermässigung 
ohne die Zustimmung der Aufsichtsbehörde vorzu- 
nehmen. Diese Bestimmung ist offenbar der Erwägung ent- 
sprungen, dass jede Localbahn schon durch ihre Anlage 
verkehrsbildend wirkt, und die Höhe der Tarife mit Rück- 
sicht auf die kurzen Distanzen in zweiter Linie steht* Es 
wird in der That für die Gesammttransportkosten irrelevant 
sein, ob ein Metercentner Getreide, der, mehrere hundert 
Kilometer transitirt> auf die ersten oder letzten 10 oder 
20 Kiloiäieter einen Kreuzer mehr oder weniger Fracht zu 
zahlen hat, und es fragt sich daher, ob es rationell ist, 
die Anlage von Localbahnen auf die Gefahr vorübergehend 
höherer Tarife hin zu behindern. Der Mangel eines Maximal- 
tarifs erschwert es der Locaiuahn-üntcrnehmung, zu zeit- 
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gemässen Tarifermässigungen zu schreiten, weil sie immer vor 
der vielleicht unbegründeten Besorgniss steht, ob ihr die Wieder- 
erhöhung genehmigt werden wird. Auch die Bestimmung, dass 
jeder neue Tarif mindestens drei Monate aufrechterhalten 
bleiben muss, bevor eine Aenderung zulässig, ist geeignet, ein 
zeitgemässes Ansuchen um Ermässigung der Tarife zu ver- 
hindern, wenn ein Zweifel über die Zeitdauer besteht, zu 
welcher die Tarifermässigung erwünscht ist. Die Restitui- 
rung des Maximaltarifs ist daher für die Localbahnen als 
höchst wünschenswerth anzusehen, und sie kann um so leichter 
erfolgen, als die Revision von Maximaltarifsätzen durch das 
Kisenbahn-Concessionsgesetz vom Jahre 1854 von drei zu drei 
Jahren vorgesehen ist. Der internationale Eisenbahncongress, 
welcher im August dieses Jahres in Brüssel stattgefunden hat, 
sprach sich einstimmig dahin aus, dass die Localbahnen in 
larifarischer Beziehung einer grösseren Elasticität bedürfen, und 
Mr. Lev^l, Director der Societe generale francaise des chemins 
de fer dconomiques, konnte mit Recht sagen: ,, Mögen die Local- 
bahnen nur Herren ihrer Tarife bleiben, die Industrie kann 
liierbei nur gewinnen." 

Bei diesem Anlasse hat sich auch Mr. de Bruyn, Präsident 
tler Soci6t^ nationale des chemins de fer vicineaux für die 
Unification der Localbahntarife ausgesprochen,' ohne dass dieser 
Vorschlag jedoch irgend welchen Anklang gefunden hätte. 
Ebensowenig wird man sich mit dem Gedanken befreunden 
können, die Tarifirung der Localbahnen im gesetzlichen Wege 
zu beeinflussen, wie dies etwa durch Aufstellung von Normal- 
sätzen mit Abweichungen nach oben und unten geschehen 
könnte. Ernstere Erwägung verdient hingegen ein Vorschlag 



^ Nach de Bruyn sollen die Tarife für Vicinalbahnen möglichst ein- 
fach und leichtverständlich abgefasst sein; sie sollen lediglich eine billige 
Entschädigung für den von der Eisenbahn beim Transport geleisteiea 
Dienst enihalten, also mit Ausschluss einer Classification der Frachtgüter 
nach ihrer Beschaffenheit lediglich eine Unterscheidung nach Massgabe der 
Schnelligkeit der Beförderung (a grande et petiie vitesse), dann nach Mass- 
gabc der Beförderung in gedeckten oder ungedeckten Wagen, endlich nach 
Massgabe der Quantität des Frachtguts (5000 Kilogramm und darunter) 
zulassen. ^ — 
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des Baurathes Plessner^ wonach die Frachttarife der Local- 
bahnen sich thuiflichst den Normaltarifen jener Bahnen an- 
schliessen sollen, in welche die Localbahnen einmünden, jedoch 

soll den letzteren ein Zuschlag von 20 bis 40 Procent gestattet 
werden. Immer waren aber die bcwilliglen l'arite als Maximal- 
Sätze zu betrachten. Aus der Darstellung auf Seite 51 ergiebt 
sich das derzeitige Verhältniss der österreicliisclien Localbahn- 
tarife zu ticnen der Hauptbahnen und, wie hieraus hervorgeht, sind 
die den Localbahi^en bewilligten Tarife wesentlich höher als die 
der Hauptbahnen, allein die Goncessionsbestimmungen bedingen 
eine Unbeweglichkeit der Tarife, welche mit Rücksicht auf die 
eben dargelegten Umstände die Rentabilität der Localbahnen 
ungünstig beeinflusst und der Ausbreitung des Localbahnwesens 
nicht förderlich ist. 

Die Restriction der tarifarischen Zugeständnisse fällt um 
so schwerer ins Gewicht, als die Staatsverwaltung bei der 
Concessionirung von Localbahnen, abweichend von den bisher 
auch für Secundärbahnen zur Anwendung gelangten Bestim- 
mungen, sich das jederzeitige Einlösungsrecht vor- 
behalten hat. Und damit sind wir beim zweiten Punkte 
angelangt, welcher bei der Concessionirung von Localbahnen 
in Oesterreich eine wichtige Rolle spielt. Jede Bahn hat er- 
fahrungsgemäss eine gewisse Entwickelungsperiode durchzu- 
machen, bis sie eine entsprechende Verzinsuiii; des Anlage- 
capitais gestattet. Die Gründe dieser Erscheinung sind verscluc- 
dener Na;ur; zum Theile liegen sie in der nur successiven 
Entwickelung des volkswirthschaftlichen Nutzens der Bahnen; 
theils sind die Betriebsausgaben in der ersten Zeit des Betriebs 
einer Bahn gewöhnlich höher, indem nicht nur mannigfache 
Fi s; Lirungcn in dieser Hinsicht erst auf Grund hinreichender 
Ertahrungen durchgeführt werden können, so dass der Betriebs- 
coefficient sich ungünstiger gestaltet, als dies nach einer 
längeren ßetriebsperiode gewöhnlich der Fall ist. ^ In Oester- 
reich hat sich der Staat bei den auf Grund des Eisenbahn- 
concessionsgesetzes vom Jahre 1854 concessionirten Bahnen, 



^ .Stehe „Die StaatssubventioneD fQr Privatbahnen*' von Dr. Gustav 
Cross, Wien 1882. 
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also auch bei den vor dem Jahre 1880 concessionirten Secundär- 
bahnen^ das Einlösungsrecht erst 20 bis 30 Jahre nach In- 
betriebsetzung vorbehalten^ während bei den auf Grund des 
Localbahngesetzes concessionirten Bahnen der Staat sich zu 
jeder Zeit das Einlösungsrecht vorbehält. Nur in fOnf Fällen 
tritt bei den auf Grund des Gesetzes vom 25. Mai 1880 con- 
cessionirten Lucalb^ihnen das Einlusungsrecht erst nach einem 
gewissen Zeitraum ein, so bei der Wiener GCirtelhahn nach 
2o Jahren, bei den Linien Wien-Neudorf, Floridsdorf-Stam- 
raersdorf und Salzburg-Berchtesgaden nach 15 Jahren, und bei 
der Localbahn Ungar.-Hradisch-ßrod nach 5 Jahren. Der Werth 
der Einlösungsrente ' wird nun wesentlich alterirt, wenn das 
Einlösungsrecht des Staates nicht erst nach einem gewissen 
Zeitraum, sondern gleich nach der Inbetriebsetzung erfolgen 
kann, in welchem Falle zu unterscheiden ist, ob der Staat 
von seinem Einlösungsrechte erst sieben, beziehungsweise, 
wie es in einigen Concessionsurkunden heisst, fünf oder 
drei Jahre nach der Inbetriebsetzung davon Gebrauch macht 
oder ob er dasselbe vor diesem Zdtpunkt ausübt. In dem 
ersteren Falle, wo der Bemessung der Einlösungsrente die 
thatsächlich erzielten Betriebsergebnisse der letzten sieben, 
beziehungsweise fünf Jahre zu Grunde liegen, ist der Conces- 
sionär nur insofern im Nacbtheil^ als das Betriebsergebniss 
beispielsweise nach wdteren sieben Jahren sich verdoppeln 
kann und der Werth der Einlösungsrente in diesem Zeit- 



* Die Einlosungsmodalitiiten sind in der Regel jenen der auf Grund 
lies Gesetzes vom Jahre 1854 concessionirten Eisenbahnen, für welche das 
Ii aiizösische cahiei de charge als Musler diente, ähnlich. Hiernacri werden 
zur Bestimmung des Einlösungspreises die jährlichen Reinerträgnisse der 
Uoternehmuag während der der wirklichen Einlösung vorausgegangenen 
sieben Jahre beziffert, hiervon die Reinertrignlste der ungünstigsten zwei 
Jahre abgeschlagen und der durchschninliche Reinertrag der übrigen fQnf 
Jahre berechnet. Wenn sich jedoch der so ermittelte durchschnittliche 
Reinertrag nicht wenigstens auf die Annuität erstrecken sollte, welche zur 
fOnfprocentigen Verzinsung und zur Tilgung des von der Staatsverwaltung 
genehmigten Anlagecapitals innerhalb der Concessionsdauer nothwendig 
ist, so wird dieser Annuitfttenbetrag als das der Bemessung des Einlösungs- 
preises zu Grunde zu legende Reinertr&gniss festgesetzt* 



Digitized by Google 



54 



Drittes Capital. 



punkt sich entsprechend erhöhen würde. Wie aber, wenn 
der Staat vor Ablauf von sieben, beziehungsweise fünf oder 
drei Jahren von seinem Auslösungsrechte Gebrauch macht: 
Für diesen Fall hat sich die Staatsverwaltung in fast allen 
Concessionsurkunden das Recht vorbehalten, die Localbahn 
gegen Vergütung der Anlagek» »stcn einzulösen. Unter diesen 
Unistanden wird das Unternehmer-Risico vohstandig auf den 
Concessionär gewalzt, weil man davon ausgehen muss, dass 
die Regierung von ihrem Einlösungsrecht nur dann Gebrauch 
machen wird, wenn die betreffende Localbahn eine ent- 
sprechende Verzinsung abwirft. Eine Gesellschaft, welche 
mehrere Localbahn concessionen besitzt, wie das so häufig der 
Fall ist, bleibt also immer der EventuaUtät ausgesetzt, dass die 
Regierung, wenn sie eine solche Massnahme als im Interesse 
des Staatsbahnnetzes gelegen erachten sollte, ihr Einlösungs- 
recht nur hinsichtlich der in günstiger Entwickelung begrilTenen 
Localbahnen geltend machen wird. Indem aber die Aussicht 
auf eine günstige Betriebsentwickelung fOr das Privat- 
capital kein Impuls sein konnte, dem Localbahnwesen sein 
Interesse zuzuwenden, ist der Schwerpunkt in den Ikm ver- 
legt worden, und wir haben gesehen, dass sich die Privat- 
unternehmung mit Vorliebe nur dem Bau solcher Localbahnen 
zugewendet hat, von denen sie hoffen durfte, dass sie gegen 
Vergütung des genehmigten Anlagecapitals seinerzeit eingelöst 
werden. Im Interesse einer rationellen Entwickelung des Local- 
bahnwesens ist es aber gelegen, den Unternehmer am ,,Betrieb'' 
und nicht am „Bau" zu interessiren, ein Umstand, der leider 
auch bei der finanziellen Unterstützung des Zustandekommens 
von Localbahnen, von der später die Rede sein wird, nicht 
berücksichtigt wurde. Vielleidit kann ein Blick auf die ein- 
schlägigen Bestimmungen der benachbarten Staaten dazu bei- 
tragen, die ungünstige Wirkung der in Oesterreich in An- 
wendung stehenden Einlösungsbestimmungen zu beleuchten. 
Die preussischen Normal- Concessionsbedingungen vom 
Jahre 1879 sagen: „Der Concessionär ist verpflichtet, den 
Betrieb seiner Bahn der Verwaltung einer anschliessenden 
Bahn gegen Gewährung einer jährlichen Rente, welche wenig- 
stens Procent des Anlagecapitals beträgt, zu überlassen, 
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falls der Minister für Öfifentliche Arbeiten diese ßetriebsüber- 
lassung im öffentlichen Verkehrst nteresse fOr erforderlich er^ 
achtet" Durch diese Bestimmung, welche den öfiTentlichen 
Interessen vollständig Rechnung trägt, bleiben also dem Conces- 
sionärdie Chancen einer günstigen Betriebsentwickelung gewahrt. 
Ja, ciie preussischen Nornial-Concessionsbedingungen kennen 
das Einlösungsrecht überhaupt nicht, ebensowenig wie das 
Heimlallsrecht, durch dessen Fortfall der Staat die Rentabilität 
einer Localbahn wesentlich begünstigt.' In Frankreich, wo 
das Gesetz vom Jahre 1880 den Schwerpunkt des Localbahn- 
wesens vollständig in den Betrieb" legt, anstatt in den „Bau", 
wie es früher der Fall war, hat sich der Staat allerdings das 
Recht vorbehalten, jeckr/eit eine Localbahn als Staatseigen- 
thum zu erklären, sobald sie allgemeines Interesse gewinnt. 
In einem solchen Falle wird aber die Entschädigung an den 
Concessionär von einer aus neun Mitgliedern bestehenden 
Commission bestimmt, welche vom Minister für öffentliche 
Arbeiten und dem Concessionär gewählt wird.^ Erst wenn 
die Einlösung nach Ablauf von 15 Jahren erfolgt, wird die 
Entschädigungssumme nach dem Durchschnitt der letzten 
7 Jahre unter Ausschluss der zwei ungünstigsten ermittelt. In 
anderen Staaten hat sich die Localbahn-Gesetzgebung mit dem 
Einlösungsrecht überhaupt nicht beschäftigt, während sich das- 
selbe in Oesterrcu-ii als ein Hinderniss für die speculative 



* Nur im Staatsvertrag mit Oesterreich-Ungarn vom 14. Mftrz 1886, 
betrefFenci mehrere Eisenbahnanschlö5?se an der österreichisch-preussischen 
Grenze, hat sich die preussische Regierung bezüglich der in ihrem Gebiete 
gelegenen Theilslrecken der Linie Hannsdort-Ziegenhals das HeimfalUrecht 
im Sinne des österreichischen Eisenbahn-Concessioosgesetzes vom 14. Sep- 
tember 1864 vorbchalien. 

' In die Eisenbahnconventionen vom Jahre 1882 wurden folgende 
Einlösungsbesiimmungen aufgenommen: ^Wenn der Statt von dem ihm 
laut Bedingnissheft zustehenden ROckkaafarecht innerhalb der nftchaten 
16 Jahre Gebrauch macht, so ist der Preis der auf Grund der neuen Ver- 
irlge gebauten Bahnen nach den wirklich verwendeten Herstellungskosten 
derselben zu berechnen» welchen diejenigen Betrftge hinzutreten, 
um welche in den ersten Betriebsjahren die Betriebskosten die Rohein- 
nahmen Qberstiegen haben.*' 
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Beschäftigung des Privatcapitals erwiesen hat. Denn durch die 
fieschränkung des Tarifirungsrechts, sowie durch die Stipu- 
Hrung des jederzeitigen Einlösungsrechts ist die Realisirung 
eines Localbahnprojects jenes natürlichen Anreizes entkleidet 

worden, welcher als die Triebfeder für die Bethärigung des 

PrivaUapitais aui dem üebicte des Kibenbaiiiibaiies augesehen 
werden muss. 

Es kann demnach keinem Zweifel unterliegen, dass die 
bei der Concessionirung von Loculbahnen bisher in Anwen- 
dung gebrachten Normen nicht die geeigneten Mittel sind, um 
für die nächste Zeit eine lebhaftere Thätigkeit im Localbahn- 
bau vorzubereiten, und eine Aenderung in dieser Richtung 
erweist sich um so wünschenswerther, als die Erfahrung ge- 
zeigt hat, dass die in Frage kommenden Bestimmungen bisher 
ohne irgend welchen praktischen Werth für die Regierung 
gewesen sind, dafür aber geeignet erscheinen, abschreckend 
auf die Privatunternehmung zu wirken. 

Insoweit es sich bei der Concessionirung von Localbahnea 
darum handelt, für genügende Cautelen zu sorgen, damit der 
Bau von Localbahnen vor schädlichen Auswüchsen, welche 
den Österreichischen Eisenbahncredit einer neuen Gefahr aus- 
setzen könnten, bewahrt werde, wird die Staatsverwaltung 
schon vermöge ihres Einflusses auf die finanzielle Durch- 
führung der Localbahnen in die Lage kommen, entsprechende 
Massnahmen vorzukehren. Die Noiirvvendigkeit einer grund- 
sätzlichen Regelung der Finanzirungs-Modalitäten wird 
sich übrigens unter allen Umstanden bei einer Revision des 
Gesetzes vom 25. Mai 1880 ergeben. Der M;ms^el jeglicher 
Bestimmung über das Recht einer Localbahn, Prioritäten aus- 
zugeben, hat schon das Zustandekommen mancher Localbahn im 
letzten Augenblick vereitelt. Es soll hier nicht die Berechtigung 
einer Localbahn zur Prioritätenausgabe untersucht, sondern nur 
constatirt werden, wie nachtheilig der Mangel einer grundsätz- 
lichen Bestimmung'für das Zustandekommen von Localbahnen 
ist, und zwar aus dem Grunde, weil bei ungleicher Behandlung 
das Privatcapital einer Unternehmung, die das Recht zur Priori- 
tätenausgabe nicht erlangt hat, von vornherein und vielleicht 
mit Unrecht Misstrauen entgegenbringen wird. Ein Hinweis 
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auf die im Anhange enthaltenen einschlägigen Concessions- 
bestimraungen wird diese Ansicht erhärten. Im ersten Jahre 
der Wirksamkeit des Gesetzes vom Jahre 1880 erhielten die 
Lücalbahnen nur die Bewilligung zur Ausgabe von Actien, 
wenn man von der Neutitscheiner Locaibahn absieht, welcher 
gestattet wurde, von der Commune garautirte Obligationen 
auszugeben. Im Jahre 1880 entschloss sich die Regierung, die 
Bewilligung zur Prioritätenausgabe zu ertheilen, und die am 
9. Mai 1881 concessionirten böhmischen Commercialbabnen 
erhielten die Erlaubnisse nach Inbetriebsetzung der projectirten 
Linien bis zur Hälfte des genehmigten Anlagecapitals Prioritäten 
auszugeben. In der Folge wurde die Ausgabe von Prioritäten 
nicht nur von dem Zeitpunkte der Inbetriebsetzung, sondern 
auch davon abhängig gemacht, dass die Verzinsung und Tilgung 
aus dem erzielten Reinerträgniss gesichert seien. Auch wurde 
für diesen Fall die Hübe der Prioriuitciuiusgabc aul cüi Drittel 
des genehmigten Anlagecapitals restringirt. Nur der Local- 
bahngesellschaft wurde analog den böhmischen Commercial- 
babnen die Bewilligung zur Prioritatenaiisi^abe nach Inbetrieb- 
setzung ohne weiteren Nachweis der P emcrtragszitiern ertheilt, 
und ebenso war dies bei den den Hauptbahnen concessio- 
nirten Localbahnen der Fall. Bei der Locaibahn Jaroslau- 
Sokal sollte die Höhe der Prioritätenausgabe zwei Drittel des 
Anlagecapitals nicht übersteigen. An einem bestimmten Princip 
ist indessen auch in der Folge nicht festgehalten worden. Der 
im Mai 1882 concessionirten Locaibahn Schwechat-M anners- 
dorf vtrurde die Prioritätenausgabe überhaupt nicht gestattet^ 
während anderen Unternehmungen diese Bewilligung wieder 
ertheilt wurde. In dem zufälligen Umstände, dass gerade Local- 
bahnen, denen die Prioritätenausgabe nicht gestattet wurde, zu 
grösserer Rentabilität gelangt sind, scheint aber ein triftiger 
Beweis zu liegen, dass in der Regel ein richtiger Massstab f&r 
die Entwickelungsfähigkeit einer Locaibahn erst auf Grund der 
Ertalirung gewonnen werden kann. Eine ungleichmassi^c Be- 
handlung ist hier aber sehr geeignet, Misstrauen hervorzu- 
rufen, welchem sofort der Boden entzogen wird, sobald die 
Frage der l^rioritätenausgabe principiell geregelt ist; sei dies 
auch durch die von der Regierung in Aussicht genommene 
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BesdminuDg^ das« die Auagabe von PrioritStsobUgationen io 
allen FSllen insolange ausgeschlossen bleibt» als nicht die Ver- ^ 
zinsung und Tilgung in dem erzielten Reinerträgnisse der 
Bahn ausreichende Bedeckung finden. 

Solcher Art sind die Schwierigkeiten, welche sich der 
Bethätigung des privaten Unternehmungsgeistes auf dem Ge- 
biete des Lucalbahnwcscns m Oesterreich cnt^^egcnstcUen; 
jedenfalls stehen dieselben in grellem Gegensatze zu dem 
Beschluss, welchen die Localbahncommission der italienischen 
Deputirtenkammer gefasst hat und der dahin geht, dass im 
gesetzlichen Wege Vorkehrungen getroffen werden, welche 
es verhindern, dass die Regierung, die Communen und Pro- 
vinzen den Localbahnunternehmungen irgend welche Beschrän- 
kungen auferlegen. Möchten doch auch in Oesterreich die 
Worte Web er 's Beherzigung finden, dass die Wirksamkeit 
der Gesetzgebung im Localbahnwesen weit weniger im Gcr 
bieten, Begrenzen und Festhalten, als im Befreien vom Her- 
kömmlichen, im Gewährenlassen, Gestatten und VeraUgemeinem 
bestehen müsse! 

Die Wirksamkeit des Localbahngesetzes vom 35. Mai 1880 
wurde in der letzten Session des Reichsraths bis 1. Juli 1886 
verlängert und gleichzeitig bat die Regierung einen Gesetz- 
entwurf eingebracht, der zwar nicht zur Verhandlung kam, 
aber voraussichtlich in der neuen Session unverändert erneuert 
werden dürfte. Auch der neue Gesetzentwurf enthält sich einer 
grundsätzlichen Behandlung der für den Bau und Betrieb von 
Localbahnen in Anwendung kommenden Normen, hin^ci^en 
bestimmt derselbe, dass die bisher für den liau von Lokal- 
bahnen gewahrten Begünstigungen einzuschränken sind und 
insbesondere die Steuerfreiheit von 30 auf 20 Jahre herabzu- 
setzen sei. Da wird man fragen müssen, ob dann ein Local- 
bahngesetz überhaupt noch ein Bediirfniss ist. Man sollte 
glauben, dass heute, wo die besseren Linien zum 1 heil aus- 
gebaut sind, eher eine Erweiterung der bisher gewährten Be- 
günstigungen zu erwarten wäre, um das Interesse für den 
Localbabnbau wieder zu beleben. Dass die Nothwendigkeit 
hierzu vorliegt, unterliegt keinem Zweifel. Allerdings sagt die 
Regierung im Motivenbericht zum Localbahn-Gesetzentwurf, 
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der im Frühjahr eingebracht wurde, dass die Geldbeschaffung 
fQr solche Localbahneo, welche eioe entsprechende Verzinsung 
und Tilgung des aufzuwendenden Anlagecapitals mit einiger 
Wahrscheinlichkeit in Aussicht stellen, durch in* und aus- 
ländische CapitalskrSfte im Allgemeinen keiner Schwierigkeit 
unterliege und die Realisirung derartiger Projecte füglich der 
Privatspeculation im Zusammenwirken mit dem Interessenten 
Überlassen bleiben könne. Allein seitdem ist in der Concessio- 
nirung von Localbahnen ein vollständiger Stillstand eingetreten, 
und von der in Au^öicht gcüLcUten Bethäüj^un^ der privaten 
Unternehmung ist wenig wahrzunehmen, obwohl man an- 
nehmen sollte, dass das Capital t^erade jetzt mit Rücksicht 
auf die andauernd niedrigen Zinsiussverhäitnisse leichter für 
Investitionen im Eisenbahnbau zu gewinnen wäre, als dies in 
«iaem früheren Zeitpunkte der Fall sein mochte. 

IV. 

So wenig nun der gegenwärtige Stand der österreichischen 
Localbahngesetzgebung geeignet erscheint^ das Interesse der 
Privatuntemehmung für den Bau von Localbahnen zu beleben, 
so kann es doch keinem Zweifel unterliegen, diss eine Aende- 
rang in dieser Richtung allein nicht ausreichen dürfte, um 
das so lebhaft hervortretende BedÜrfniss nach dem Bau neuer 
Localbahnen zu befriedigen. Es erscheint vielmehr nothwendig, 
gleichzeitig den Aufgaben der Gesetzgebung auch von dem 
Gesichtspunkte näher zu treten, inwieweit es dem Staate 
und den Interessenten obliegt, das Zustandekürnmcii von 
Localbahnen durch finanzielle Beihilfe zu unterstützen. In den- 
jenigen Staaten, in welchen dem Localbahnwesen die gleiche 
wichtige Stellung zugewiesen wurde, wie bei uns: in Frank- 
reich, Belgien, Preussen und Italien, ist die Frage der Sub- 
ventionirung von Localbahnen bereits einer grundsätzlichen 
Lösung zugeführt worden, und auch wir werden uns nicht 
länger der Nothwendigkeit entziehen können, in dieser Rich- 
tung gewisse Normen aufzustellen. Allerdings zählt die Frage 
der Subventionirung von Localbahnen zu den schwierigsten, 
die noch in der Eisenbabngesetzgebung aufgetaucht sind, und 
die Ansichten, wie dieselbe am besten zu lösen sei, gehen 
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sehr auseinander. Zu weit scheint jedenfalls Sax zu gehen, der 
in seinem Werke „Die Verkehrsmittel" die Behauptung auf- 
stellt, der Bau von Localbahnen falle den Selbstrerwaltungs- 
körpern zu, und wo eine Staatssubvention verlangt werde, 
sei der. Bau einer Localbahn gewöhnlich verfrüht. Wir glauben 
vielmehr in dem Zusammenwirken des Staates und der Inter- 
essenten die zweckmflssigste Lösung der Subventionsfrage 
zu erblicken, wobei die Verpflichtungen des Staates mehr 
moralischer Natur sein können. In erster I/inie ist das Ein- 
greiieii des Staates notlns endig, weil die Genicuidcn nur dann 
in der Lage sind, das erforderliche Capital unter gunstigen 
Bedingungen zu beschatfen, wenn der Staat für die betrerfenden 
Verpflichtungen seine Garantie gewährt. In wirksamer Weise 
wird der Staat das Zustandekommen von Localbahnen ferner 
unterstützen durch Beistellung des technischen Personals für 
die Vorarbeiten und durch entsprechende Betbeiligung an der 
Bedeckung der im Uebrigen von den Provinzen und Gemeinden 
zu tragenden Baukosten. 

Bevor wir in die Erörterung der Subventionsfrage näher 
eingehen, wollen wir einen Blick auf die in anderen Staaten 
für die Subventiontrung von Localbahnen bestehenden Normen 
werfen. In Belgien» wo das ganze Localbahnwesen auf der 
Gründung der Soci^t^ nationale des chemins de fer de vicioeaux 
basirt, ' besteht der Grundsatz, dass die Betheiligung des Staates 
durch Uebernahme von Actien nicht Über die Hfilfte geben 
soUy während die andere Hälfte von den Provinzen und Ge- 
meinden Übernommen werden muss. Die besondere ßeihille 
des Staates besteht aber darin, dass die von der Gesellschaft 
ausgegebenen Obligationen StaaUgaraiuie besitzen. In Italien 
wurde die Lrüciuung einer eigenen Kisenbahncassa beschlossen, 
um den Provinzen und Gemeinden, deren Beitrnr^slcistung durch 
das Gesetz vom 29. Juli 1879 mit 10, beziehungsweise 20 Procent 
festgesetzt wurde, die Möglichkeit zu bieten, den ihnen durch 
das Gesetz auferlegten Verpflichtungen nachzukommen, indem 
der Staat die für Rechnung der Interessenten ausgegebenen 
Obligationen garantirt. Inwieweit die Belastung der Provinzen 
und Gemeinden aus Aniass der mit den Betriebsgesellschaften 
abgeschlossenen Conventionenrestringirt wurde, ist bereits früher 
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erörtert worden.* In Frankreich wird durch das Gesetz 
vom Jahre 1880 bestimmt, dass die französische Regierung in 
dem Falle, als die Beuiebscinnahmen nicht hinreichen, die 
Betriebskosten zu decken und das Anlagecapital mit 5 Pro- 
cent zu verzinsen, eine Subvention gewährt, welche sich aus 
einem fixen und variabeln Theil zusammensetzt. Der erstere 
betragt für Localbahnen und Dampftramways 500 Francs 
pro Kilometer; der zweite ist gleich dem Vierttheile jener 
Summe, welche nöthig ist, um die jahrlichen Brutto-Ein- 
nahmen, abzüglich Steuern, auf 10.000, respective 8000 Francs, 
eine Alternative, die von Normal- oder Schmalspur abhängt^ 
and 6000 Francs für Dampftramways zu bringen. Die Subven- 
tion soll 10.500 y respective 8500 oder 6500 Francs nicht 
übersteigen; Dal>ei wird die Bedingung gesteilt, dass die con- 
cessionirende Gemeinde oder Departement eine gleich hohe 
Subventionssumme gewähre; auch darf der Gesammtbetrag, 
welchen der Staat jährlich in dem Departement an Local^ 
bahnen oder Dampftramways bezahlt, 400.000 Francs nicht 
Überschreiten. Die Rückerstattung der geleisteten Unterstützung 
hat zu erfolgen, sobald der Reinertrag der snbventionirten Bahn 
eine 6procentige Verzinsung der Baukosten zulässt. Der .Rein- 
titrai; ist in diesem l alle zwischen Staat und Departement, 
respective zwischen jenem und allen übrigen Interessenten im 
Verhältntss ihrer geleisteten Beiträge zu theilen. In Preussen 
wird die finanzielle Betheiligung der Staatsverwaltung durch 
die Gruiidzüge für die „Gewulirung staatlicher Beihilfen zu 
dem Bau von Localbahnen" geregelt. Hiernach kann die Ge- 
währung staatlicher Beihilfe nur erfolgen, wenn: 1. der 
gesammte Grund und Boden von den Interessenten der Bahn 
beschafft wird und der Unternehmung der letzteren unentgelt- 
lich oder gegen eine massige, vom Minister für 5ifeniüche 
Arbeiten festzusetzende Gesammtvergütung lastenfrei zur Ver- 
fügung gestellt wird; dass 2. Provinzen, Kreise oder Com-* 
munalverbände, deren Bezirk von der zu subventionirenden 
Bahn durchschnitten wird, an dem Anlagecapital, in welches 
Grunderwerbungskosten bei unentgeltlicher Beistellung des 
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Gruod und Bodens seitens der Interessenten überhaupt nicht, 
anderenfalls nur die vom Minister festgesetzte Gesammtver- 
gütung einzubeziehen sind, sich betheiligen; 3. die Uebcrnahme 
von Actien durch die Staatsverwaltung darf den vierten Theil des 
Capitals und die Subvention von 15.000 Mark pro Kilometer 
Bahnlinie nicht übersteigen und innerhalb dieser Grenzen nur 
bis zum Belauf des Gesammtbetrages derjenigen Actien er- 
folgen, welche von den Provinzen, Kreisen oder Communal- 
verbänden gezeichnet worden sind. ^ Ausser der Uebernahme von 
Stammactien kann die finanzielle Unterstützung auch durch 
pachtweise Uebernahme des Betriebs erfolgen. Dieser Fall kann 
aber nur eintreten, 1. wenn die Localbahn an die SLaatsbahnen 
unmittelbar anschliesst, 2. wenn sie normalspurig ist, 3. wenn 
Provinzen, Kreise oder Gemeindeverbande am Anlagecapital sich 
mit mindestens ein Sechstel betheiligen und auf die Verzinsung 
dieses Antheils aus dem Pachtzins über den Betrag von 2 Pro- 
Cent ihres Antheils hinaus so lange verzichten, als nicht den 
übrigen Betheiligten eine 4procentige Verzinsung ihres Capitals 
aus dem Pachtzinse zu Theil geworden ist. Auch das ungarische 
Localbahngesetz enthält Bestimmungen betreffs der finanziellen 
Unterstützung von Localbahnen, die sich ^aber als unzulänglich 
erwiesen haben, und zwar deshalb, weil hier von der Ein- 
^mischung des Staates bei der CapitalsbeschafEung abgesehen 
worden ist. Aehnlich wie das Gesetz vom 12. Juli 1865 in 
Frankreich den Departements und Gemeinden gestattet hat, 
die Hilfsmittel, welche durch das Gesetz vom 21. Mai 1836 
zur Herstellung von Vicinalstrassen vermittelst Zuschlag zu den 
directen Steuern geschaffen wurden, zu verwenden, so wurden 
auch in Ungarn die Municipien ermächtigt, den Bau von 
Localbahnen mit einem Theil ihrer öftentUchen Arbeiten zu 
unterstützen und denselben eine nicht über zehn Jahre hinaus- 
reichende Garantie zu gewahren. Ferner wurden die ungarischen 
Staatsbahnen verpflichtet, auf Wunsch des Goncessionars den 
Betrieb zu den Selbstkosten — auf Grund des Durchschnitts 
des Gesammtnetzes — zu übernehmen. Wie schon früher 
erwähnt wurde, gestattet das ungarische Localbahnnetz die 

.1 Zeichnen die Communalverbände Actieo, so kann auch der Staat 
Actien Qbernehmen* 
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Ausgabe von PtioritSten bis zu zwei Fünftel des Anlage- 
capitals, wenn die interessirten Besitzer der Gegend die Garantie 
für Verzinsung und 'i ili:ung derselben übernehmen. Da diese 
Bestiiiiraun^en nicht vou dem gewünschten Erfolg begleitet 
gewesen sind, war auch die ungarische Regierung bestrebt, 
durch Abschluss von Betriebsverträgen das Zustandekommen 
von Localbahnen zu fördern. Dies ist z. B. bei der 115 Kilo- 
nieter langen Zagorlancr Bahn in der Weise geschehen, dass 
der Betrieb der Eisenbahn vertragsmässig von den ungarischen 
Staatsbahnen übernommen wurde, welche einen jährlichen 
Pachtschilling in solcher Höhe garantiren, dass die 5procentige 
Goldverzinsung der Prioritätsactien und eine circa372pro<^^"^^g^ 
Verzinsung der Stammactien gesichert erscheinen. Bei der 
Sicherstellung der Bihärer Bahnen wurde hingegen der Vorgang 
eingehalten, dass der Staat 300.000 Gulden in Stammactien über- 
nimmt und das Municipium des Biharer Comitats ermSchtigt 
wird, zu Lasten seines Fonds für öffentliche Arbeitsleistungen 
ein in 50 Jahren zu tilgendes Anlehen abzuschliessen. 

Wir haben jetzt die verschiedenartigen Formen des staat- 
lichen Einflusses auf das Zustandekommen von Localbahnen 
mit Rßcksicht auf dessen finanzielle Beihilfe beleuchtet und 
haben gesehen, dass diese letztere in Frankreich, Italien, Belgien 
und Preussen grundsatzlich geregelt wurde, während biigarii 
seine Municipien wenigstens mit entsprechenden Befugnissen 
ausgestattet hat, die, wenn vorlautig noch ohne Erfolg, doch 
nach der Richtung gewürdigt werden müssen, dass auch in 
Ungarn eine grundsätzliche Lösung der Subventionsfrage als 
nothwcndig erachtet wurde. 

In Oesterreich finden wir aber weder das Eine, noch 
das Andere. Wir besitzen bis nun überhaupt keine Nonnen, 
welche die Betheiligung der Interessenten oder des Staates an 
dem Bau von Localbahnen regeln würden, sondern die Re- 
gierung hat sich vorbehalten^ von Fall zu Fall an den Reichs- 
rath heranzutreten. 

Die staatliche Unterstützung bestand bisher 1. in der 
Uebernahme von Stammactien^ 2. in der GewShrung von 
Hypothekardarlehen^ 3. im Abschluss von Betriebsverträgen. 
Bei der Uebernahme von Stammactien durch den Staat, deren 
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Höhe von Fall zu Fall wechselt, wird der Vorgang eingehalten, 
dass das Anlagecapital in Prioritäti- und Stammactien ein- 
getheilt wird» von denen die Staatsverwaltung Stammactien, die 
Interessenten Prioritätsactien und einen Theil der Stammactien 
übernehmen, wobei vorausgesetzt wird, dass die Verzinsung 
der Stammactien erst dann beginnt, wenn die PrioritStsactien 
«ine 5procentige Verzinsung erlangt haben. IMe Gewährung 
von Hypothekardarlehen ist nur zweimal zur Anwendung 
i^ckingt, nämlich hei der Concessionirung der Localbahn Hanns- 
düii-Ziegenhals und Budweis-Salnau, in Minblick auf (las 
statutenmassige Recht des Concessionars ^Localbahngesell- 
schaft), für diese Linien Prioritäten emittiren zu dürfen. In 
diesem Falle hat also der Staat ein in *!') hihrcn rückzahl- 
bares Hypothekardarlehen gewährt, dessen Verzinsung jedoch 
in zweite Rangordnung tritt. Die dritte Art der staatlichen 
Unterstützung betrifft solche an das Staatsbahnnetz an- 
schliessende Localbahnen, mit denen Betriebsverträge vereinbart 
werden. In diesem Falle wird mit dem Concessionär ein Ver- 
trag abgeschlossen, in welchem sich der Staat bereit erklärt, 
den Betrieb' gegen pauschalmässige Fixirung des Procentsatzes 
der Bruttoausgaben zu übernehmen.^ Die Fixirung der finan- 
ziellen Beitragsleistung bleibt der Regierung, beziehungsweise 
der Staatseisenbahnverwaltung anheimgegeben, welche den 
Procentsatz der Ausgaben — dieser schwankt bisher zwischen 
40 bis 60 l'iuccnt — festsetzt. Unter linanzieller Mitwirkung 
der Regierung sind bisher sechs Localbahnen in einer Länge 

1 Selbststftndig wurden Ende Juni 1865 nur folgende Localbahnen 
betrieben: 

Bozen-Meran 32 Kilometer 

Böhmische Commcrcialbahnca 1Ö9 „ 

Czernowirz Novüsieiica . . Sl n 

Hietzing-Perchtoldsdorf . . • • 10 „ 

Krt^msierer Eisenbahn .... 48 „ 

Kremsihalbahn ...... 50 ^ 

Kuttenberger Localbahn ... 4 ^ 

Neutitschcincr I.ocalbahn ... 8 „ 

I.tjculcL'-ciijahii-GcscIIhchalt . . 188 „ 

Siauding-Slratiibcrger .... 18 ^ 

570 Kilometer 
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von 310 Kilometer concessionirt worden, an welchen sich 
der Staat mit einem Betrag von 3,155.000 Gulden betheiligt 
hat. Ausserdem sind durch die Specialgesetze vom 29. April 
und 1, Mai 1885 weitere 31 Millionen Gulden zu diesem 

Zwecke bewilligt worden, wie aus der Darstellung auf 
Seite 66 und 67 hervorgeht. 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass der Staat 
auch den Bau von Localbahnen für eigene Rechnung über- 
nommen hat, und zwar wurden, seitdem das Localbahngesetz 
in Wirksamkeit getreten ist, durch das Gesetz vom 28, De- 
cember 1881 die Theilstrecke der galizischen Transversalbahn 
Stanislau-Husiatyn, durchs das Gesetz vom 1. Juni 1883 die 
Locaibahn Triest-Herpelje, und mit Gesetz vom 5. Juni 1883 
die Locaibahn Stveric-Koin sichergestellt; zusammen circa 
200 Kilometer. 

Wie aus der nachsiehenden Darstellung hervorgeht, ist das 
Ausmass der jeweiligen staatlichen Unterstützung sehr verschie* 
den und schwankt zwischen 8584 und 16.552 Gulden pro Kilo- 
meter. Ebenso verschieden ist die Heranziehung der Inter* 
essenten^ so dass z. B. das Land für die 59 Kilometer lange 
Mühlkreisbahn 200.000, und für die 72 Kilometer lange Bahn 
Lemberg-Rawa 120.000 Gulden, in andern Fällen Überhaupt 
nichts beisteuert. Auf Beitragsleistungen der Anrainer wird nur 
selten Rücksicht geüoinmcii, soiidcni die llcgcl ist, Jass sich 
ein Unternehmer findet, der, im Falle für eine Locaibahn ein 
staatlicher Beitrag in Aussicht gestellt wird, die Haftung für 
die Aufbringung des restlichen Capitals übernimmt, wobei 
immer die Sicherstellung der Staatsunterstützung in zweite 
Stelle tritt. Ebenso verschieden ist die Heranziehung der 
Interessenten bei den auf Rechnung des Staates auszutührenden 
Localbahnen. Bei der galizischen Transversalbahn hatte das 
Land dnen fixen Beitrag, bei der Linie Triest-Herpelje 
5 Procent der Anlagekosten zu tragen, während bei Siveric- 
Knin der Staat allein die Kosten trägt. Auch der neue Gesetz- 
entwurf beschränkt sich darauf, eine allgemeine Directive für 
den diesfalls einzuhaltenden Vorgang zu schaffen, welcher 
dahin präcisirt wird, „dass derartige, nach wie vor auf dem 
Wege der Gesetzgebung zu gewährende finanzielle Unter- 

80Bii«ti*<li«lii, Lo««lbibn«M«it. 5 
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Kilometer 


1 

Gesamnu-No- | 
minal-Anlagc- : 
Capital ; 


Reiheiligun«; 
der Staats- 
verwaltung 


ec « 
5 w 

3: e 
1 5 

o o 


pro Kilometer 




KremsroOnster-Michldorf . 


1 

21 


0 650 


300.000 


1 

1 

U.286 


30.953 




Csernowttz-Novo^elict . . 


31 


1*060 


S50.000 


11.290 


88.870 




Hannsdorf-Ziegenhals . . 


49-5 


3-300, 


600.000 


12.121 


66.667 






15 


0-620 


280.000 


18.606 


41.333 






72-5 


4*000 


1,200.000 


16.552 


65.172 




FebriDg-FQrstenfeld . . . 


21 


1-065 


435.000 


20.288 


50.288 






59 


2*300 


900.000 


15.264 


88.968 




Bukowinaer Localbahnen . 


139-8 


5-600 


1,100.000 


8.584 


40.057 




* 


72 


8*600 


900.000 


12.500 


60.000 






22 


0-771 


200.000 


9.090 


! 35.046 
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1 

Betbeiiigung 
anf Grund des 
Gesetzet vom 


Concession 
vom 

i 


Betheiligung 
des Landes 


■ Betheilipnn^: snn«5tiger 
Interessenten 


1 

S9. Mai 1882 


2G. Aug. 1882 


100.000 fl. in 
Actien 


260.000 fl. 


24. Ai>r. 1883 


6. Jttni 1888 




Lemb.-Cz.-E. 500.000 fl. 
And. Int. 200.000 fl. 


7. Juai 1883 


5. März 1885 


nicht bedingt, 
aberm. 300.000 fl. 
theiis f. perdu, 
theils sec. Obl. 
in Aussicht ge- 
nommen 


r.ocalbahnges. 2*4 Mill. 
4Y2procent. Prioritäten 


4. Apr. 1884 


15. Juli 1884 




Interessenten 840.000 fl. 


8. Apr. 1004 


30. Aug. 1884 




Interessenten 200.000 fl. 
Locibg 4V2pr.Pr.?,600.000fl. 


a. Apr. 1884 


S. Juli 1884 


Jahressubvention 
von 3000 ri. auf 
die Dauer v. zehn 
Jahren u. Ueber- 
nahme 50.000 fl. 
Prioritätsactien 


Interessenten 580.000 fl. 


99. Apr. 188S 


— 


SO0.0O0 fl. 


Interessenten 1*2 Mill. 


1. Mai 1886 
1. Mai 188^ 


• 


280.000 fl. in 
Actien 

im Verein mit der 
Stadt Lemberg 
120.000 fl. nicht 
rOckzahlbar 


Lemb.-Czern. Eis. 1*870 Mill. 
Gr.-or. Relgsfd. 1*00 „ 
Sonst. Interess. 1*68 «, 

Lemb.-Curn. Eis. 2-8 Mill. 
Scliienenlieferung 0*28 « 


1. Mai 1886 




60.000 ü, Aaien 


Untern. 621.000 fl. 



5» 
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ctützungen nur für solche Localbahnen in Aussicht gestellt 
werden^ bezüglich dereii die Nothwendigkeit oder NQtzlichkeit 
der Bahnanlagen, sowie der Umstand genügend dargethan er- 
scheint, dass die für die Durchführung des Projects erforder- 
lichen Geldmittel von den Interessenten, ungeachtet der von 
denselben bethatigten Opfcrwilligkeit, nicht vollständig auf- 
gebracht werden küiineii und dcnitiach das Zustandekommen 
der Bahn von der Gewährung einer staatlichen Unterstützung 
abhängt'*. Nachdem aber die Regierung, wie wiederholt betont 
worden ist, schon bisher an diesem Grundsatze festgehalten 
hatte, so ist nicht einzusehen, welchen EinAuss die Aufnahme 
einer solchen allgemeinen Bestimmung auf die Entwickelung 
des T-ocalbahnwcscns haben könnte. Die Nothwendigkeit einer 
finanziellen Unterstützung hat die Regierung aber selbst zu- 
gegeben, indem sie im Motivenbericht zum neuen Gesetz- 
entwurf sagt, dass neben den Projecten, welche der Ausführung 
der Privatindustrie überlassen bleiben sollen, auch solche Pro- 
jecte vorhanden sind, welche bei unbestreitbarer volkswirth- 
schaftlicher Wichtiglieit doch wegen der Kostspieligkeit der 
Anlage oder aus andern Ursachen im Vorhinein eine ent- 
sprechende Verzinsung des . Gesammtanlagecapitals für eine 
längere Reihe von Jahren nicht in Aussicht stellen. X^sen 
sich nun die Schwierigkeiten einer gesetzlichen Regelung der 
Subventionsfrage schon mit Rücksicht auf die Bestrebungen, 
welche auf die Herstellung des Gleichgewichts im Staats- 
haushalte gerichtet sind, nicht verkennen, so liegt doch die 
Nothwendigkeit an der Hand, dass gewisse Normen für die 
Subventionirung aufgestellt werden, welche, ohne die Regierung 
zu verpflichten, grundsätzlich die Bedingungen darstellen 
sollen, von welchen die Staatsverwaltung ihre finanzielle Be- 
theiligung auf dem Zustandekommen von Localbahnen ab- 
hängig macht. Ein solcher Vorgang erschiene uns ganz geeignet^ 
die Interessenten zur äussersten Anspannung ihrer Mittel zu 
veranlassen, während es der Regierung unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen ziemlich schwer ist, in jedem einzelnen Falle den 
Umfang der Leistungsfähigkeit der Interessenten zu prüfen und 
einer ungerechtfertigten Belastung des Budgets vorzubeugen. 
Zu diesem Zwecke dürfte sich vor Allem die Organisirung von 
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Bezirksverbänden als nothwendig erweisen, wie eine solche 
vornehmlich zur Durchführung von Strassenbauten bereits ia 
einigen Kronländern besteht. 

Es wirft sich nun die Frage auf^ ob eine grundsStsUche 
Regelung der finanziellen Betheiligung der Staatsverwaltung 
an dem Bau und Betrieb von Localbabnen auf der bisherigen 
Basis zur Förderung des Localbahnbaues beitragen würde. Die 
Erfahrung hat uns nfimlich gezeigt, dass das Privatcapital keine 
besondere Vorliebe den Titres jener Unternehmungen entgegen- 
bringty bei denen auch eine Betheiligung des Staates vorge- 
sehen ist, wdl besorgt wird, die Regierung werde einen zu 
weitgehenden Etnfluss auf den Betrieb der auf diese Weise 
zu Stande gekommenen Localbahnen nehmen wollen.^ Es 
ergiebt sich hieraus, dass, insoweit eine Erweiterung 
der früher erörterten Zugeständnisse im Concessions* 
▼erfahren einer Bethätigung der Privatspeculation 
auf dem Gebiete des Localbahnbaues keinen ge- 
nugenden Spielraum mehr zu bieten vt^rma^, es Auigabe 
des Staates ist, den Selbstvcrwaltungskörpern vur Allem durch 
Gewährung moralischer Unterstützung, wie sich eine solche 
aus dem Principe der Zinsengarantie für die von den 
Selbstverwaltungskörpern zu übernehmenden Verpflichtungen 
ergeben würde, die Mittel zur Entfaltung einer mit ihren 
Kräften in Einklang bestehenden Ihätigkeit zu bieten. ^ Und 
bierin ist die wichtigste der Aufgaben gelegen, welche wir 
uns gestellt haben» indem wir durch Vorführung der ein* 
schlägigen, in den einzelnen Staaten acceptirten Normen die 
Anregung bieten wollten, dass auch bei uns endlich zur Er- 
greifung positiver Massnahmen auf dem Gebiete der Local- 
bahn-3ubventionirung geschritten werde. 

Koch in anderer Richtung dürften die in fremden Staaten 
gemachten Erfahrungen geeignet erscheinen^ von uns in Nutz- 
anwendung gezogen zu werden, nfimlich in Bezug auf die 

* Hierauf ist auch die Verzögerung in dem schon vor zwei Jahren 
sichergestellten Bau der Localbahneii Haonsdorf^ZiegenbaU und Budweis* 
Salnau zurückzuführen. 

Die Jahresleistung an directen Steuern könnte den geeigneten Mass- 
stab für die von den Gemeinden zu übernehmenden Verpflichningen bieten. 
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Heranziehung der garantirten Eisenbahiigesellschalten zum Bau 
von Localbahnen auf der Grundlage, wie sie in Frankreich zur 
Anwendung gelangt ist. So wie Frankreich, ist auch der öster- 
reichische Staat in dem Falle, Gläubiger vieler Eisenbahn- 
gesellschattcn zu sein, deren Verptiichtungen sich aus dem 
Garantieverhältniss entwickelt haben und bis heute zu einer 
ansehnlichen Höhe herangewachsen sind. Am 31. Decenoiber 1884 
hatte der Staat für Garantiezuschiisse bereits 123 Millionen, für 
Verzugszinsen 36*ö Millionen, also zusammen 159*8 Millionen 
Gulden zu fordern^ nachdem in Folge der Verstaatlichung im 
Laufe dieses Jahres 117 Millionen Gulden GarantieforderuDgen 
zur Abschreibung gelangt waren. Berücksichtigt man die durch die 
Verstaatlichung der Vorarlberger Bahn abzuschreibenden 12i Mil- 
lionen und die für die mährisch-schlesische Nordbahn rück- 
zuzahlenden 10*8 Millionen, so erübrigt dann noch eine Garantie^ 
Forderung des Staates von 137 Millionen. Bei Besprechung der 
französischen Localbahngesetzgebung hat sich uns bereits 
Gelegenheit geboten, darauf hinzuweisen, in welcher Weise der 
französische Staat, als es sich um den Abschluss der neuen 
Conventionen im Jahre 18<^2 handelte, es versumden hat, die 
Garantiesch Lild der Gesellschaften in der Höhe von 550 Mil- 
lionen zu verwcrthen. Auf die Garantieschuld der sechs grossen 
Eisenbahngeselischaften hatte L^on Say in seinem mit Erfolg 
durchgeführten Plane den Schwerpunkt gelegt, weil er mit 
Recht sich sagen durfte, die Gesellschaften wären in der Lage, 
die zum Bau neuer Bahnen erforderlichen Geldmittel unter 
günstigeren Bedingungen zu beschaffen, als es der Staat im 
Stande wäre. Es genüge, wenn dieser den Gesellschaften seine 
moralische Unterstützung durch Gewährung der Staatsgarantie 
zuwende. Und auf diese Weise ist in Frankreich durch die 
Eisenhahngesellschaften ein neues Eisenbahnnetz in einer 
Länge von fast 9000 Kilometer sichergestellt worden. ^ In ähn- 
licher Weise wären in Oesterreich die. garantirten Bahnen zum 
Eisenbahnbau heranzuziehen, indem dieselben in der Höhe der 



* Auch das auf eine neue Ordnung des russischen Eisenbalinwesens 
gerichtete Project Poliakow'ä basirt auf der Rückzaliluug ucr Subvcntions- 
schuld von 100 Millionen Rubel der russischen Eisenbahnen an dep Staat. 
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Garantieschulden Anlehen aufisunehmen hätten^ aus deren Erlös 
fOr Rechnung des Staates Localbahnen auszuführen wären. 
Die zu diesem Zwecke zu emittirenden PrioritScen mUssten 
selbstverständlich mit der Zinsengarantie des Staates versehen 
sein, welche sich jedoch immör noch vortheilhafter gestaltet^ als 
die finanzielle Unterstützung durch Uebernahme von Stamm- 
actien. Denn während hier nur ein eventueUer Zinsenverlust 
in Betracht kommen kann, wird das Budget durch eine Be- 
theiligung der Staatsverwaltung am Aiilagecapital zum Nach- 
theil anderer wichtiger Investitionen überlastet. Die i^rage der 
Garaiuicrijcl Zahlung könnte gewiss principielle Bedenken her- 
vorrufen, wenn nicht in der Garantierückzahlung der mährisch- 
schlesischen Nordbahn ein bemerkenswcrthes Präjudiz in dieser 
Beziehung vorliegen würde. Die Ferdinands-Nordbahn nimmt 
zur Rückzahlung der Vorschüsse ihres garantirten Netzes ein 
Prioritätsanlehen auf, welches auf das Hauptnetz sichergestellt 
wird, ohne dass dieses hierdurch in den Besitz, eines ctfectiven 
Gegenwerthes gelangen würde, wahrend die Sicherstellung der 
von den garantirten Eisenbahnen auszugebenden Obligationen 
nicht nur auf das Hauptnetz» sondern auch auf die neu 
zu bauenden Linien erfolgen würde, weshalb juristischen 
Bedenken, die gegen eine Garantierückzahlung sprechen 
würden, kaum eine Berechtigung zugestanden werden könnte. 
An der Garanticrückzahlung, welche im Wege freiwilligen 
üebereinkommens durchzuführen wäre, sind die betreffenden 
Gesellschaften Übrigens selbst lebhaft interessirt^ weil sie 
erst auf diese Weise in die Lage kommen würden, jenen 
Nachtheilen zu beg^nen, welche daraus entstehen, dass 
in Folge ihrer finanziellen UnselbststSndigkeit andere Gesell- 
schaften in ihr ursprüngliches Verkehrsgebiet Abzweigungen 
führen und den garantirten Gesellschaften Verkehre ent- 
ziehen. Von diesem Gesichtspunkte aus erscheint es auch 
im finanziellen Interesse der Staatsverwaltung gelegen, den 
garantirten Bahnen die Mittel zu bieten, der ihnen drohenden 
Gefahr zu begegnen, umsomehr, als die Regierung die gegen- 
wärtige Ausdehnung des Staatsbahnnetzes zur Sicherung eines 
massgebenden Einilubses auf die Gestaltung des Tarifwesens 
und der Verkchrspolilik überhaupt für voiiständig aus- 
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reichend za erachten scheint. Sowohl bei der Heranzidiang 
der Seibstverwaltungskörper, als der Eisenbacbagesellschaften 
zum Localbahnbau ist die Zinsengarantie des Staates berufen^ 
im Interesse des öffentlichen Zweckes einzutreten, und so \de 
das System der Zinsengarantie in der Entwickdung des Öster- 
reichischen Eisenbahnwesens schon eine grosse Rolle gespielt 
und das Zustandekommen vieler Hauptbahnen überhaupt erst 
ermöglicht hat, ebenso wird die Erkenntniss reifen, dass die 
Anwendung dieses Snbventionirungssvstems auch den Bau von 
Localbahnen am wirksamsten fürdeni wird, weil durch dasselbe 
der Schwerpunkt der Subventionirung vom Bau auf den Betrieb 
gelegt und eine rationelle Exploitirung angebahnt wird. Nicht 
übersehen darf hierbei werden, dass die Nachtheile des Zinsen- 
garantiesystems in Oesterreich nicht im Principe, sondern in der 
Anwendung bestanden haben, indem in den Händen einer Unter- 
nehmung garaniirte und nichtgarantirte Linien vereinigt wurden. 

V. 

Zu diesen Erwägungen treten noch gewichtige andere 
hinzu, welche sich aus der Prüfung jener Umstände ergeben, 
die von Enitluss auf die Entwickeiung des Localbahnwesens 
sind. Es ist schon früher darauf hingewiesen worden, dass die 
beste Gewähr für eine rationelle Entwickeiung des Localbahn- 
• Wesens dann vorhanden ist, wenn nicht nur beim Betrieb, 
sondern schon beim Bau auf die jeweiligen wirklichen Verkehrs- 
bedürfnisse Rücksicht genommen wird. Ein verhältnissmässig 
geringer Verkehr wird die Berechtigung auf eine Bahnverbin- 
dung erlangen, wenn es gelingt, im entsprechenden Verhält- 
nisse die Anlagekosten herabzudrücken. Die Art der Anlage 
von Localbahnen bildet daher einen wichtigen Factor im Local- 
ba^nsystem, mit dem auch wir uns beschäftigen müssen, und 
es erscheint um so nothwendiger, dieser Frage nahezutreten, weil 
in letzter Zeit eine neue Kategorie von Bahnen im Eisenbahnbau- 
system hervorgetreten ist, welche die in Oesterreich seit jeher 
acceptirte normalspurige Localbahn in den Hintergrund drängen 
möchte. Es lässt sich wenigstens nicht leugnen, dass die Ver- 
suche^ welche th^weise in Oesterreich mit der Anlage von 
Bampftramways gemacht wurden, die bereits geschwundene 
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Unklarheit über das unserem Verkehre zweckdienlichste Com- 
municationsmittel aufs neue hervorgerufen haben , zumal sich 
die Regierung veranlasst gefunden ha^ in dem neuen in Vor- 
bereitung begritfenen Localbahngesetzentwurf die Anlage von 
DampftramwaySy deren wesentliches Merkmal darin besteht^ 
dass sie nicht auf eigens hierzu erworbenem Grund- und Boden, 
sondern auf bereits bestehenden öffentlichen Strassen geführt 
werden, einer gesetzlichen Regelung zu unterziehen. In diesem 
Gesetzentwürfe, welcher bereits in der- letzten Session des 
Reichsraths vorgelegen war und demnächst erneuert werden 
soll, wird anerkannt, dass die Darapfstrassenbahnen (Dampf- 
tramways) eine wirth schaftlich und verkehrspolitisch äusserst 
werthvollc ErgänzunjE? und Vervollständigung des Eisenbahn- 
netzes höherer Ordnung darstellen, dass dieselben in vielen 
Fällen die einzigeMöglichkeit gewähren, jenen Verkehrsgebieten, 
bezüglich deren die Herstellung von Eisenbahnen höherer Ord- 
nung wegen der Kostspieligkeit der Anlage oder wegen der 
unzureichenden Rentabilität ausgeschlossen erscheint, die Vor- 
theiie einer Eisenbahnverbindung zuzuwenden. Schon der Hin- 
weis auf die eigentliche Hcniiat der Dampltramwavs, auf 
Oberitalien, wo dieses Bahnsystem ohne jede gesetzliche 
Einüussnaiune zur höchsten Entwickelung gelangt ist, ^ dürfte 

* Die Anlage der Dampftramways ging im Jahre 1877 von Italien 
aus, wo sie eine Qberrasdiende Entwickelung genommen hat Im Jahre 1884 
waren im Ganzen 1660 Kilometer (91 Linien) im Betrieb und 464 Kilo- 
meter (SS Linien) im Bau begriffen. Der Hauptsitr der Dampftramwaya ist 
Malland, welche Stadt mit 800 Gemeinden duieh 400 Kilometer Bahnen 
verbunden ist. Ein auf den Bau von Dampftramways bezttgliches Gesetz 
besteht bis heute nicht. Mittelst Ministerialdecrets vom 20. Juni 1879 wurde 
der Dampftramway die Eigenschaft von Eisenbahnen im bisherigen Um- 
fange dieses BegrifTes aberkannt und sie für eine Verbesserung des Strassen- 
Wesens erklärt. Ein dem Parlament vorgelegter Gesetzentwurf, betreffend 
die Regelung des Baues und Refiebs von Secundärbahnen (ferrovie 
econoniichc^ ^md Tramways (le tramvie) ist bis jetzt unerledigt geblieben 
(siehe S^nc 19). 

Nach dem gegenwärtigen Rechtszustande ertheilt für Communal- 
strassen die Gemeinde, für Provinzialstrassen die Provinz, für Reichsstrassen 
die Regierung die Coacession, Letzterer allein steht die Genehmi- 
gung für den Locomotivbetrieb zu. Die Betriebsordnung erldsst der 
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aber genügen, etwaige Zweifel zu zerstreuen, welche sich 
in der Richtung ergeben könnten, als ob das System der 
Dampftramways in Oesterreich unter dem £influsse der in 
Aussicht genommenen gesetzÜchen Behandlung einer grösseren 
£ntwickelung fähig wäre. Allerdings mag, insoweit man der 
Ansicht zuneigt, dass einer Ausdehnung des Dampftramway- 
betriebs in Oesterreich gegenwärtig lediglich das Vorurtheil 
der Interessenten gegenübersteht, welche in der Anlage einer 
Dampftramway eine Zurücksetzung erblicken und an die 
Benützung der Strassen zu weitgehende Forderungen stellen, 
eine gesetzliche Einflussnahme als die geeignetste Remedur 
erscheinen. Es wird aber ein jeder, der Gelegenheit gehabt hat, 
den Dampftramwaybetrieb in Oberitalien aus eigener An- 
schauung kennen zu lernen, zugeben müssen, dass die An- 
wendung dieses Bahnsystems daselbst nichts weniger als einer 
Zurücksetzung der betreffenden Interessenten ähnlich sieht, 
weil der Betrieh der Dampftramways hier fast auf der Höhe 
des hictncbs einer Hauptbahn stehl, von der -jwh liic l)ani}ii- 
tramway in Oberitalicn scheinbar nur darin unterbchci der, dass 
sie auf der ölfentliehen Strasse fährt, wahrend der hierdurch 
veranlassten Verminderung der Fahrgeschwindigkeit der Vor- 
theil eincb leicht beweglichen Goramunicationsmittels gegen- 
übersteht, welches im Stande ist, den Hauptbahnen empfind- 
liche Concurrenz zu bereiten. Zu dieser Höhe im Betrieb haben sich 
die Dampftramways in Obental en nur emporschwingen können 
in Folge der grossen Dichte der Bevölkerung und der eigen- 
artigen Stellung, welche die oberitalischen Städte einnehmen, 

Provinxialprftfect. Das Bedingnlssheft enthAlt bau- und betriebspo]izeiItche 
Vorschriften» fQn&igjahrige Concession etc. etc. Die Betriebsordnung des 
PrAfecten von Mailand vom S4. September 1883 normirt eine Fahr» 
geschwtndigkeit bis 18 Kilometer. Sie verbietet grössere Zugslänge als 
30 Meter, mehr als vier Waggons. Bemerkenswerth ist die Einrichtung 
des Correspondenzdienstes zwischen den Dampftramways und den Local- 
bahnen, wie ein solcher z; B. in zweckmassiger Weise zwischen Mailand 
und Como besteht. Die Localbahn Mailand-Saronno ist mit der Dainpt- 
iramway Saronno-Como derart verbunden, dass die Züge der einen direct 
über die Schienen der andern Unternehmung gehen. Lediglich die Fahr- 
geschwinLi)L;kcii -ies Zugs verringert sich, wenn derselbe von der Local- 
bahn aut die Dampftramway übergeht. 
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mit denen die benachbarten Orte und Gemdnden — Mailand 
ist, wie erwähnt, mit 300 Gemeinden verbunden — einen starken 
Verkehr unterhalten« In der Bedienung eines lebhaften Personen» 
Verkehrs auf grossen Entfernungen drückt sich auch die Cha- 
rakteristik der oberitalischen Dampftramways aus. In Oester- 
reich hingegen ist die Aufgabe der Localbahnen in der Pflege 
des Güterverkehrs gelegen. Hier muss der Güterverkehr in 
den VorrlerLTunJ gestellt und darnach getrachtet werden, der 
Individualität dcs.sclbcn daj> gccignctitc ßahu- und Betriebs- 
system anzupassen, eine Aufgabe, welcher die Dampftramways 
nicht entsprechen, weil sie, wenn auch norraalspurig angelegt, 
wie dies fast durchgehends in Oberitalien der Fall ist, vermöge 
ihrer der Strassenanlage sich accommodirenden Eigenschaften 
doch alle Nachtheile einer schmalspurigen Bahn in sich bergen, 
bei denen erfahrungsgemäss die Summe der Kosten für die 
i-ierstellung von Umladevorrichtungen, Geleisen, sowie Umlade- 
kosten einer normalspurigen Localbahn aufwiegen.* Als ein 
wirth schaftlich selbstständiges Unternehmen prädestinirt, kann 
eine Dampftramway nur auf Grundlage eines ausgedehnten 
Personenverkehrs, für welchen sie allerdings alle Vortheile eines 
leicht beweglichen Betriebs mitbringt, zu einiger Prosperität 
gelangen. Unter diesen Voraussetzungen würde die Anwendung 
des Dampftramwaysystems im Allgemeinen empfehlenswerth 
erscheinen. Verhehleri wir uns aber nicht, dass dieser Fall in 
Oesterreich ziemlich selten eintreten wird, und zwar erstens weil 
das Strassennetz hier nur selten hierzu geeignet erscheint, 
und zweitens weil die Anforderungen, welche in grossen Städten, 
specieU in Wien, an die fiefriedigung der VerkehrsansprOche 
gestellt werden, sich mit der Leistungsfähigkeit des Dampf- 
tramwaysystems nicht in Einklang bringen lassen. Die Dampf- 
tramways in Oberitalien verdanken ihre günstige Entwickelung 
zum grossen Theil dem Umstände, däss sie ihrer ganzen Länge 
nach die öffentlichen Strassen benützen können, während cUe 
wenigen Versuche, welche in Oesterreich mit der Anlage von 

' Den Eisenbahngesellschaften wird die Anlage von Dampftramways 
-dadurch wesentlich erschwert, dass sie zu diesem Zweck ihren Fahrpark 
nicht verwenden können, -während dies bei normalspurigen Localbahnen 
wohi der Fall ist; .... 
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Dampftramways gemacht worden sind,^ zeigen^ dass nur zum 
Theil auf die Benützung der Öfifentlichen Strassen gerechnet 
werden kann, was natürlich die Vortheüe dieses Systems 
wesentlich schmSlem muss. 

Für die Verbesserung der Communicationsmittel in den 
grossen Städten, welche gewiss mit allen Kräften anzustreben 
wäre, ist die Dampftramway nicht ausreichend. Was hier noth- 
thut, ist die erhöhte Fahrgeschwindigkeit, welche aber auf die 
Anlage selbstständiger Bahnkörper (Hochbahn, Untergrundbahn) 
hinweist. HiefÜr sprechen auch in eminenter Weise die Rück- 
sichten auf die persönliche Sicherheit, in welcher Beziehung 
erwähnt werden mag, dass in Oberitalien im Jahre 1884, 
trotzdem in den meisten Fällen der von der Tramway benützte 
Strassentheil durcii Steinsatze abgegrenzt und der freizu- 
la.sseiiLle Siiassentheil auf 5 Meter festgesetzt ist — was eben die 
Breite Acr italienischen Strassen ermöglicht — , im abgelaufenen 
Jahre 229 Unfälle sich ereignet haben, bei welchen 57 Per- 
sonen getödtet und 69 verwundet wurden. Mit Vorsicht werden 
übrigens auch jene Bestrebungen aufzunehmen sein, welche in 
einzelnen österreichischen Städten auf den Ersatz der Pferde- 
bahn durch die Dampftramway gerichtet sind. Denn abgesehen 
davon, dass fiir kurze Distanzen die Pferdebahn als das weitaus 
beweglichere Verkehrsmittel angesehen werden muss, wird bei 
Einführung des Dampftramwaysystems die Fahrbequem Ii chkeii 
dadurch geringer^ dass in Folge Anwendung der Eisenbahn- 
betriebsordnung auf die Dampftramway das Auf- und Ab- 
springen der Fahrgäste nicht gestattet wird. Erliärtet wird 



* Bis Ende Juni 1885 sind auf Grund des T.ncalbahngesettes vom 
25. Mj'.i 1880 folgende Dampftramways concessionirt worden; 
1. Hietzing-Percbtoldsdorf . . . 10*4 Kilom^ Coacession V. 30. Juli 1882 



2. Wicn-Stammersdorfu, Florids- 

dorf-Gross-Enzersdorf ... 25 „ ^ «3. Apri! 1884 

3. Wien-W iener-Neudorf . . . 12 „ „ „ 10. März 1885 

4. Salzburg-Berchtesgaden ... 13 » „ n 21> April 18Sö 

Ferw auf Gnmd a. E. vom 26. Februar 1869 und 8. Mftrz 1867: 

BrOnner Localbahn 10*2 Kilometer 

Neue Wiener Tramway 9'6 „ 
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diese Ansicht durch die in der Heimat der Dampftramway 
gemachten Erfahrungen^ wo in einzehien Fidlen^ so von 
Mailand nach Monza, die Pferdebahn mit grossem Erfolg der 
Dampftramway Concurrens bereitet. Dass die Pferdebahn unter 
Umständen mit einer Locomotivbahn zu concurriren vermag, 
hat sich auch in Hamburg gezeigt, wo die nach Wandsbeck 
führende Pferdebahn &st den gesammten Localverkehr von 
der concurrenzirenden Locomotivbahnstrecke an sich gezogen 
hat. Während also einerseits die Dampftramway eine normal- 
spurige Localbahn nicht ersetzen kann, erscheint die An- 
wendung dieses Systems auch nicht immer geeignet, die 
duixh eine Pferdebahn geschariencn Verhältnisse zu verbessern. 
In der Regel wird die Dampftramway in Oesterreicii nur als 
eine Ergänzung der Pferdebahn Anwendung fiiKieo können, 
und zwar dort, wo es sich um die Bedienung eines „tramwa\ - 
artigen" Personenverkehrs auf grösseren Entfernungen, also 
zunächst von der Residenz in die Sommerfrischen, handelt, 
vorausgesetzt auch, dass die öffentlichen Strassen in der 
nöthigen Eignung bereits vorhanden sind. 

Die im neuen Localbahn-Gesetzentwurf in Aussicht 
genommene Ausdehnung des Rechts von Locaibahnen zur 
Benützung aller Öffentlichen Strassen, also nicht nur der Reichs- 
Strassen, wie es das Localbahngesetz vom 25. Juni 1880 be- 
stimmt, sondern auch der nicht ärarischen Strassen, würde 
daher, insoweit durch dieselbe die Anlage von Dampftramway» 
gefördert werden soU, nur in seltenen Fällen praktische An- 
wendung finden können, obwohl nicht geleugnet werden darf, 
dass eine Erweiterung der gesetzlichen Bestimmungen in dieser 
Richtung und zu dem Zwecke, dass auch an die Mitbentttzung 
nichtSrarischer Strassen keine anderen Bedingungen als solche 
strassenpolizeilicher Natur geknüpft werden können, allein im 
Interesse des Pferdebahnwesens gerechtfertigt erscheinen würde, 
für welches Übrigens die Benützung der Gemeindestrassen seit 
jeher in Uebung ist. 

Als eine ernste Aufgabe wird es die R^erung hingegen 
betrachten müssen, die Bauthätigkeit in Bahnen zu lenken, welche 
bei vollster Berücksichtigung der in der Pflege des Güterver- 
kehrs gelegenen Bestimmung des österreichischen Localbahn- 
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V. Capitel. 



Wesens den Verkehrsbedürfnissen auch nach der Richtung 
Rechnung tragen, dass durch eine Restringiruni]: der an den 
Bau, die Ausrüstung und den Betrieb gerichteten Anfor- 
derungen die Anlagekosten einer I.ocalbahn, welche sich bisher 
— bei den subventionirten Localbahnen bis 67.000 Ü., bei der 
Localbahngesellschaft durchschnittlich auf 50.437 fi.^ und bei 
den Commercialbahnen auf 62.807 fl. pro Kilometer — ziem- 
lich hoch stellen, auf ein geringeres Mass reducirt werden. Der 
Lösung dieser wohl der nächsten Zukunft angehörenden 
wichtigen Frage werden wir dann ofthergerückt sein, wenn 
man zur Erkenntniss gelangt sein wird, dass die bei jeder 
Localbahn vorausgesetzte Mitbedienung des Personenverkehrs 
^ -ein wesentliches Hindemiss für die Entwickelung des Local- 
- bahnwesens bildet, obwohl die eigentliche Bestimmung des- 
selben in Oesterreich, wie wir nachgewiesen haben, in der 
Pflege des Güterverkehrs gelegen sein soll. Wenn wir auf den 
Ursprung des Localbahnwesens und auf die Einführung des 
Secundärbetriebs zurückgreifen, so können wir sehen, dass diese 
Neugestaltungen in erster Linie darauf berechnet waren, den Be- 
dürfnissen des Gülcrvci kehrs Rcclinung zu tragen, weil man 
auf diese Weise die durch den Personenverkehr hervorgerufenen 
kostspieligen betriebstechnischen Massnahmen vermeiden und 
hierdurch die Betriebskosten des Güterverkehrs vermindern 
wollte. Ein weiterer Schritt auf diesem Wege scheint uns 
nun darin gelegen, dass neben den für Personen- und Güter- 
verkehr berechneten Localbahnen auch Raum für solche qe- 
schalTen werde, welche nur der Pflege des üülerverkchrs dienen 
sollen. Dies kann dadurch geschehen, dass die Regierung für 
die Anlage solcher Güter bahnen besondere Zugeständnisse 
in Bau, Ausrüstung und in Betrieb einräumt, welche die 
Anlagekosten auf ein möglichst geringes Mass beschränken 
würden. 

Geht man aber davon aus, dass der Schwerpunkt des 
Localbahnwesens in Oesterreich in der Pflege des Güterver- 
kehrs und in der leichteren Beförderung von Massenproducten 
gelegen ist, so kann nicht geleugnet werden , dass imter diesen 
Voraussetzungen die normalspurigeLocalbabn auch weiterhin 
2ur Anwendung zu kommen haben wird, womit auch den strate* 
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gischen Interessen Rechnung getragen sein wirdJ In weitestem 
Masse wird den Örtlichen Bedürfnissen durch dieses Bausystem 
entsprochen werden, wenn einmal die Vorliebe für transversale 
Linien einer nüchternen Auffassung gewichen sein und die Reali- 
siraog von Localbahnen nicht etwa aus dem Grunde scheitern 
wird, weil keine Aussicht vorhanden war, dieselben an beiden 
Endpunkten an eine Hauptbahn anzuschliessen. Ldder werden 
oft wegen Erlangung eines Durchgangsverkehrs bei der Anlage 
Ton Localbahnen die kostspieligsten Opfer gebracht; Ort- 
schaften werden umgangen, weil das Thal wegen Gewinnung 
eines zweiten Anschlusses früher verlassen werden muss, und 
doch hat die Erfahrung gezeigt, dass Localbahnen mit einem 
' Anschlüsse am besten den örtlichen Bedürfnissen entsprechen.^ 
In diesem Sinne ist schon im Jahre 1881 ein Handelsministerial- 
Erlass an die politischen Behörden ergangen, in welchem die- 
selben beauftragt wurden, bei der Begutachtung neuer Localbahn- 
projecte, insbesondere solclicr, welche sich nicht als Zweig- 
oder Flügelbahnen, sondern als Verbindungsbalinen bestehender 
Hauptlinien darstellen, die in der Regel erst in spateren Ver- 
handlungsstadien, insbesondere bei der Tracenrevision erörterte 
Frage der eventuellen Concurrcnzirung bestehender Eisenbahn- 
linien schon im Stadium der ersten Anregung in eingehende 
Erwägung zu ziehen und nur solche Localbahnprojecte zu 
befürworten, welche in dieser Hinsicht zu keinen Bedenken 
Anlass geben. Allerdings können auch hier AusnahnisfMlle vor- 
kommen allein die R^ierung hat bei wiederholten Gelegen- 
heiten den Beweis zu erbringen gesucht, dass sie bei der £nt* 

* Wie nothwendig m itl^ schon bei der Anlage von Localbahnen auf 

die EventualitSt Bedacht zu nehmen, dass im gegebenen Zeitpunkte der 
Vollbetrieb eingeführT -vcrden könne, zeii:;t die jüngst erfolgte Einführung 
des Vollbetrtebs nui den Secundarbahnen m 1- reussisch-Schlesien. Auch der 
Ausbau der Krcmsierer I.ocalbahn ist ein Beleg dafür, wie unter Umständen 
das Bedürfniss eintreten kann, eine Localbahn zu einer Hauptbahn zu 
erweitern. 

* Diese i 'rwaguiigen waren auch bei der ßerathung des Localbahn- 
gesetzes vom Jahre 1880 in Ungarn massgebend; dort wurde bestimmt, 
dass nur Localbahnen der erwähnten Art die Begünstigungen des Gesetzes 
<a Theil werden sotten. 
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Scheidung Über die Frage^ ob einer Eisenbahnlinie der Charakter 
einer Localbahn zukommt, nach reiflicher Prüfung der ein* 
schlfigigen localen Verkehrs bedürfnisse vorgeht^ was auch der Ver- 
waltungsgerichtshof anlässlich des Recurses der Buschtehrader 
Bahn gegen die Concessionirung der Localbahn Elbogen-Giess- 
hübe! anerkannt hat. 

Und man wird es nur dankbar anerkennen müssen^ wenn 
die Regierung von der ihr durch das Localbahngesets erdieilten 
■ErmXchtigung im Interesse des grossen öffentlichen Zweckes^ 
welchem die Localbahnen dienen, den freiesten Gebrauch macht. 
Für die Befriedigung dieses Zweckes wird um so besser gesorgt 
werden^ je früher sich die Ueberzeugnng Bahn gebrochen haben 
wird, der die Regierung schon im Motivenbericht, zum Ge- 
setzentwurf, betreffend den Bau der böhmisch-mährischen Trans- 
versalbahn, Ausdruck gegeben hat, die Ueberzeugung naralich, 
„dass dieEinbezieimng der bisher vernachlässigten und de^luilb in 
ihrer wirthschaftlichenEntwickelung zurückgebliebenen Landes- 
theile in das Eisenbahnnetz eine dringende Aufgabe der Regierung 
bilde, in welcher nicht so selir ein Gebot ausgleichender 
Gerechtigkeit erkannt werden mr)ge, als vielmehr eine im 
eigensten Interesse des Staats gelegene Vorsorge zur Hebung 
des Wohlstandes und der Steuerkraft, wo diese letzteren durch 
den bei ungleicher Vertheilung doppelt empfindlichen Mangel 
an Eisenbahnverbindungen in Frage gestellt sind". 

Und wir glauben, dass die Localbahnen in Oesterreich 
berufen sind, in Zukunft einen so grossen Einfluss zu ge- 
winnen, dass man denselben die ihnen zukommende Stellung 
im Eisenbahnsystem nicht länger wird vorenthalten können. 





Darstellung 



der auf Grund des Gesetzes vom 25» Mai 1880j bezleliungs- 
weise der Gesetase vom 26. December 1882 und vom 

28. December 1884 ijis 1. Juli 1885 concessionlrten Local- 

bahnen. 
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DarsteUuig der auf 0nmd des Gesetzes yom 25. Hai 1880» 

28. December 18S4 bis 1. Jnli 1885 



" S 

Ii 



Benennung 



Concessionftr 



^ a 

B 8) B 

9 «» S 

Cl u u 



2 



3 



Hullttbi'KreinsIar 



liDc-^KremimüiiBter 



Stadtgemeinde Kremsier im 
Vereine mit Job. Troltsch und 
Genoiaeii, 4eneit Kremtierer 
EisenbahngeeeliRCheft 



Emil Diezer y. Traunthal im 

Verein mit derRnr': für Ohcr- 
östcrrcich unJ i?alzburg und 
Genossen, derzeit Kremsthal« 
babn 



Ka80iilt»«Sofa5iiliof 



Karl Anton und Ferd. Herglotz 



30./6. 
1880 



30./6. 
1880 



28./8. 
1880 



2 o 



7-27 



c 

C 



U 



1880 



S5-0J 



4-18 



30./«. 



i8.y8. 

KM 
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beziehnngsweise der Gesetze vom 26. December 1882 und vom 
concessionirten Localbahnen. 



Betrieb 


Einlöstiii^sbedingnisse 


Pinanzining 




Sclbstbestimmungsrccht d. 
Ta r i f e vorbelialtlich Genehmigunf; 
des Handelsministeriums, welches 
eine verhältnissraässige Herab- 
setzung anordnen kann, wenn 
Reinertrag in einem Betriebsjahr 
sieben Procent geliefert 


Die Staatsvcrw. hat das Recht, die 
Hahn jederzeit einzulösen. Zur 
Bestimmung des EinJösungspreises 
werden die jihrl. Reinertragnisse 
des Unternehmens -wihrend der 
der wirkl. Einlösung vorausgeh. 
7Jahre beziffert, hiervon der Rein- 
ertrag der ungOnsiigsieii 2 Jahre 
abgeschlagen und der durchschnitt- 
liche Reinertrag der übrigen ä Jahre 
berechnet. Sollte jedoch der so er- 
mittelte durchschn. Reinertrag sich 
nicht wenigstens auf die Annuität 
erstrecken, welche zur 5%igen Ver- 
zinsung u. TÜRung des Anlagecapi- 
tals nothwcndig ist, so wird dieser 
Annuitätsbetrag als das der Bemes- 
sung zu Grunde zu legende Rein- 
erträgniss festgesetzt. Letzteres gilt, 
auch f&r den Fall, wenn die Em- 
iCsung vor Ablauf des 7. Jahres er* * 
folgt. Der EinlSsungspreis erfolgt 
nach Wahl der Staatsverw. ent- 
weder in einer jährlichen Rente od. 
in einer einmaligen Zahlung des auf 
Grund einer b^jMea Verzinsung 
ermittelten Capitalawerthes 


DieAufbringung der 
ertordcrlichen Geld- 
mittel erfolgt durch 
Ausgabe v.Actien. 

1 

1 




Selbstbcstimmunpsrecht der Tarife 
für den Güterverkehr vorbeh. Ge- 
nehmigung des Handcism. Für den 
Personenverkehr Maximaltarif 
von 5, beziebungsw. 8 Kreuzer für 
die I. and II. Oasse für Person a. 
Kilometer. Nebengebühren werden 
nicht ein gehoben. Wenn Reinertrag 
eines Jahres T/o ßclielert, kann 
Haodelsm. verhaltnissm&ssige Her- 
absetzung der Tarife anordnen 


Einl5sungsbedingnisse wie bei Z. 1 ' 
mit der Abänderung, dass für den 
Fall, als die Einlösung vor Ablauf 
des 7. Jahres erfolgen sollte» der 
AnnuitiUsbetrag nm 10*/* 
höhen Ist 


Die Aufbringung d 
erforderlichen Geld- 
mittel erfolgt durch 
Ausgabe von Actien. 




Selbstbestimmungsrecht der Tarife 
vorbeh. derOenehm. desHandelsm., 
welches auf bestebende Fracht- 
vertrSge Rücksieht zu nehmen 
hat. Wenn der Reinertrag in einem 
Beiriebsjahre ?•/, geliefen, kann das 
Handelsm. eine verhältnissm. Her- 
absetzung der Tarife anordnen 


Eiolösungsbedingnisse wie bei Z. 1 


Zur Aufbringung 
der erforderlichen 
Geldmittel sind 
Actien avazngeben. 





6* 
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▲nlung. 



— u C 

c c « 

^2 V o 



8 



9 



10 



11 



Benennung 



Conc»ssionAr 



-a n 

^ o 

c «g c 

3 s 

o 



-5 :^ 



Pecek-Zasmuk 
mit Abzweigung nach 
KauHm und Svo^Slc 



Smtdar-Hooliw«88«ly 



Zauobtt-NeutttMhaln 



Könlggrälz-Wostromef 
mit Abzweigung Sadowa- 



Nimburg-Jicln mit Ab- 
zweigung von Ktinec- 
Königsatadtl und Ko- 
pldlno-<Z«ibAu 

Nesvestic-llliltacbau 



Nussle-Modran 



Oesterreichische Localeiscn- 
bahngescllschaft, derzeit 
StaatsbahageselUcbaft 



dto. 



dto. 



Stadtgemeinde Nentitschein 



Muziku und Schnabel in Prac, 
derzeit Böhm. Commercaal- 
bahnen 



dto. 



dto. 



dto. 



1880 



dto. 



1880 



7./9. 

im 



9.15. 

tm 



dto. 



dto. 



dto. 



24-91 



t5./10. 
1881 



7 82 



18-71 



8-36 



20/11. 
1881 



20./18. 
1881 



19./12. 
1880 



4502 



11". ;3. 

1888 



87*08 



16./11. 
1881 



10-61 



12-71 



1./8. 
1888 



1./8. 
1888 
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B e t r i e b 


EinlOsungsbedingiusse 


Finaiuining 




Selbstbestimmungsrecht der Tarife 
vorDciiuiii. ocneiiin« uc« nsnocim. 
und Bedachtnahme auf beausbende 
Frachtverträge. Nach Ablauf dea j 

5. Hctricbsiahres hat das Han- ; 
delsministcriuin das Recht, Revi- ' 
s i o n der Tarife vorzunehmen, wo- 
bei jedoch auf die Sicherung einer 
anccmcsscnen Rentabilität, sowie 
aut abfiesehloaiena Frachtverträaa 

Bedacht zn nahmen iit 


Cinlteangsbedingungen wie bei Z.l 


- 




dto. 


dto. 






dto. 


dto. 






Selbsibestimmungsrecht der Tarife 
vorbehaltl. der Genehmigung des 
Handelsm., welches, wenn In swei 
aufeinanderfolgenden Jahren ein 
mindest 7*/oipes Reincrträgniss er- 
zielt wird, eine verhiiilnissmässige 
Herabsetzung der Tarife anordnen 
kann 


dto. 

• 


Oem Coneessionär 
wurde das Recht 
eingeriumt, Prio- 
ritatsobligati o- 

nen und Äntheil- 
sclieine (Obligat ) 
auszugeben, deren 
Verzinsung von der 
Stadt Neutitschein 
mit 6, rcspect. S«/, 
aarantirt ist. 




Selbstbestimmungsrecht der Tarife 
vorbehaltl. der Genehmigung des 
Handelsm.; Bedachtnahme auf ab- 
gescni. r racnrverxrage. oODaia in 
einem Betriebfj. ein npindestens 7% 
Fciiiertrag erzielt wird, kann das 
Handelsm. eine verhältnissmässige 
Hcrabsetinog der Tarife i^^rdnen 


dto. 


Prioritätenansgabe 

Icann nach Inbe- 
triebsetzun g bis 
zur naiiic uco 
Anlagecapitals er- 
folgen. 




dto. 


dto. 


dto. 




dto. 


• • dto. 


dto. 




dto. 


dto. 


dto. 
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Aaluuif. 



ü «r 1^ 

~ o — 
.o o x: 

: i_ o 



12 



14 



15 



16 



Benennung 



StaudiDg-Stramberg 



Caslau'^M ocovic 



Vöklabrack-Kaznmer . 



KAnlgshaln-^Sohatzlar . 

Mit Abzweigung z. Lam- 
persdorfer Schacht 



Kremsier-Zborowitz . 



Concessionftr 



Gebrüder Gutmaan 



LocalbahDgeseUwbaft 



Miroslaw R. v. Keiasler 



LocalbahngeseHaebaft 



Kremsierer Bahn 



■o c 
^ o 

° fi s 

■jt o «a US 
f^U (CO 



e£ — 



16/6. 



1881 



l.,8. 
18^1 



2.1S. 



4./8. 

im 



c 

3 
••1 



30., '7. i-^ft ,3 1. 10. 



8*78 1.,.5. 
1888 



669 



5./I0. 

Ui8i 



16*47 



23., 10 
1881 
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Betrieb 


Eiolösungsbedingaisse 


Finanzining 




Selbstbestimmungsrecht der Tarife 
vorbehaltlich der Genehmigung des 
Handelsministeriums, welches eine 
verhSItnissmässiee Herabsetzung 
anordnen kann, wenn in zwei auf- 
einanderfolgenden Jahren ein min- 
4«ttent 7%iger Reinertrag erzielt 
wurde 


Einlötuogabedingoisie wie bei Z. i 

• 


Ausgabe von Priori- 
tfiten bldbt in- 
solange ausge 
•cblossen, aU 
diese nicht bezüg- 
lich ihrer Verzin- 
sung u. Tilgung 
in dem faetisch er- 
zielten und ge- 
•iciiert iniuse- 
benden Reinertrag 
ausreichende Be- 
deckung finden. 




Selbstbestimmungsrecht der Tarife 
wie bei Z. 12 mit Bedachtnabme auf 
abgesehloMene Frtehtvertrife 


dto. 




1 


dio. 

- 


dto» 

• 


Ausgabe v. Priori- 
liten, welche die 
Hllfte des Anlage- 

capitals nicht über- 
schreitendarf, bleibt 
insolanfe ausge- 
schlössen, als diese 
nicht bezuglichVer- 
zinsung nnd Til 
gung im fiictisch 
erzielten und als 
gesichert anzuse- 
henden Reinertrag 
ausreichende Be- 
deckiuig findet. 




Selbstbestimmsngsrecht der Tarife 

vorbehaltlich der Genehmif^ung des 
Handelsministeriums; Rticksicht- 
nahme auf abgeschlossene Fracht- 
verträge. Nach fünf Jahren ist das 
Handelsministerium zu einer Revi- 
uon der Tarife berecntigt 


dto. 






Analog den Bestimmungen der Con- 
ceMion vom 80. Jani 1880 für 
Knuifier-HalleiB 


dto. 

Coacessionsdauer öd Jahre, erlischt 
gleichxeitif mit Z. 1 


Ausgabe v. Priori- 
täten, welche ein 
Drittel Anlage- 
capiial nicht über- 
steigen darf, unter 
analoger Modalität 
vHeZ. 14. 
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Anhang. 





y » 5 

— t> o 


1 Benennung 


Concessionlr 


Zeitpunkt der 1 
Concessioni- i 
ran« 1 


Bahnlänge in 1 
Kilometer 1 


to 
a 
a 

lg 
•o 






1 Chotzen-Leitomlschl . 
» 


Ocftterr.-uQgar. Staatseisen- 
babngttalltehtft 


1881 


2803 


83./10. 
1881 




18 


Ptelouc - Hefman Me- 
steU mit Abzw. n. Kalk- 
podol u« Pradliowltz 


dio. 


dto. 


«0-2 


18/10. 
1888 




19 


PoHcan-Sadslia . « • . 


dto. 


dto. 


C-28 


l.;7. 
1888 




20 


Kralup-Welwam . . 


dco. 

t 


dto. 


996 


18 /lO. 
188t 




21 


L obositz-Libochowitz 


t 

dto. i 


dto. 


13-78 


28./10. 
1862 




22 


Olm&tz-Czellecliowitz 


Loealbfthngeielltcbaft | 

j 


22./8. 
1881 


85-86 


4. 3. 
1838 




23 


UDg.-Hradisch-Uxig.- 
Brod 


Localbahnsesellscbaft, derzeit 
StaatsMhDgeflellschtft 


dto. 


102 


l.M. 
1888 
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Betri eb 


Emlötungsbedlognisse 


Fintasirung 




Maximaltarife: 

Ffir Pertonen: I. CI. 5 kr. Silber 
II. CI. 3 kr. Silber 
pro Person und Kilometer. 
Far Guter: Eilgut gew. is kr., 
ermäss. : Satz der 
II. Frachtelaate. 
Fr«chtgäter: I. CK 0-8 kr. Silber 
II. CI. 0-5 kr. Silber 
pro 100 Kilogramm u. Kilometer. 
Ausnahmsweise sind ganze Wagen- 
ladungen von Mineralkohle, Ge- 
treide, Kartoffeln, Rüben, Bau» 
materiat, Eisen zum Satz v. 0*4 kr. 
zu befördern und im Anschluss- 
verkehr ermässigte Manipulations- 
gebühr v. 2 kr. pro 100 Kilogramm 
in Anrechnung zu bringen. Die 
Fahrpreise dürfen in inländ. 
Silbermünze bemessen werden. 
Sobald im ersten Betrlebsfehr mfn* 
destens 1% Reinertrag erzielt wer- 
den, kann das Handelsministerium 
eine verhältnissmässige Herab- 
setzung der Tarife anordnen 


EinlOsungsbftdingnisse wie bei Z. i 
Concessionadauer auf 84 Jahre be- 
sdirinld, erlischt am 81. Dec 1965 


• 




dto. 


dto. 


— 




dto. 


dto. 






dto. 


dto. 






dto. 


dto. 






Selbstbestim munpsr. derTarife vor- 
behaltlich d. Genehm, d. Handels- 
ministeriums; Rücksichtnahme auf 
•OKescDi. r racjiiveruase. nacn luni 
Jafirea ist das Handeiiministcrinm 
zu einer Revis. d. Tarife berechtigt 


dto. 


— 




dto. 


EinlSsungsrecht tritt erst nach 
Ablauf von fünf Jahren, also 
nach dem M. August 1886 ein 







biyiiized by Google 



90 



Anbang. 





Reihenfolge 

der conccss. 
Localbahnen 


Benennung 


Co n c ession&r 


Zeitpunkt der 
Conccssioni- 
rung 


BahnlSnge in 
Kilometer 


W 

c 

Iii 




9Ä. 
mm 


ZloniU'-Hospoziii 


' Prag-Dozer £tienbaha 


1 O A 'ti 

1 30 Jf. 




17.'7. 
1861 




25 


PotBcherad- Wumnes 

* 


Markus Stdn nnd Adolf L6w 


1 2./ii. 

■ 1881 

\ 


175 






26 


Celakowitz-Brandeis a. 
d, £m>e undCelakowltz- 


Loealbahngeiellsduft 


7./11. 
1881 

- 


11-89 


13./10. 
1882 

31. V). 
1882 




27 


Jaroslau-SokaX 


Adam Fürst Sapieba und Ge- 
nosiMif derzeit Carl Ludwig- 
bahn 


1 

2a./ii. 

1881 


146-29 


6./7. 
18M 


• 


28 


SedleU (Kulten berg) Sudt 
Kuttenberg 


M. B. Teller, Prag 


a3./i. 

1888 


2-84 


10/1. 
1S8S 




29 


Hullein-Holleschau- 
Bistritz a. H, 


Kremtiem Eiaenbahn 


26./2. 
1888 


18-76 


24 9. 
1882 




30 


SohOnliof-Radonitx 


LocalbahogeBellachaft 


28.12. 
1882 


11-92 


l./l. 
188i 
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Betrieb 


Einlösungsbedingnisse 


Finanzirung 




Selbstbestimmungsrecht der Tarife 

* VI i/wiiciiii, Uvl VJ V 1 1 V II lilltt, U II K Uva 

Handelsm. DieEiiihebung einer be- 
sonderen ManipulatioDsgebübr ist 
nicht gestaltet. Sobald die Prag- 
Duxer Eisenbahn in swei aofdln- 
anderfolgenden Jahren mindeatens 
7% Reinertrag erzielt hat, kann das 
Handelsm. eine verhältnissmSssige 
Herabsetzung der Tarife auf der 
Haupt- wie auf der Localbaha an- 
ordnen 


Concession erlischt gleichzeitig mit 

U w 1 ilw w3 Ol vlj. V Iii mO» JLilJl a04v/* 

Der Bemessung des Einiösungs- 
preises ist immer nur eine öV«ige 
Annnitit xn Gmnde xn le^ 


1 

Auspabe von Actien 

1 u • y-j uii^ttiiwijwii i9i 

zu diesem Zwecke 
nicht gestattet. Bau- 
kosten werden aus 
verfügbaren Geld- 
mitteln d. PragOux. 
Eiaenbahn gedeckt. 




Analog wie bei Z. IS 


Analog wie bei Z. 18 

* 


Ausgabe von Priori- 
täten, welche die 
Hälfte d.Anlagecap 
nicht flbersehreiten 
dürfen, bleibt inso- 
lange ausgeschlos- 
sen, als die Vcrsins. 
und Tilgung nicht 
ala gesicnert anxo- 
•ehen aind. 


• 


dto. 


dto. 


Die Geldmittel sind 
zunächat d orch Aus- 
gabe von Actiea der 
Localbahngea. zu 

beschaffen. Nach In- 
betriebsetzung ist 
dieAusgabe von Pri- 
orität, bis zur Hälfte 
d«a AnlageeapitaU 
geataltet 




dto. 


dto. 

• 


Ausgabe von Prio- 
riiäten bis zu xwei 

Fünftel des An- 
lagccapitals darf 
erst nach Inbetrieb- 
setxuDB erfoIfiCD. 




dto. 


dto 






Tarifbestimraungen sind analog 
dco Concessionsurkundea v. 80. Juoi 
1880 nnd «. Anguat 1881 


Concesi,iorisdauer 88 Jahre, vom 
30. Juni 1882 angefancen, erlischt 
gleichzeitig mit den Concessions- 
orkonden vom 80. Juni 1880 und i 
4. Anguat 1881 > 


Priontätenausgabe 
analog wie bei Z. 16. 




Analog der Conceaaiottsttrknnde vom 88. Aogutt 1880 f&r Kaacbits-Scbönhof. 
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Anbang. 





" s 

O OX 

^ 5 ? 
■3 «- y 


A n A flft w 4V 

oeoenii'Uiig 


^onccssionftr 


Zeitpunkt der 
Concessioni- 
rung 


Babniänge in II 
Kilometer 1 


Eröffnung || 




ai 


I.ibau~Bakow mit Ab- 
zweigung Dotealo Do- 
browltx 


Muzika und Scboabi, derzeit 
bSbm. Gonmerrislbahnen 


17./5. 
1882 


47-73 


26-/8. 
188S 




88 


Kropa-KolMOliovItz 


Muzika und SchnabJL derzeit 
Baschtehrtder Btbn 


dtO. 


ISS 


15./». 
188S 


• 




o<iawocnai~ xwi anii «TB»* 
dort 


: Oskar Baron Lazarini, derzeit 
österr.-UDgar. Staatseisenbshn- 
• gesellsetaaft 


19 /5. 
1882 


28-7» 


1884 




34 


Liesio g-Ka Itenleut- 
geben 

• 


« 

Sfidbtbn 


21. /7. 
1882 


6*68 


18. /8. 
1883 


■ 


86 


Potal-Wsettn mit Ab- 
zweigung zur (Sasfiiibtilc 
nach Krasna 

Lt. Kundm. vom 16. Dec. 1884 
dahin abgeändert, dass der An- 
schluss in Weisskirchen anstatt 
in Pohl erfolgt; Verbindung 
Krasna-Pohl ist erst in Aus- 
führung zu brincen, wenn nach 
Ermessen des nandelsm. die 
Verzinsung gesichert 


• 

Lokalbahngesellacliaft 


«777. 

1882 


4S-8t 


X./U. 
1884 

I.n. 

18B5 
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Betrieb 



Eiolösungsbediogiiisse 



Fiaanzirung 



Analog der Conoession t. 9. Mai 1881 für die Localbahneo Königgrätz-Woatromer, Nimbarg« 

Jiiio, NezTa«lic<Mir68cbaa ood Nnssie-Modrao. 



dto. 



Selbstbestimmungsr. d.Tarifevor- 
bebaltl. der Genebm. d. Handels- 
minitterlnnii; Bedachtnahme auf 

abgeschlossene Frachtverträge. So- 
bald die Bahn in zwei aufeinander- 
folgenden Jahren mindestens acht 
Procent Reinertrag abwirft, kann 
das Handelsmininierium eine ver- 
bäliniaamisaÜEe Herabsetzung der 
Tarife anordnen. Der StaaliTer- 
waltung wird das Peagerecht 
eingeräumt, insoweit eine erhöhte 
Inanspruchnahme mit dem secun- 
däreu Charakter der Bahn verein- 
barlich iit 



Die Südbahn ist verpflichtet, ge- 
trennte San- and Betriebs- 
rechnnngxa f&hren. Die Betriebe- 
ausgaben werden nach einem vom 
Handelsministerium zu genehmi- 
genden Schlüssel auf Grund Durch- 
schnittes des gcsammten Siidbahn- 
netzes berechnet. I)a5 Haiidi;ls- 
miniaterium kann eine verhäitniss- 
naiMige Tarifherabsetzung an- 
ordnen» wenn in zwei anfeinander- 
folgendee labran der Reinertrag 
1% fiberateigt 



In Abänderung des § 8 der Con- 
cessionsurk. wird in der Kundin, 
des Handelsm. vom 16. Dec. 188A 
derSuataverw. d. Recht elngerinmt, 

den Betrieb mit Recht der Fest- 
stellung der Tarife auf Conccs- 
sionsdauer für Rechnung des Con- 
cessionfirs zu übernehmen und gegen 
Vergütung, eventuell pauschalmäss. 
fesuusetzender Betnebsk. Peage- 
recht wie bei Z. 88 



Jederzeitigea Binlösungsrecht. Falls 
die£inlfiaung vor Ablauf d. fünften 
Betriebsfahres erfolgt, wird das 

durchsclinittliche Reinerträgnissder 
dem Ii-Hilüsungsjahr vorhergegan- 
enen Betriebsperiode berechnet, 
ach Ablauf des fünften Betnebs- 

t' ah res werden zur Bestimmung des 
Cinlösungspreises die jftbrUcben 
Reinertrignisse wihrend der 
der wirklichen Einlösung voran- 
gegangenen fünf Jahre be- 
ziffert, hiervon die ungünstig- 
sten zwei Jahre abgeschlagen und 
der durchsch nittl iche Reinertrag der 
übrigen drei Jaiire berechnet. 
Mininullrente m 



Concessionsdauer 86 Jahre, Ablaut 
81. Dec. 1968. Dem Einlösungspreis 
dürfen etwa aufgelaufiene Geld- 
beschaff nngskoaten bis 10% 
des Anlagecapitala zugerechnet 
werden 



Analog der G>ncess. v. 8. Sept. 1880 
für Chodtn-Nendek 



Ausgabe v. Priori- 
täten anagescbl.» 
hingegen hat dei 

Concessionfir das 
Recht, Prior i- 
tätsact ien bi» 
drei Fünftel des 
Anlagecapitals aus- 
zugeben. 



Titresausgabe un- 
terliegt besonderer 
Genehmigung dei 
Staataverwaiiang. 
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Anhan|{. 
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Benennung 



ConcessIonAr 



u.Z. 

a « a 



Ui 

« «> 

2 fl 
c « 

•gi2 



tu 
c 
s 

u 



36 



Hietzing-Perchtoldsdurf 
{Dsmpftnunway} 



37 



Blsenz-Gaya 



88 



Wittmaiisdorf«-Blbon- 



Kraus & Comp., 
Ilüncticn tto4 Uos 



Oscar Baron Lazarini. derzeit 
6sterr.-UDgar. Staa tsbahngete]U 
Schaft 



Ptttl R. V. Schüller 



80J7. 
18» 



1S./8. 
1881 



15./8. 
188S 



10*3» (27 /10. 
188S 



17-61 



20.,7. 
18M 



U'12 



2S./8. 
188S 
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Betrieb 


Einlösuogsbedingiiisse 


Finanzirung 




Selbttbtstiininaogsrecbt der Tarife 
vorbehiltl. d. Genehm, d. Handels- 
ministeriums ; d. wenn d. Reinertrag 
in zwei aufeinanderfolg. Jahren 
7*0 übcrsteißt. kann das Handelm. 
verhältQissmässige Herabsetzung d. 
Tarife anordnen 


Einldsungsbedingnisse wie bei Z.3S 
mit Ergänzung, dass Einlösungs- 
preis auch mit Staataachnldver- 
scbreibuog zum YHener B0rten> 
cone vergOtet werden kann 


Prioritätenau&gabe 
enageacbloesen. 




Eine YerbältoisamiHigt Herab- 
setzung der Tarife kann vom Han» 

delsmini^iter angeordnet werden, 
wenn das iicinerträgniss in zwei 
aulein and er tolgend. Betricbsjahren 
sieben Procent übersteigt 


Analog der Conceasionsurk. vom 19. Mai 1882, Z. 33. 





Der Betrieb wird vertragsmässig 
auf die ftanze Concessionsdauer 
durch die Staatsverwaltung 
geführt gegen Vergütung 
effectiv erwachsend. Kosten, 
welche auch p a u s c h a I i r t werden 
können, mit der Massgabe, d«»s die 
Anrecfannng einer Quote Iftr Cen- 
traivtrwalitmg inaolange ra ent- 
rallen bat, als nicht wenigstens ein 
S'oiger Reinertrag erzielt wird. I3ie 
Festsetzung der Tarife bleibt 
dem Krmessen der Staatsver- 
waltunganheimgegeben mit der 
Massgabe, daas fär alle Verkehre, 
welche oatarg|emisa (wo die Distanz 
am nicht mehr als 16% differirt) 
ebenso via Ebenfurth Wittmans- 
dorf als via Wien geleitet werden 
können, auch über die erstere Route 
directe Tarife ersteilt werden, und 
dass rücksichtlich der der Staats- 
verwaltung zur Verfügung stehen- 
den Strecken auf eben dieser Route 
keine höheren Einheitssätze be- 
rechnet werden als über Wien. 
Diese Beschränkung hat insolange 
Geltung, eis nicht mindestens 5% 
Reinertrag erzielt wird. Die Ver- 
theilung der Einnahmen für Ver- 
kehre, an welchen die Staatsbahnen 
sowie die Localbahn betheiligt. 
erfolgtpro rata der durcbfahr. Tarif- 
Kilometer, nachdem vorher die 
MaDipulaiionsgebühr hälftig ge- 
thciit wnrda 



BnlSsimgabedingnisae wie bei 
Z. 86. 



Ausgabe Ton Prio- 
ritäten ansge- 
adiloiaan. 
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Benenoung 



■O G 

O 



Concession&r 



s i i ' e 



•SS 

OQ 



e 

9 

c 

»c 



39 



Mödiiiig- Brühl 

(elektrische Bahn, schmal- 
spurig) 



40 



KremsmÜDster-Mlohl- 

dOTfl 



41 



Klostergral^-Mulcle 



KKmstbalbalin 



lS8t 



T 



afl./8. 

IBSt 



Prag-D uxer Bahn 



i'i. 

18S3 
6., 4. 

14./7. 
1880 



SO-98 



IM» 



188« 



> Mit GeMU vom 89. Mai 1888 wird ein Staata bei trag von 800.000 fl. bewilligt. 
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Betrieb 



EinlÖsun^bedingnlsse 



i Finanzining 



Analog Z. IS. 



Analog der Conccssion vom 
SO. Juni 1880 für Linz- Kremsmün&tcr 



Selbs^bestinamongsr. d. Tarife vor- 
behaltl. Genehm, des Handels- 
ministeriums. Hinsichtlich jener 
Bahnstrecken, welche Steigungen 
von 15 Froraiile und darüber ent- 
halteiit soll mindestens IVa^ache 
Länge der betreffend«« Sterken 
Steigungen d.Bemessnng der Tarife 
zu Grunde gelegt werden. Sobald 
in zwei aufeinandert'olgendenJahrcn 
der Reinertrag mehr als7% geliefert, 
kann das Handelsministerium eine 
▼crh&ltnissmäsvige Herabseiaongd. 

Tarife anordnen 
Laut Protokoll vom 91. n.SO. Sept. 
1882 hat die Staatsverwaltung das 
Recht erworben, den Betrieb 
d. gesammten Unternehmens 
der Prag-Duxer Hahn vom ). Jan. 
des der Bctriebserötfnung v. Kioster- 
grab-Mulde nachfolgenden Jahres 
zn übernehmen u. für Rech- 
nung der Gesellschaft zu 
führen. Vora Jahre 1890 angefangen 
kann das ganze Uniernchmen 
der Prag-Duxer Bahn gegen Be- 
zahlung einer Minimalrente von 
1,410.000 fl. Silber eingelöst werden 



Concessionsdauer 88 Jahre, 
lischt am 30. Juni 1970 



er- 



Die Coneession erlischt gleichzeitig 

' mit der Coneession vom 85. Juni 
ISTO. Zur Bestimm, d. EinlSsungs- 
prciscs werden die von dem ge- 
sammten Reinertrag d. Bahnbetriebs 
der Gesellschaft nach dem Ver- 
hältnissd. KUometerzahl ermittslten 
jährlieben - Reinertrianlsse der Se- 
cundirbahn während der der wirk- 
lichen Einlösung vorausf egangenen 
sieben Jahre beziffert, hiervon die 
ungünstigsten zwei abgeschlagen 
a. der durchschnittliche Reinertrag 
der übrigen fünf Jahre berechnet. 
Mintmalrente 6%, welche aneh für 
den Fall in Anwendung zu kommen 
hat, wenn die Einlösung vor dem 
aiebenten Betriebsjahre erfolgt 



Zur Emission ge- 
langten 6r>o.oro H. 
Actien, von denen 
d. Staat S00.0OO W. 
d. Land lOO.OOO ä , 
d.Interess, 250.000 fl. 
übernommen haben. 



Die Beschaffung des 
Baucapitals erfoig' 
durch Ausgabe von 
Prioritäten, welche 
in dem zu diesem 
Zwecke, sowie zur 
Rückzahlung d. mit 
Sl. Dee. 1888 noch 
aushaft. Staatsvor- 
schuss. v. ursprüng- 
lichen 000.000 fl., 
dann zur Tilgung 
sonstiger Schulden 
der Gesellschaft mit 
Geoehmignng der 
Staatsverwal t. auf 
zunehmenden Prio- 
rititsanicihc von 
5 Mill. Gulden Gold 
inbegriffen sind. 



itiii LoealbftliawcMa. 
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Anhang. 
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Benenaung 



Concessionär 



c 

3 



c 

o 
ex 

o t- 

o 



c 

tJ U I 

c c I = 

3 ^ tc 



42 II Segen-Gottes-Okflsko 

II mit eigung von 

Studenec ich Gross- 
MeseritüCh 



Oeslerr.-uiigar. Staatseiseii- 28.;{>. 
babngeselJschaft 1888 



74-5 



Digitized by Google 

I 



AntaaDg, 



99 



Betrieb 


1 

1 

! EinlOsungsbedingnUse 


Finanzirung 




i 





Die Tarife werden von der Ge- 
sellschaft io Vorschlag ge- 
bracht, unterliegen der Genehmi- 
gung des Handelsministeriums. Im 
unmittelbaren gegenseitigen Ver- 
kehr zwi&cbcn der Localbalin und 
anderen Linien der Staatsbahn- 
gesellschaft darf die Manipulations- 
gebfihr nur einmal eingehoben 
werden. Die jeweilig eingeführten 
Tarife dürfen nur mit ausdrück- 
licher Genehmigung des Handels- 
ministeriums erhöhe werden. Die 
Fahr- und Frachtpreise können bei 
Distanien unter 6 Kilometer tür 
mtndeatens 8 Kilometer berechnet 
werden. DJeTarife dürfen in inländi- 
schen Silbermünzen eingehoben 
werden. Sobald Reinpjwmn eines 
Betriebsjahres 7% übersteigt, kann 
das Handelsministerium Herab- 
setxung der Tarife anordnen 

Die Staatsbahn ist verpflichtet, eine 
besondere Rechnung zu führen, aus 
welcher das aut den Hau und die 
Ausrüstung der Bahn verwendete 
effective Anlagecapiial, sowie die 
durch dessen BescbaffuDg der Ge- 
acilschafi erwachsende Jabreslast 
eraichtlicli ist 

In Ansehung der concess. Strecke, 
sowie d. an dieselbe anschliessenden 
gesellschaftl. Strecke bis zu jenem 
Punkte, wo in dieselbe etwa künftig 
dem Staate gehörige oder im Staats- 
betriebe befindliche Bahnen ein- 
münden werden, welche im Zu- 
sammenhange mit den bezeichneten 
Strecken eine Eisenbahnverbindung 
des Nodoslens der Monarchie mit 
Okfisko (Igiau) darstellen, steht der 
Staatsverwaltung das Peagerecht 
unter freier Featatellung der Tarife 
derart za, dassdie Staatsverwaltung 
berechtigt ist, über jene Bahn- 
btrcckcn ganze Züge oder einzelne 
Wagen gegen Entrichtung einer 
fixen Peagegebühr, eventuell auch 
Entschädigung entweder selbst zu 
befördern oder durch die Staats- 
bahogesellachaft als Gonceaalonir 
befördern su laaaen. 



Die Concessionsdaaer von 88 Jahren 
erlischt am 81. December 1965. 

Jederzeiliges Einlösungsrecht. Ein- 
lösungsrente gleich der Höhe der 
Jahreslast, welche der Gesellschaft 
in Folge Ausführung der Bahn 
erwächst, keinesfalls aoer höher als 
das Erfordern, für die S'/m'/^kc Ver- 
zinsung und Tilgung des enectiven 
Anlagccapilala 
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AnbaDg. 



Benennung 



Concessionftr 



^ — ex 

I C ar, c 
3 O 3 



4ä 



Bistritz-Walachisch- 
Meäeritsch 



44 



Wiener Gürtelbahn 



Kr«msierer Eisenbaha- 
gesellscbtfi 



188S 



James bunten, Glasgow, und 
M. Fogerty, London 



188S 



IS 
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Anhang« 101 



Betrieb 



Einlösungsbedingnisse 



TarifbattimniunK wie in den Con- 
cetsioaen vom SO. Juni 1880 und 
S4. Aug. 1881. Di« Kremsierer Bahn 
riumt dfs Peagerecht ein so- 
wohl für die conce«8ionirten Local- 
bahnen, wie auch für die den 
Cießeiistand der ( 'oncessionen vom 
4. Auf^. ihsi 26. Febr. 1S«(2 bil- 
dende Eisenbabniinie Zborowitz- 
Bistritz unter denaelben Modali- 
täten w in Z. 4S, insoweit die er- 
htthte Inanspruchnahme mit dem 
secundiren Charakter der Bahn 

vereinbarlich ist. 
Die Staatsverwaltung hat das 
Kecht, den ßetrieb der con- 
cessionirien Bahn, sowie der 
ft b r i g« n jeweilig daa Untcrnchmea 
der Kremsierer Bahn bildenden 
hisenbahnstrassen mitdemRecht 
freier Tarifbestimmung auf 
Concesaionsdaucr zu übernehmen, 
in welchem Fall der StaatsverwaU 
tung die cfTectiv erwachsenden, 
eventuell pauschalirt fcstzusetzen- 
d. Kosten m. d. Massgabe zu Ter- 
güten sind, dass die Anrcchnune 
einer Quote für die Ccntralverwal- 
tung insoiange zu entfallen hat, als 
nicht wenigstens 5% Reinertrag 
anicit sind. 



Die Tarife genehmigt das Handels« 
ministerium» wobei auf ein ein« 
faches, die thunliehst allgemeine 

Benützung der Bahn erleichterndes 
Tarifsystem einerseits, und aus- 
reichende Rentabilität andererseits 

Bedacht genommen wird. 
Personenbeförderung: Von 6 Uhr 
Früh bis 10 Uhr Abends bat im 
Durchschnitt alle zehn Minuten, in 
den Stunden grSsster Frequenz 
aber alle tünf Minuten täglich ein 
Zng in jeder Richtunq dem Per 

sonenverkehr zu dienen. 

Peagerecht wie bei Z. 4S. 



Finanzirung 



Concessionsdauer fi7 Jahre, vom 
30. Juni 1883 angefangen. Ein- 
löanngsiBOdtlität. wie in der Con- 
cession vom to. Jnni 1880, Z. 1. 



EinlSsungsrecht tritt nach Ab- 
lauf von 25 Jahren ein, vom 

Tage der Betriebaeröffnung an. 
Dar Einlöaungspreis wird nach dem 
Durchschnitt der der Einlösung 
vorausgeganiTen e n 3 Jahre 
berechnet und kann auch ui Staats« 
schuldverschreibun^jen zum Wiener 
Börsencurs vergütet werden. Con 
cessionsd. 90 Jalire. Die Conccssion 
kann jedoch als erloschen erklärt 
werden, wenn die Verpflichtungen 
bez&gl. Inangritfn. u. Vollendung 
des Mues, dann Aufrechth. des Be- 
triebes nicht .eingehalten werden. 
(Die Baupläne für die cinz. Theil- 
strecken sollten hinneii G, 12 und 
18 Monaten d. Handelsm. unterbr., 
der Bau binnen X'/t> 8V4 u> ^ Jahren 
voUend. werden. Die Conc. erlegten 
eine Cantion r. 1,000.000 fl., welche 
im Falle Nichtcinh. obiper Verpfl. 

erloschen erklärt werden kann. 



Prioritätenausgabe 
wie bei Z. 10. 



Die Ausgabe von 
Prioritäten in 
einem die Hälfte d. 
jeweiligen Nominal- 
Anlagecapitalsüber- 
stetgenden Betrage 
ist gänzlich und bis 
zur Höhe d. jeweilig 
etfectiv eingezahlten 
Actiencapitals in- 
solange ausge« 
schlössen, als 
nicht die Theil 
strecke Franz 
Josetsbahnhof -Ver- 
bindungsbahn mit 
d. beid. Anschluss- 
verbindungen voll* 
endet ist. 



0 
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keihenlolgc 1 
der concess. 1 
Localbahnen i 






•o n 


5= in 1 


e 




B encnnung 


ConcessionAr 


Zcitpunk 

Concess 
run) 


Bahnläni 
Kilom« 


V. 

u 




46 


Dollaa-Wigoda 


Leopold Freiherr v, Popper 


s./s. 

1883 


8-52 


8.,.7. 
18»8 




46 


Mlnkovic- Swolenoves, 
Sadska - Nimburg nebst 
Verb. NliEburg-Velelib, 
Station Littau-StadtLlttau 


Oeiterr.-ungar. Staatseisen- 
babngesellschaft 

! 


U./8. 
1888 


80*8 


20. /2. 

1884 
2H./Ö. 

1888 




47 


Böhmisch-Leipa- 
Nlomes mit FlQgel zur 
Zuckerfabrik in Reichstadt 


Localbahng^scllscbaft 1 

1 
! 
1 

1 


14 /3. 
1888 


228 


l./ll, 
1888 




48 1 


Gzernowitz-Novoslelica 


1 

Alex. Baron Petrino und , 
Genosseo 


, 5./6. 
1888 


30'76 


J2./7. 
1884 



> Mit Geiett vom M. April 1888 wurde ein Steetsbeitreg tod 850.000 fl. bewilligt. 
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Selbstbestimmungsr. d. Tarife vor- 
behaitl. der Genehm, des Handels- 
roinisterintns. Dies gilt für alle 
Artikel mit Ausnahme v. Nutz- 
und Brennholz, welche nicht 
böhcr als die jeweilig auf der 
Atbrcchtbahn in Kraft befmd- 
lichen sein dürfen. Maximaltarif für 
Nutzbolz 10 11., für Brennholz 8 fl. 
inclative Manipulationsgebühr pro 
Waggon und Strecke. Brennholz 
soll stets wenipstens 20»o niedriger 
tarifiren als Nutzholz. Sobald in 
zwei aufeinandertolgenden Jahren 
mehr als fi'o des cffcctivcn Anlaae- 
capitalB erzielt werden» kann das 
Handelsmioisterium eine verhält- 
niaan&saige Herabsetzung d. Tarife 
anordnen 

Analog der Concesaion vom Sl. 



Tarife wie in der Concesaion vom 
8. Sept. 1880, Z. 6. 

Die Staatsverwaltung hat das Recht, 
den Betrieb mit dem Recht der 
Feststellung der Tarife auf Con- 
cessionsdauer zu übernehmen, wo- 
gegen dem Conccssionar die aus 
Aniaia diea^Betriebsführungeffectiv 
erwachseDd.«evcnt. pauachalm . fest- 
zusetzendenKOatan Sil vergüten sind 

Selbstbeatinninngsrecht der Tarife 
vorbehält!. Genehm, des Handelsm. ; 
wenn in zwei aufeinanderf. Jahren 
mindestens T'o Reinertrag erzielt 
werden, kann das Haiidciim. ver- 
hältnissmässige Herabsetzung der 
Tarife anordnen. Die Concession. 
sind verpflichtet, denBetrieb 
auf Grund eines vom Handelsm. 
zu genehmigend. Betriebsvertrages 
der I,cmberg-Czernowitzer 
Hahn für die Dauer der ersten 
20 Jahre zu übertragen. Die Staats- 
verwaltung behält sich aber das 
Recht vor, taUa d.Lemberg-Czemo-> 
witzer Bahn tn den Staatsbetrieb 
übernommen wird, gleichzeitig 
auch den Hcirieb der l.ocalbahnen 
zu übernehmen, für restliche (^on- 
cessionsdauer jedoch unter nicht 
ungünstigeren Bedingungen als 
diese im betriebav. mit dar Lern berg 
Czernowiiser Bahn stipullrt 



Erfolgt die Einlösung vor Abtauf Ausgabe v. Priori 
des siebenten Betriebsjahrea, so ist täten iat aasgeacbl 
als Einlösungspreis der Betrag der 

von der Staatsverwaltung geneh- 
mipten effectiven Anlagekosten, so- 
weit der.'ielbe nicht bereits amorti- 
sirt, zu vergüten. Nach diesem Zeit- 
punkte wird der Reinertrag während 
der der Einlösung vorausgegange- 
nen sieben Jahre beziffert, die un- 
günstigsten zwei Jahre abgeschlagen 
und der durchschnittliche Rein- 
ertrag der übrigen fünf Jahre be- 
rechnet. Der Einlösungspreis soll 
jedoch nicht geringer sein, als das 
von der Staatsverwaltung effectiv 

ßenehmigte Anlagecapital. Ein- 
isungspreis in Baarem oder in 
Staatasch uld versch rei bungen . 

August 1881 IBr die Localbaho Chotzen-Leitomischl, 
Z. 17. 



Wie bei Z. 6, Conceasion vom 
8. Sept. 1880 



EinlQtnngsbedingi 



nisse wi« bei 



Priorititanausgabe 
ausgeschlossen. hin- 
gegen"ge5tatt.,Prio 
ritätsactien bis 
zum H <> c h s t b e 
trag von tiOO.OOOfl. 
des mit 1,050.000 fl 
festgesetzt. Maxim.- 
Anlagecap. auazn- 
gebend. Dividende, 
welche den Prion- 
tätsacticn gebührt, 
bevor für Stamm 
actien Anspruch auf 
Dividendenbes. be- 
ginnt, darf nicht 
höher als mit 



bemessen 
den. 



wer' 
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1 Zeitpunkt 
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49 


Swoleftoves-Smedna 


I 

Or. Philipp Neamann, Wien : 


I 

2/6. 
1883 


10 3 


- 




50 


Brünn-Tischnowitz und 
Rudölsdotf -«Zjandticron 


Oosterr.-uoftar. Sttatsbaha- 
geielitchaft 


1SS4 




18S5 

1/6. 
1885 




61 


Elbogen-Giesshübel 
mit Abzweigung nach 
Dallwitz 

« 


1 

Oesterr. LoctlbahogeseUschaft 

* 


6./2. 
1884 


28 
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Betrieb 



Einlösungsbedingnisse 



Finanzlrung 



Die Tarife unterließen der Ge- 
nehmigung und bczieliungsw. An- 
ordnung des Handelsm., wobei auf 
abcochl. Frachienv. Rücksicht zu 
nenmen ist. Conccssion. verpflichtet 
deh nach Voilendunc der in Aus- 
steht genoininenea Abzweigung zur 
Prag-Duxer Bahn der Staatsverw. 
jederzeit die Mnbeiiutzung dieser 
Abzweigung allein oil, gleichzeitig 
auf der den Gegeost. der Conc. 
bildend. Linie einsnrinmen 



Die Einlösung kann nach Ablauf 
von 5 Betriebsjahren erfolgen. Falls 
Einlös. vor Ablauf des Betriebs* 
jahres erfolgt, ist als EinlSsungs- 
preis das effect. Anlagecapital zu 
vergüten. Nach Ablauf von 5 Jahren 
wird zur Bestimmung des Ein- 
lösungspreises der Durchschnitt der 
vorausgegangenen 5 Jahre berech- 
net, hiervon die zwei ungünstigsten 
abgeschlagen und der durchschnitt- 
liche Reinettrag der übrigen 3 Jahre 
berechnet. Wenigstens 6% Verzin» 
sung und Tilgung in Baarem oder 
Staataaeholdverachreibnngen 



Ausgabe von Prio 
ritäten ist ausgc 
aehloaaen. 



Analog der Concessionsurkunde vom Si. August 1881, Z. 17. 



Tarifbestimmung wie in der Con« 
cession vom 8.. Sept. 1880, Z. 6. Die 
Gesellschaft ist überdies verpflich- 
tet, sich allen Anordnungen des 
Handelsministeriums zu unter- 
werfen, welche von demselben in 
Bezug aut taritarische Massnahmen 
oder in Bezug auf etwaige Ver- 
kehrstheilung mit den Anschlnss- 
bahnen im öffentlichen Interesse als 
notbwenjig erkannt werden sollten. 
Die Staatsverwaltung hat das Recht, 
den Betrieb mit dem Recht der 
Fei-tsetzung der Tarife aut Con- 
cessionsdauer für Rechnung des 
Concessionärs zu übernehmen, wo- 
gegen derselben die ana Anlaaa 
dieser Betrlebsffihmnjg effieetiv 
erwachsenden, eventuell pauschal« 
massig tesizuscizonden Kosten zu 
vergüten sind. Nach der Kundm. 
des Handelsm. vom 17. Dec. 18S4 
betrettend die Concessionsüiwrtrag. 
der Elbogener Localbahn wnrde 
aaa diesem Anlasse der Staatsver- 
waltung d. Peagerecht für Elbogen- 
Giesshübel eingeräumt 



Einlösangsbedingnisse wie bei Z. 1 



DIgitized by Google 



106 



Anbtog. 



c = S 

Ä " « ■ 



Benennung 



62 



fiS 



Wien-Stamm ersdorf 
und Floridsdorf-Gross- 
Eaxarsdorf mit eventueller 

Fortsetzung nach Orth und 
Abzweigung von Kagran 
nach Wien und nach 

Leopoldau 



St. Pölten-Tulln 
nebst event. Abzweigungen, 

deren Herstellung nur in- 
solernverlangt werden kann, 
wenn Verzinsung und Til- 
gung gesellMhaftliehen An- 
lagecapitals — Aciien mit 
6% — gesichert. Für die 
Linie Mautern- Krems nur 
^Vio% Anligecapitals, 
den Ausbau der f.' nie Trais- 
mauer - Mautern vorausge- 
setzt, sind dieConcessionäre 
verpflichtet, zum Bau der 
DonaubrOcke ein Drittel bei- 
zutragen, sofern ö^o Ver- 
zinsung versichert. 



Conceaslonftr 




CO 

e 

3 

so 



Kraus d Comp. in^Jklnnciieo 
nad Unz. 



Oesterr. Länderbank und 
Loe«lbafaDgeMll«cii»ft. 



S.Ii. 


85 


1884 


exc). 




Fort- 




setz. 




U.Ab- 




zwei- 




gung 



12/6. 
188« 



46 t 3./8. 
cxci. ; 188& 

Abzp.l 
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Betrieb 


• 

• 

EialösuogsbedingnisBe . 


Finaiisimiig 




Selbstbestimmnninrecht d. Tarife i 
vorbehaltlich der Genehmigung des 

Handelsministeriums, welches, 
wenn in i aufeinandertolgcndcn 
Jahren em mindestens Teiges Rein- 
ertrSgniss erzielt wird, eine ver- 
hiltnissmässige HerabsetxnDf der 

1 '' A mi M. n Jl-I Jm M AM HAMM 

lante aHorflneii «ann 


EiolAiaoKireclit tritt s. M Jahren 
ein. ZarBealiminnn^d. EinlSsnng»- ^ 

preise?» werden die jäli rliclien Rein 
crträgnisse während der der wirk- 
liehen Einlösung vorhergegangenen 
5 Jahre beziffert, hiervon die un* 
günstigsten 2 ab^^cschlagen v. der 

(iurvii96iiiiiujivll« jiCtuOrlTHS oor 

fibrigen 8 Jahre berechnet. Die 

Minimal-Annuität hat einer 
vierrrocentipen V'erzinsunR 
und Tilgung des Anlagecapitals zu 
entsprechen, in weich letztere keine 
Geldbeacbaffungslcosten ein- 
gerechnet '«erden därfes. £in- 
lösungsprela baar oder in Staat»- 
achnldverschreibnogen 


Prioritäteaansgabe 
ausgeschloaien. 




üer Betrieb wird vom Staate für 
Rechnung der Conc. geführt auf 
Grnnd euca «wischen den Conces- 
sioniren nnd den Staaisbahnen ab- 
7iiscliliessenden Betriebsvertrages. 
Die Festsetzung der Tarife bleibt 
der Staauverwaltoog vorbahalten 

• 


Zur Bestimmung des Einlösungs- 
preises werden die jährlichen Rein» 
ertrignisse der der wirld. Einlöfung 
vorausgegangenen S Jahre bexiffert. 

hiervon da^ I^einerträpniss des un- 
RÜnstipstcn Jahres abaeschlaf^en u. 
der durch sehn Iii liehe Hcinertraf; der 
übrigen i Jahre berechnet. Minimal- 
Annuität &*o, auch in dem Fall, 
wenn die Einlfitung vor Ablauf des 
dritten Jahres erfolst. EinlStangs- 
preis auch in Staatsschuldverschrei- 
bunpcn. Von den 6 im 5 2 derCon- 
ccssionsurkunde bezeichneten Ab- 
zweigungen, welche event. 
auf Verlangen der Staats- 
verwaltnngberf nstellen aind, 
nimltch: l. Jodenan>St. Andra- 
WSrdern, 2. Traismaucr-Maufern, 
8. Mautern Krems, 1. Krems-Horn- 
Sigmundsherberfi, :>. von Tulln, 
event. St. Andrä-Wördern mittelst 
eines an den Bahnkörper der Franz 
Joaefabahn anacbiiesaendeit zweiten 
Geleises bfs Wien, 6. Klostemeu- 
burg zu einem Punkt d'T Linie 
St. Pölten-Tulln (I)ampnram\vay), 
steht der Staatsverwaltung d. Recht 
zu. lediclich bezüirlich der 
in 6 bezeichneten Fort- 
setiungastrecke die obigen 
ElnlSsongsmodalltiten anzu- 
wenden, wobei der Bestimmung des 
Einlösungspreises das getrennt zu 
ermittelnde Reinerlragniss dieser 
Bahnstrecke, beziehungsweise des 
Aniagecapit xu Gruade za legen ist 
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Anhang. 




Reihenfolge 
der concess. 
Localbahnen 


Bene/inung 


■ 

Concessionftr 

1 


Zeitpunkt der 
Concessioni- 
rung 


Bahnl&nge in 
Kilometer 


c 




u 


Spiellsld-Radkersburg 


Sudbahn 




SO-9 


I4./7. 
18S5 




56 


FebrlDg-Faratenfeld * 


Julius Krepesch, Ludw. Krauz 
and Hanna Dattalbach 

« 


1884 


21 


1 10.; 

1885 




66 


Asch-Rossbaoh > 


Wilhelm Rsizak 


1884 


IS 


t6./d. 
I88S 




67 


Bud weis-Salnau ^ 


Localbahngasaliachafi 

■ 


1^* 


78-5 





, vom 8. April 1884 wurde eine Staatsbetheiligung Ton 415.008 fl. bewilligt. 

. ffi' S«*«** vom 4. April 1881 wurde eine Staatsbetheilißung von 880.000 fl. bewilliRT. 
• Mit Geaetz vom 8/ April 1884 wurde eine Staatsbethciligung von 1-8 Mill. bewillig i. 
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Betrieb 


Einlösungsbedingoisse 


Fioaiuirung 


Analog wie bei Z. 84. 


Concessionsdaaer bis 81. Dec. 1968, 
Einlösung wie bei Z. 34 


Actien- oder Priori- 
tätenausgabe unter- 
liegt der besonderen 
Genehmigung der 
Staaiaverwaitung. 


Dwr Betrieb wird von der Staats- 
verwaltung für Rechnung der Con- 
eeseionire geführt auf CTrond eines 
Betriebs Vertrages. Die Tarife unter- 
liegen der Genehmigung d. Handels» 
ministeriums, welches eine ver- 
bäUnissmä&sige Herabsetzung an- 
ordnen kann, wenn die Baliri in 
iwei aufeinanderfolgenden Jahren 
1% geliefert 




Priorillteneasgabe 
ausgeaehlosaen,hin* 
gegen S%\gt Prtori- 

tätsactien. Maximal- 
betrag 6U5.000 &. 


Der Betrieb wird vom Staat geführt 
für Rechnung des Concessionärs. 
Tarife sind der Festsetxung der 
Staatsverwaltung vorbehalten 


Zur Bestimmung des Einlösungs- 
preises werden die jährlichen Rein- 
erträgnisse während der der wirk- 
lichen Einlösung vorangegangenen 
8 Jahre beziffert, hiervon der Rein- 
ertrag des ungünstigsten einen 
Jahres abgeschlagen u. d. Durch- 
schnitt der übrigen 2 Jahre berech- 
net. Minimalrente 5%, welche auch 
im Falle der Einlösung v. 3 Jahren 
Anwendung zu finden hat. Ein- 
Iftsung baar oder in Staataschnld- 
verschreibungen 


Die Ausgabe von 
F'rioritäten darf 
200.000 ß. nicht über- 
steigen n. ist inso- 
langeausgeschl., als 
Verzins, u. Tilgung 
nicht gesichert. Hm- 
gegen hat der Con- 
cessionär d. Recht, 
Frioritätaactien im 
Betrage V. 100.000 II. 
auazugeben. 


Der Betrieb wird von der Staats- 
verwaltung für Rechnung d. Con- 
cessionärs geführt. Die Staatsver- 
wallung hat das Recht, die Ta 

rife, sowie die auf die Linie 
entfallenden Tarifantheile fest- 
sns teilen mit Bedachtnahme auf 
angemessene Verzinsung 


Zur Bestimmung des Einlösungs- 
prcises werden die RelOMirignisse 
der der wirkl. Einlösung voraus- 
gegangenen 6 Jahre berechnet, die 
2 ungunstigsten abgeschlagen und 
der Durchschnitt der 8 übrigen be- 
rechnet. Die Mi n im alrentc be- 
trägt 4'/i%, auch für den Fall, wenn 
die Einlösung vor dem 5. Jahre 
erfolgt. Der Einlösungspreis ist in 
BaarMn oder In Staatsscfanidver* 
Schreibungen an vergüten 


Emission d. in Aus- 
sicht genommenen 
^,%igen und in 
00 Jahren tilgbaren 
Prioritäten und Sc- 
conde-Obligationen 
( Antheilschcine) un- 
terlieg, d. Gcncnmi- 
gung der Staatsver- 
waltung. 



• 



Digitized by Google 



110 



Anhang. 





i 

o ?J = 


1 


1 

1 


ti der 1 


c 

u 
o 

tc w 


a 




^ 


Benennung 


Lonccssioaar 


' C i/i c 


— c 


lO 




1 


- 




|5<3 

! 


— 

C3 — " 


w 

td 




58 


Schiemltz-Landesgrenze 


Oesierr. -Ungar. Staatsbahn» 


22/10. 


162 








zum Vlarapass niii event. 


rtrtc aIIc (^iio t\ 

gcsciiacuau 


1884 










Abzw. nach Korltscban 






c 








unii is^c^ii^OUiiiib 
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69 


"Wien-Wiener Neudorf 


Neue Wiener Tramway 


10., 3. 


12 








(Dampitramway) 


1S8Ö 








60 


Haonsdorf-Ziegenhals * 


Oest. LocalbahDgesellschaft 


5.-3. 


49 5 








1085 








61 


Salzburg-Berchtes- 


Civiliiigciucur Alex. Werner 


21., a. 


13 


• 






gaden (Dampftramway) 


in LiDz 


1685 







Mit Gesetz vom 7. Juai l^^äS wurde etae Staacsbetaeiligung voa 6UÖ.0OO fl. bewilligt. 
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Betxieb 



Einlösu n gsbedingnisse 



Finanzirung 



Tarife werden von der Gesellschaft 
vorgeschlagen und unrerliegen der 
GeDehmicunß des Handelsministe- 
riums. Manipulationsgebühr wie 

bei Z. 42 
In Ansehung der concess. Linieo 
bis zu Kncm Punkte, wo in oiese 
etwa künftig dem Staate gehörige 
oder im Staatsbetriebe benndlichc 
Bahnen oinm&adcn werden, welche 
im Zasammenhange mit der be- 
zeichneten Strecke eine Verbindung 
des Nordostens d<.r Monarchie mit 
Brünn, resp. Oki-isko (Ißlau) ^ar- 
•teileo, wird der Staatsverwaltung 
daa Paagerecht eingeräumt wie bei 
Z. 4». 

Selbstbestimmungsr. d. Tarife vor- 
behält!, der (jcnehm. des Handels- 
mlnisteriiKiis; wenn in zwei auf- 
cinanderlolficnden Jahren d. Rein- 
ertrag mindesten» 7% beträgt, kann 
das Handelsministerium eine ver- 
hiltnisamässige Herabsetzung der 
Tante anordnen 

Der Betrieb wird von der Staatsver- 
waltung tiir I-Ic^tiiiung der Gesell- 
sciiati peiuhrt nach Betriebs vertrag. 
i)cr Stuutsverwaliung steht das 
Recht zu, Tarite, beziehungsweise 
Tarifantheile festzustellen mit Be- 
dachtnahmeaufangem. Verzinsung. 



Goncessionsdaucr b-ssi. Dec.1965* 
EinlSsungsbedingungea iR^e bei 
Z. 48 



Tartfbestimmungen wie bei Z. 59 



C o n c e s s i o n s d a !; e r fiu J a Ii r e. 
Einlösurif^srecht iiacii 15 Jahren. 
tinlösun^'Miiodalitaten wie bei Z. ''>2 
mit der Abänderung, dass die 
JMinimaJannnitat mit 6% fixirt ist 



Concessionsdaucr 9o Janre. Jeder- 
zeitiges Einlösungsrecht. Modali- 
täten Mrie bei Z. 57 



Concessionsdaue 90 Jahre. Ein* 



Die Staalsverwaliiing behalt sich [ '^^""Ssrecht nach 15 Jahren. Ein 



das Recht vor, den betrieb tür 
Rechnung des Concess. zu iiber- 
nebmen ge^en \ ergut. ellect. er- 
wachs, evcnt. pauschaulin. festzu- 
setzender Kosten. DieMudalit. werd. 
d. einen BeiriebsTert. geregelt. 



iösungsmodalitaten wie bei Z. 60. 



Ausg. V. Prioritäten 
ausgeschlossen. Bei 
der Fixirung d. An 
lagecapitais dürfen 
keine Geldbeschaf 
fungskostm «inge- 
rechnet werden. 



I)ie Beschattung des 
mit üinschluss der 
preuss. Anschluss 
strecke effect. An 
lagec. V. 8,060.000 il 
erfolgt derart, dass 
fiircllect. 2,160.000 fl 
l'rionten zu mind 
9Ü'ü begeh, werden 
Ferner »iCO/ (jo fl. v 
Staat alsunmittelJar 
hinter d. Priorität 
sicberzust., mit 5% 
zu verzins., in 60 J 
rückz. Hvpohokar- 
darl. gewahrt w ird u. 
f. d. Rest V. .loo.ooort., 
soweit ders. nicht 
d. Interesseutenbei- 
trige ä fonds perdu 
bedeckt, Seconde- 
oblig. (Anthcilsch.) 
ausgez. werden. 

Ausg. V. Prioritäten 

ausgesclilossen. da- 
gegen dürfen ' d. 
Anlagecap. in I'rio 
ritätsactien emittirt 
werden. 
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Gesetz vom 25. Mai 1880, G. Bl. Nr. 56, 

betreffend die 

Zuge.slandnisse und Begünstigungen für Localbahnen. ^ 

Mit Zustimmuag der beiden Häuser des Rekhsrathes finde Ich an^ 

zuordnen wie folgt: 

Artikel I. 

Die Regierung wird ermächtigt, bei Concessionirung neuer Local- 
bahnen (Secundftrbahnen, Vicinalbahnen u. dergl.) nicht nur in Bezug auf 

die Vorarbeiten, den Bau and die Ausrüstung alle thunlichen Erleichterungen 
zu gewähren, sondern auch in Bezug auf den Betrieb von den in der 
Eisenbahnbetriebsordnung vom 16. November 1851 (R. G. Bl. Nr. 1 
ex 1852) und den einschlagigen Nachtragsbesttmmungen vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen insoweit Umgang zu nehmen, als dies mit Rück- 
sicht auf die besonderen Verkehrs- und Retriebsverhältnisse, insbesondere 
die testgeseizte ermässigte Fahrgeschwindigkeit nach dem Ermessen des 
Handelsministeriums zulässig erscheint. 

. Artikel IL 

Desgleichen wird die Regierung ermächtigt, die Unternelimungen 
von Localbahneu von den im ^ 6H der Fisenbahnbetriel^sordnung (be- 
ziehungsweise im § 10 lit. J) des Eisenbalm-Concessionsgesetzcs vom 
14. September 1854 (R. G. Bl. Nr. 238) ausgesprochenen Verpflichtungen 
in BetrcfT der P>efordcrLing der Post, sowie von den zufolge § Pt' der 
Eisenbahnbetriebsordniing begründeten Verbindlichkeiten in Bezug auftien 
Ersatz des aus der polizeilichen und gelallsamtlichen Ueberwachung er- 
wachsenden Mehraufwandes und in Be2ug auf die unentgeltliche Her- 
Stellung und Erhaltung von Amtslocalitäten zu entheben. 

Artiivel III. 

Gleichartige Erleichterungen (Art. I und II) in Bezug auf die Aus- 
rüstung, den Bau und Betrieb können nach dem Ermessen des Handels» 
ministeriums auch für schon bestehende Eisenbahnen zugestanden werden, 
wenn auf denselben oder einzelnen Zweig- oder Verbindungsh'nien der« 
selben der Localbahnbetrieb mit ermässigter Fahrgeschwindigkeit ein- 
geführt wird. 

Artikel IV. 

Die Regierung wird ermächtigt, bei Pestsetzung der Gnncessions* 

tarife fQr Localbahnen Ausnahmen von den Bestimmungen des Gesetzes 
vom 15. Juli 1877 (R. G. Bl. Nr. 64) — betreffend die Maximaltarife für 
die Personenbeförderung auf den Eisenbahnen — zu gew&hrcn. 



' Die Wirksamkeit dieses Gesetzes wurde verlängert mit Gesetz vom 
26. Deccmbcr 18^ bis 3i. December 18(H, und mit Gesetz vom 28. December 18Ö4 bis 
1. Jali 1886. 

BoBB«Bick*ln, IrfMftlMiBWMa. 8 
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Artikel V. 

Die bei dem Betriebe der Localbalinen nicht zu überschreitende 
Fahrgeschwindigkeit ist nach Beschaffenheit des einzelnen Falles jeweilig 
durch die Regierung festr-i'^ct^cn. 

Alle gesetzlichen Bestimmungen, welche in Rczup: auf einzelne Local- 
bahnen eine ziffermässige Beschränkung der einzuhaltenden Fahr- 
^eschwindlglceit enthalten, treten ausser Kraft. 

Artikel VI. 

Die Renützunp von Reichsstra-^scn zur Anlage von Localbahnen wird 
gestattet, insoweit nicht durch den Bahnbetrieb die Sicherheit des Strassen* 
▼erkehrs gefährdet erscheint. 

Zulftasigkeit und Bedingungen der Strassenbenützung sind durch die 
Strasscnverwaltung im Einvernehmen mit den Eisenbahnaufsichtsbehörden 
festzustellen. 

Unbeschadet der aus dem Bestände des Mauthgefälls erwachsenden 
Verbindlichkeiten ist f&r die StrassenbenQtzung ein l)esonderes Enteelt 

nicht zu entrichten. 

Die Kosten der ordnungsmässigen Erhaltung des benutzten Strassen- 
theiles, sowie etwaige durch die fragliche Benützung veranlasste Mehr« 
kosten der Strassenerhaltung Oberhaupt, desgleichen die Kosten für alle 

zur Hintanhaltung einer Störung oder Gefährdung des Strassenverkehrs 
erforderlichen besonderen Vorkehrungen treffen die Localbahnunter- 
nehmung. 

Andere öffentliche Strassen können mit Zustimmung der zur Er- 
haltung Verpflichteten zur Anlage von Localbahnen in Ansprucli genommen 
werden. 

Artikel VII. 

\'ertiage, bücherliche Eintragungen, Eingaben und sonstige Urkunden, 
durch welche bedingungsweise für den Fall des Zustandekommens einer 
projeetirten Localbahn zu Gunsten derselben die Abtretung von Grund 
und Boden, die Einräumung dinglicher Rechte, die BeisteÜ'jn:^ von Bau- 
oder Betrielr'^materialicn, die Leistung von Baarzahlungen mit oder ohne 
Uebernahmc von Actien oder sonstige wie immer geartete Beitrags- 
leistungen zugesichert, die Bedingungen ftkr die BenCrtzung öffentlicher 
Strassen festgestellt oder Garantieverpflichtungen fibemommen werden, 
geniessen die GebOhren- und Stempelfreiheit. 

Artikel VIII. 

Im Falle der Concessionsertheilung für 'Localbahnen können seitens 
der Regierung die nachstehenden BegQnstigungen gewährt werden: 

aj Die Befreiung von den Stempeln und Gebühren für alle Verträge, 
bücherlichen Eintragungen, Eingaben und sonstigen Urkunden zum 
Zwecke der Gapitalsbeschaffung und Sicherstellung der Capitalsver- 
zinsung und des Betriebes bis zum Zeitpunkte der Betriebseröffhung, 
sowie für jene bezüglich der Grunderwerbung, des Baues und der 
Instruirung der Bahn bis zum Sch!u??Re des ersten Betriebsjahres. 
bj Die Befreiung von den Stempeln und Gebühren für die erste Ausgabe 
der Actien und Priorliacsobligationen mit Einschiusa der Ihterims- 
scheine und fQf die hocherliche Eintragung der Priofitfttsobligationen, 
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sowie von der bei der Grundeiiildsung auflaufendea Uebertragungs- 

gebühr. 

c) Die Befreiung von den für die Ertheilung der Concession und für 
Anfertigung der Concessionsurkunde zu entrichtendea Gebühren oder 
Taxen, von der Erwerb- und Einkommenateuer, von der Entrichtung 
der Couponstempelgebühren, aowie von jeder neuen Steuer, welche 
etwa durch künftige Gesetze eingeführt werden sollte, auf die Dauer 
von dreissig Jahren vom Tage der Concessionsertheilung. 
Inwiefern fOx dnzelne Localbafanen etwa weitergebende finanzielle 
UnterstQtsungen seitens der Staatsverwaltung durch Gewährung eines 
Beitrages aus Staatsmitteln oder auf sonstige Weise zugestanden werden, 
wird in jedem einzelnen b alle ein Gesetz bestimmen. 

Artikel IX. 

Dieses Gesett tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirk- 
«amkeit und erlischt mit 31. December 1882. 

Artikel X. 

Mit dem Vollzug dieses Gesetzes werden der Handel^minister, der 
Minister des Innern und der Finanzminister betraut. 

Schön brunn, am 26. Mai 1880. 

Franz Joseph m. p. 
Taaffe m. p, Korb m. p, Kriege^Au m. p. 



Verordnung des Handelsministeriums vom 
29. Mai i880y R. G. Bl. Nr. 57» 

womit In tlieilweiser Abänderung der Verordnung vom 
25. Januar 1879, R. G. Bl. Nr. 19, Erleichterungen hin^ 
sichtlich der Verfassung und commisslonellen Behand- 
lung der Projecte für Local- und Schleppbahnen ein- 
geführt werden. 

L Localbahnen. 

§ 1. 

Die Bestimmung, ob einer projectirten Eisenbahn die Eigenschaft 
einer Localbahn zukomme, wird — insoweit darüber nicht ein Gesetz 
entschieden hat — vom Handelsniinlsteriuin im Einv^ehmen mit d«k 
übrigen betheiligten Minifterien bei Ertheiltmg der Bewilligung zur Vor- 
nahme technischer Vorarbeiten getroffen. 

Diese Bewilligung wird tar einen Zeitraum von höchstens Einem 
Jahre ertheilt. 

Behufs Verlängerung der ertheihen Bewilligung bedarf es der Vor- 
lage der im 9 1 der Verordnung vom 25. Januar R* G. Bl. Nr. 19, 
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angefahrten Behelfe in dem Falle nicht, wenn der thatsächliche Beginn 
der technischen Vorarbeiten oder eia denselben entgegenstehendes Hin(rer> 

niss nachgewiesen wird. 

In Ansehung von Locaioaanen, bei welchen in Folge ilirer i;eringcren 
Bedeutung und Lange die Wahl der Trace, sowie die Lage und Zahl der 
Stationen durch die localen und Terrainverhaltnisse gegeben erscheint, 
oder bei welchen die Wahl der Trace, sowie der Zahl und Lage der 
Stationen in der Zustimmung der Betheiligten begründet ist, findet ein ab- 
gekOrztes Verfahren statt (§§ 3—6). 

§ 3. 

Mit dem Conccsstonsgesuche kann sofort das Detailproject dem 
Handelsministerium vorgelegt werden. 

Von den im % 14 der Verordnung vom 35. Januar 1879 vor- 
geschriebenen Behelfen kann 

aj der Situations-, beziehungsweise Grundeinlösungsplan (Z. 2) auf den 

Katastralmassstab 1 : 2880 beschränkt werden; 
b) die Sammlung massgebender Querprofile (Z. 4) entfallen, wogegen 
Querprofile der von der Bahn mitsubenCitzenden Strassen bezüglich 
jener Punkte vorzulegen sind, wo ein Wechsel der Strassenbreite 
stattfindet, oder Engstellen bestehen; 
cj die Vorlage des Grundeinldsungsplanes (Z. 2) sowie der Verze!ch> 
nisse (Z. 8 und Z. 9), insoweit und insolange entfallen, als die Aus- 
übung des Enteignungsrechtes nicht in Anspruch genommen wird. 

§ 4. 

Das Handelsministerium Icann, wenn es die projectirte Localbahn 
als gemeinnützig erkennt, auf Grund des vorgelegten Detailsprojectes die 

politische Begehung anordnen. 

Dieselbe findet nadl Vorschrift des § 6 des Eisenbahn- Concessions- 
gesetzes vom 14. September 1864, R. G. Bf. Nr. 238, und mit der durch 
den etwaigen Wegfall der Feststellung des Gegenstandes und Umfanges 
der Enteignung (§ 3 c) bedinj^ten Beschriänkung nach den Bestimmungen 
der §§ 14 und ff. der Verordnung vom 2ö. Januar 187Ü statt. 

Etwaige Tracen- und Stationsfragen sind vor allen anderen auszu- 
tragen. 

Zeigt sich, dass hierdurch erhebliche Aendeningen des Projects er- 
forderlich werden, so ist bis zu deren Durchführung mit der Erörterung 
der hierdurch berührten Detailfragen innezuhalten und eventuell die Be- 
gehung bis zur Entscheidung der zu lösenden Vorfragen zu unterbrechen. 

ß. 

Das Ergebniss der politischen Begehung ist behufs Erwirkung der 
Allerhöchsten Concession auf Grund des § 5 des Concessionsgesetzes dem 
Handelsministerium vorzulegen. 

Die poIitisc!ie Landesbehörde hat die Fallung der l'nteignungserkennt« 
nisse bis nach Krtheilung der Allerhöchsten Concession aufzuschieben. 

Der nach Massgabe der Bestimmungen der §§ 19 und ff. der Ver- 
ordnung vom 25. Januar IbTO sich ergebende Bauconsens tritt erst nach 
Erhellung der Allerhöchsten Concession in Kraft. 
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Sofern bei einer Localbahu die Voraussetzungen des abgekürzten 
Verfahrens (§ 2) nach dem Lracutea des Handelsminisienuras nicht zu- 
treffen oder der Anwendung dieses Verfahrens ein besonderes Begebren 
des Concessionswerbers entgegensteht, wird eine Tracenrevision abgehalten, 
mit welcher in dem Falle, als bezüglich der festzustellenden Trace keine 
die Stationsaniagen alterirenden Varianten in Frage stehen, die Stations- 
commtstton vereinigt werden kann. * 

% 7. 

Vr.n den im § 2 der Verordnung vom 25. Januar 1870 bezeichneten 
Bestandtheilen des dem Handelsoiiaistenum vorzulegenden General projects 
entfallen 

a) das General Itngenprofil (Z. 8) in der Voraussetzung, dass die Bahn- 

Ifmge niclit mehr als 30 Kilometer beträgt; 
bj die Sammluni; von Querprohlen (Z. f>\ an deren Stelle im Falle der 
Mitbenutzung von Strassen die im § 3 lit. b der gegenwärtigen Ver- 
ordnung bezeichneten Strassenprofile zu treten haben. 
Dem Projecte sind ebensoviele Copien der Specialkarte (Mass- 
stab 1 : 75000) oder in deren Ermangelung der Generalkarte und eines die 
beantragte Trace, die Stationen una deren Zufahrten erläuternden Aus- 
zuges des technischen Berichts befzuschliessen, als Sprengel politischer 
Bezirksbehörden von der projectirten Localbahn berührt werden. 

Insoweit es für die ProjectsprOfiing nothwendig ist, bleibt es der 
Generalinspection der österreichischen Eisenbahnen vorbehalten, bezüglich 
|ener Punkte der Bahn, wo sich Schwierigkeiten ergeben, Querprofile 
(Masstab 1 : 200), und falls das Längenprofil aus einem Coten- oder Schichten- 
plane abgeleitet wurde, auch die letzteren zur Einsicht abzuverlangen. 

. § 8. 

Falls die Veremigung der Siationscommisslon mit der Tracenrevision 
begehrt wird, sind d^ Generalprojecte die Situationspiftne der Stationen 
und Haltestellen (§ 8, Z. 8 der Verordnung vom 8ft. Januar 1879) bei» 
zufügen. 

im Uebrigen gehen für die Tracenrevision und Stationscommtssion 
unter Aufrechthaltung der in den §§ 3 und 10 .der obigen Verordnung 
vom 25. Januar 1879 bezeichneten Aufgaben dieser Commiasionen, statt 
der bisherigen, die hier folgenden Bestimmungen (§§ 10 bis 16). 

§ 10. 

Das Ilandclsmmisterium ordnet über das entsprechend befundene 
Project im Wege der politischen Landesbehörde die commissionelle Amts- 
handlung an und leitet gleichzeitig die im § 7, Absatz II, genannten 
Copien behufs Auflage derselben ZU Jedermanns Einsicht unmittelbar an 
die politischen Bezirksbehörden. 

Die commissionelle Amtshandlung kann an der Trace oder an einem 
geeigneten Orte in der Nähe derselben stattfinden und ist binnen längstens 
vier Wochen nach Einlangen des Auftrages an die Statthalterei durchzu* 
führen. 
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§ 11. 

Die Commission besteht aus einem Vertreter der politischen Lan.^cs- 
behörde als Cor.imissionsleiter, dem Vertreter des Reichskricp'^.ministcriuins, 
Sötern dasselbe aut aie Entsendung eines solchen nicht verzichtet hat, 
einem Vertreter der k. k. Generalinspection der österrekhiscben Eisen- 
bahnen und dem Vertreter der politischen Bezirksbehörde für seinert 
Sprengel. Falls die Trace einen fortificatorischen Rayon berührt, bleibt es 
demReichskriegsmmisterium vorbehalten, für diesen Rayon einen besonderen 
Vertreter zu entsenden. 

Der Landesbehörde ist anheimgestellt, einen mit den Localverhält- 
rd^^^en vertrauten technischen Beamten von Fall zu Fall als Beiratb der 
Commission be zugeben. 

Dem Landesausschusse, den Handelskammern, sowie nach Umstanden 
der Bergbehörde und anderen betheitigten Behörden und Körperschaften, 
desgleichen den Verwaltungen jener bestehenden Bahnen, an welche die 
projectirte Localbahn anschliesst, ist es, insofern die dieselben berühren- 
den Fragen nicht bereits im schriftÜchen Wege ausgetragen erscheinen, 
anheimzustellen, an der coramissionellen Berathung theilzunehmen. 

Der Concessionswerber oder ein Vertreter desselben ist der Commission 
beizugeben. 

Jedem Betheiligten steht frei, bd der Commission zu erscheinen, und 

in Ansehung der Bahnrichtung und der Stationsanlagen, sowie auch in 
Ansehung der Interessen und etwa'gen erworbenen Rechte bestehender 
Transportanstalten seine Einwendungen oder Erinnerungen mündlich oder 
schriftlich vorzubringen. 

§ 12. 

Der Commissionsleiter bestimmt tnnerfialb der im § 10 bezeichneten 

Frist den Tag und Ort des Beginnes der commissionellen Verhandlung 
und hat hiervon die im S 11, Abschnitt I und III, bezeichnetfen Vertreter, 
Behörden und Körperschaften, den Concessionswerber und die politischen 
Bezirksbehörden, deren Sprengel von der projectirten Localbahn berührt 
werden, zu verständigen, sowie gleichzeitig Ober das Stattfinden der 
Commission in der amtlichen Landeszeitung eine Verlautbarung zu ver- 
anlassen, welche für die nicht speciell verständigten Interessenten als 
Einladung zu gelten hat« 

§ 13. 

Die politischen Bezirksbehdrden haben sofort nach Einlangen der 

im § 7 im Absatz 2 bezeichneten Behelfe, deren Auflage unter Verstän- 
digung der von der projectirten Localbalin berührten flemeinden zu ver- 
anlassen, ferner binnen 24 Stunden nach Lmiangen der Verständigung 
seitens des Commissionsleiters (§ 18) Zeit und Ort des Commissionsbe* 
cinnes den Gemeinden mit dem Beifügen bekanntzugeben, dass es jedem 
Betheiligten freisteht, seine alifälligen Einwendungen oder Erinnerungen 
bei der Commission mündlich oder schriftlich vorzubringen. 

Die Vorstehungen der Gemeinden sind dlesbzOglich zur sofortigen 
ortsQblichen Verlautbarung verpflichtet. 

S 14. 

Nach dem Ermessen des Commissionsleiters können die Mitglieder 
der Commission die Trace und die Stationsanlagen an Ort und Stelle 
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besichtigen und daselbst AeuBseniagen der Interessenten protokollarisch 
entgegennehmen. 

Ueber das Commissionsergebniss ist ein Protokoll auflEunehroett» 
welches von dem Commissionsleiter, den anwesenden Commissionsniit- 
gliedern und dem Schriftführer zu unterfertigen ist. 

Das Commisstonsprotokoll hat der Commissionsleiter binnen acht 
Tagen n«ch Scbluss der commissionellen Verhandlungen an das Handels- 
ministerium vorzulegen, 

§ 16* 

Auf Grund des CommissionsprotokoIIes entscheidet flas Handelsmini- 
sterium ober die für die nllffilüpc Aiisführung der I.ocalhaiin massgebende 
Trace, sowie — vorbehalilicli der bumcrzeitigcn acrmitiven Entscheidung 
nach Massgabe des Eisenbahn-Concessionsgesetses — Ober die Bedingungen, 
unter denen die Concesslon erworben werden kann. 

§ 16. 

FOr die ausser dem Falle des abgekürzten Verfahrens (§§ 3—5) 

stattfindende politische Begehung gelten die Erleichterungen der §§ 3 
und 4 der gegenwärtigen Verordnung. 

§ 17. * 

Bei Anordnung der politischen Bcp;ehiing kann das Handelsniinisteriuni 
in von ihm als dringend eraciiteten i-ailen die pohlische Landesbchörde 
ermächtigen, die im § 17, Abssatz II des EnteignungsgesetZM vom 
18. Februar 1878, R. G. El. Nr. 30, sowie im § 17, Absatz III, und § 20 
der Verordnung vom 25. lanuar 1879 dem Handelsministerium vor- 
behaltene Entscheidung in dem i^alle zu irefien, wenn ein mit Siimmen- 
•inhelligkeit gestellter Commtssionsantrag vorliegt. 

§ 18. 

Alle Amtshandlungen in Bezug auf projectirte Localbahnen sind mit 
möglichster Beschleunigung durchzufahren. 

I 19. 

Von den nach § 80 der Verordnung vom 26. Januar 1879 vorzu- 
legenden Behelfen entÄllt das Generallftngenprofil (Z. 1). 

II. Schleppbalinen. 
§ «0. 

Die §1 88—88 der Verordnung vom 96. Januar 1879 werden auf- 
gehoben. 

§ 21. 

Der nach ß ^ de Ministerial Verordnung vom 1, November 1859, 
R. G. ßl. -\r. 2UU, dem Handeisministerium im Einvernehmen mit dem 
Ackerbauministerium vorbehaltenen Baubewilligung unterliegen nur die» 
jenigen Bergwerkseisenbahnen, welche mit gleicher Spurweite in öffentliche 
Bahnen derart einmünden, dass ein Uebergang von Fahrbetriebsmitteln 
stattfinden liann. 
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Bei Anlage sonstiger Hergwerksbahnen, welche aul dem Territorium 
Offimtlicher Eisenbahnen ausmOnden, unterliegen der Genehmigung des 
Handelsministeriums nur die durch die Ausmfindung der Bergwerksbahn 
an der öfl'entlichen Bahn hervorgerufenen baulichen Veränderungen (§ 18 
der Verordnung vom 25. Januar li<lV), 

§ 22. 

Nur för die im § Sl, Abschnitt I, bezeichneten Bergwerksbahnen 
wird der Bcnützungsconsens durch die Generalinspection der österreichi» 
sehen Eisenbahnen ertheilt. 

Bei Einführung des Locomotivbetriebs auf sonstigen oberirdischen 
Bergwerksbahnen bleibt es der politischen Landesbehördc nach Einholung 
des Gutaclitens der Generalinspection der österreichischen Eisenbahnen 
vorbehahen, den Vollzug der vorgeschriebenen Siclierheitsvorkehrungcn 
vor Erörtnung des Locomotivbetriebes zu constatiren und bei entsprechen- 
dem Befunde die BetriebseröfTnung zu gestatten. 

i? 23. 

Auf Schienenwegen, welche zur Bringung der F'or.stp: oductc dienen 
sollen, hnden, soferne bezüglich ihrer Anlage die Voraussetzungen des 
§ 21 eintreten, die Bestimmungen der §§ 81 und 22 Anwendung. 

§ 84. 

Bei Schleppbahnen, welche (sei es im Sinne der §§ 21 — 23 der 
gegenwartigen ^'erordnung, sc! es in l'olge specicller Vorschriften) einer 
Baubewilligung des Hanuelsministeriums bedürlcn, ist nach den im § 18 
der Verordnung vom 25. Januar 1879 für Um- oder Zubauten zu einer 
im Baue oder Betriebe stehenden öffentlichen Bahn gegebenen Vorschriften 
vorzugehen. 

Der Consens zur ErölVnung einer Schleppbahn oder zur Benützung 
einzelner Theile derselben erfolgt wie fOr Erweiterungsbauten auch im 
Betriebe stehender Eisenbahnen (§ 82 der Verordnung vom 26. Januar 1879). 

§ 25. 

Die gegenwartige Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gesetze, be- 
treffend die Zugeständnisse und Begünstigungen f&r Localbahnen, in 
Wirksamkeit. 

Xorb m, p. 
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önuidzüge der Vorschriften fUr den Betrieb auf local- 

bahnen. 

(Seeimd&rlMüuieii, YieinalbabufA v. dergl.) 



Verordnung des k. k. Handelsministers vom 
1. August 1883, Nr. 24932 

an die Verwaltungen der österreichischen Eisenbahnen, 
betreffend die Einführung einheitlicher Grundzüge' 
der Vorschriften für den Betrieb auf Localbahnen 
(Secundärbahneiiy Vicinalbahnen u. dergl. 

Die beifolgenden Gnintlzüge der Vorschriften für den Betrieb auf Local- 
bahnen (Sccundurbahnen, Vicinalbahnen u. dergl.)treten am 1. Januar löä4 
in Wirksamkeil. 

Dem Handelsministerium bleibt es vorbdialten, in einzelnen Fallen, 

wo dies auch in diesen Grundzügen nicht besonders vorgesehen ist, nach 
Bedarf strengere Bestimmungen vorzuschreiben, wie denn auch dermalen 
bestehende strengere Bestimmungen nur über specielle Genehmigung 
ausser Wirksamkeit treten können. Zur Beibehaltung bereits bestehender 
oder zur Erlangung weitergehender Erleichterungen, insbesondere fOr 
Dampftramways, ist gleichfalls eine derartige specielle Genehmigung er- 
forderlich. 

Bis zu dem oberwfthnten Zeitpunkte sind die einschlagigen Dienstes- 

Instructionen mit diesen GrundzOgen in Einklang zu bringen und sind 
daher die erforderlichen Vorlagen rechtzeitig an die k. k, General- 
inspection der österreichischen lusenbahnen zu leiten. 

Wien, am 1. August 1863. 

Plno m. p. 



* Diese Grundzüßc k'innen mit Rücksicht auf die Vcrscliiedenhdt der Anlage und 
der Ausrüstung von Localbalinen allerdings nicht als für i>ainmlliche derlei Bahnen in 
allen ihren Punkten unveränderlich betrachtet werden, doch stellen sie gleichsam einen 
mittleren Durchschnitt dar, auf dessen Basis das bei einer Bahn gebotene „Metir" oder 
bei einer anderen Bahn, insbesondere bei Dampftramway«, zulässige „Weniger** leiclit 
festgestellt werden kann. £a konnten demaemiaa aaeb der Dampftramway von 
Hieizing nach Perchtoldsdorf und der Loealbahn von Schwechat nach Mannersdorf 
bereits eine Reihe noch weitcrgcliender Erl jicliferunsen lUgeatanden v crdcn. !ni 
Hinblicke auf die stetig waclisende Ausdehnung der LocalDahneii >ah sich dab 
Handelsministenuiii auch veranlasst, mannigfache Vereinfachungen für die Vorlage 
der Fahrordiiungsprojccte derselben einzuleiten. Die beim Secundärbeiriebe gewon- 
nenen günstigen Irfahrungen eesialletcn es ferncij, einigen Localbahnslrecken, so ins- 
bctonoere den Böhmischen Commercialbahnen für die Strecke Velelib-Ji£in ,und der 
Oeiterreichischen Localelsenbahn-GesellschafI für die Strecken Kosi'z>Kaufim und 
Ungarisch-Hradisch-Ungarisch-Brod, massige Erhöhungen der Fahrgeschwindigkeit 
zuzugestetien. sowie auch in einzelnen Fällen einen Nacbtverkehr zuzulassen (vergl. 
Jahreab. d. Handelsm. 186S). 
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ABSCHNITT A. 

Verkehrsdienst. 



I. THEIL. 
Allgemeine Bestimmungen. 

Art! k el 1. 
Allgemeine PiUchten des Personals. 

1. Zum executiven Dienst d«rt Niemand verwendet werden, der sich 
nicht vorher über die seine Dienstes Verrichtungen betreffenden Bestim- 
mungen und Vorschrifien genaue Kenntniss verschafft und dieselbe durch 
Pröfung und Probepraxis nachgewiesen hat. 

Jedes Organ des ezecutiven Dienstes ist mit den seinen Obliegen- 
heiten entsprechenden Instructionen» Anleitungen und Vorschriften su be- 
theilen. 

2. Das gesammte Diener- und Arbeiterpersonale muss zeitweise ein- 
gehend über die einschlägigen Vorschriften belehrt und nachgeprüft werden, 
worüber Aufschreibungen zu führen sind 

3. Alle jene Bediensteten, welche bei einer Nachprüfung einen Rück- 
schritt in der ursprünglich documentirten unerlässlichen Befähigung 
beuricunden, sind sofort vom executiven Dienste abzuziehen und l&önnen 
zu demselben erst nach einer neuerlichen, genügend bestandenen Prüfung 

wieder zugelassen werden. 

4. Personen, die wegen Kurzsichtigkeit oder Farbenblindheit zur 
Wahrnehmung der Signale ungeeignet oder die schwerhörig sind, dürfen 
beim executiven Dienste nicht in Verwendung genommen, dem Tninlte 

Ergebene nicht im Dienste belassen werden. 

5. Bei der Diensteintheilung ist unter Beobachtung der diesfalls je- 
weilig gütigen Normen darauf Rücksicht zu nehmen, dass jedem Einzelnen 
die zur Erholung nothwendige dienstfreie Zeit verbleibe. 

ß. Bei der nienstesOberi;abc, respective Uebernahme, welche unter 
allen Umstanden persönlich rrrzunehmcn ist, hat der Uebergebende dem 
Uebernehmenden alle aut die ungestörte Foriseuung des iJieastet» Bezug 
habenden Mittbeilongen mündlich zu machen. 

Bei der Ucbergabe des Platzdienstes von einem Statlonsbcamten an 
den anderen hat überdies der Abzulösende alle aut" die Sicherlieit des 
Verkehrs Einfluss nehmenden, getrotienen oder erst zu trcilenden Dis- 
positionen in klarer, bestimmter Form schriftlich zu notiren. 

7- Die Bahnorgane haben nach Massgabe ihrer Instructionen für die 
Aufrechthaltupg der Betriebssicherheit und Ordnung auf der Bahn und in 
den Bahnhöfen Sorge zu tragen. 
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Uebertreter der Sicherheitsvorschriften, welche den an sie ergangenen 
Mahnungen nicht Folge leisten oder eine die Sicherheit des Betriebes 
störende oder geAhrdende Handlung bereits verQbt haben, sind, falls die 
Hilfe der Sicherheitsorgane nicht sogleich zur Hand ist, womöglich anzu- 
halten und der competenten Behörde zu fibergeben. 

8. Die Bediensteten haben bei der Ausübung des Dienstes die vor- 
gesdiriebenen Abzeichen zu tragen und sich gegenwartig zu halten, dass 
sie mit einem zum Nutzen und Frommen des Publicums bestimmten 
öffentlichen Dienste betraut sind. 

9. Die Bediensteten haben im Dienste die ihnen anvertrauten, der 
Tageszeit entsprechenden, tragbaren Signaimittel bei sich zu fohren, damit 
sie stets im Stande sind, Signale zu geben. * 

Artikel 2. 

Banfitzuag neuer oder umgestalteter Anlagen und Geleise, 

10. Sowohl neuhergestellte Eisenbahnstrecken, als auch jene Theile 
der bereits bestehenden, welche durch Zubau, Umbau oder durch Recon- 
struciion neue oder geänderte Geleiseanlagen und Obiecte erhalten, dürfen 
erst dann bentktzt werden, wenn die hierzu erforderliche Ermächtigung 
ertfaeilt worden ist 

Artikel 8. 
Dienstubren« 

11. 1 Auf jeder Station muss eint Uhr vorhanden sein, nach wdcher 

der Dienst geregelt wird. 

Alle Zugsexpeäienten, sowie die Maschinen- und Zugs/ührer müssen 
jeder im ße^t\e einer gut gehenden Taschenuhr sein und diesetbe im 
Dienste stets bei sich tragen. 

Die Organe des Bahnau/sichtsdienstes, deren Function mit dem 
Zugsverkehre in Verbindung steht^ sollen gleichfalls mit einer Uhr 
versehen sein, 

V2- Alle diese Uhren müssen nach der Bahnzeit gerichtet sein. 

in. Die Rcguh'rung der Stationsuhren erfolpt täglich auf jene 
Weise, welche den Einrichtungen der betretenden Bahn entspricht, 

Artilcel 4. 

Frelhaltung der Bahnbrette. 

]4> Die seitwärts von den Geleisen und zwischen denselben lagernden 
Gegenstände sollen vom Schienenstrange so weit entfernt sein, dass sie 

die sichere Refahrung der Bahn nicht hindern. 

Als äusserste Grenze hat zu igelten, dass die Schotterhaufcn im Innern 
des Geleises wenigstens 0*20 Meter von der Innern Schienenkante ent> 
fernt sein müssen und die OberflAche der Schienen nicht mehr als 

0*08 Meter überragen dürfen, und dass seitwärts von den Geleisen und 
zwischen denselben die Haufen im Sommer w-n'gsiens O'öO, im Winter 
jedoch, um den Schnceptiügen Jreien üurciiyany zu la.ssen, 0 80 Meter 



* Die mit Carsivschrifi gedruckten Stellen enthalten Abweichungen von den 
rund Zügen der Vorschriften für den Verkehndienst auf Ei&enbabnen mit normalem 
Betriebe", 
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von der innera Schienenkanie entfernt zu halten sind. Dieselben können 
dann eine beliebige Höhe errdchen. nur darf die Böschung der Schotter- 
haufen gegen das Geleise nicht steiler als 45 Grade sein. 

Bei Ablagerung von Gegenständen mit verticalen Flächen hat die 
Entfernung von der Innern Schienenkante mindestens 125 Meter 
betragen. ' - 

Artikel 6. 

Bahn- und Babnhofsefnriohtungen und deren Instandtaältang. 

15» Bahn- und Bahnhofseinfriedungen, ebenso %vie Schranken fref 
den Wegübergängen entfallen^ insofeme nicht deren Anbringung in 
Berücksichtigung besonderer localcr \'crhä!t)u's<;e vom fTa)iJc!smiiu'^tennm 
f^efordert n^irJ. Im letzteren Falle ist für die entsprechende Bedienung 
der Schranken Sorge tragen. 

Iß. Wechselsignalkörper, etektrisehe oder optische Telegraphen^ 
sowie durchgehende Streckensignale sind in der Rege! nicht nOthig. 

17. Die Bahn und Bahnhofseinrichtungen, einschliesslich der Signal- 
mittel, müssen stets in erforderlicher Anzahl und in vollkommen dienst- 
fähigem Zustande erhalten, die dazu nöthigen Verbrauchsmaterialien in 
hinreichender Menge gehörigenorts vorr&thig g<AAlten werden. 

18. Alle Wechsel und Geleisekreuzungen» einschliesslich deren Signal- 
körper, sind periodisch einer Revision zu unterziehen und die dabei ent- 
deckten Anstände sofort zu beheben. 

19- Bei gesperrten Wechseln ist der Schlüssel zur Sperrvorrichtung 
stets in der Verwahrung desjenigen Organs zu hahen, ohne dessen Zu- 
stimmung die Umstellung des Wechsels nicht vorgenommen werden darf. 

Artikel 6. 
Beleuchtung. 

20. Die Nachtsignale sind von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang 
und bei eintretender Dunkelheit und in dunklen Tunneln auch bei Tage 
zu gebrauchen. 

Die Signalmitiel auf den Zogen sind stets rechtzeitig, und zwar derart 
zu beleuchten, dass die ZOge ohne Lichtsignale von der Dunkelheit nicht 

überrascht werden können. 

21' Die Züge müssen in der Dunkelheit, daher auch bei der Durch« 
fahrt durch längere Tunnels, auch von innen beleuchtet sein. 



II. THHIL. 

Vorbereitung zum Verkehr der Züge. 

Artikel 7. 

Untersuchung der Wagen* 

22. Jeder Wagen ist vor seiner Verwendung bezüglich seines betriebS' 
sichern Zustanden einer Untersuchung fit unterifiehen. 

23- Die Untrf-iichung beladener Wagen soll sich auch auf die 
Betriebssicherheit der Verladung erstrecken^ soweit diese äusserlich bc 
urtheilt werden kann. 
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24- Jeder Wagen ist ausserdem einer zeitweiligen gründlichen Revision 
(periodischen Revision) zu unterziehen, Wobei die Achsen, Lager und 
Federn abgenommen werden müssen. 

Die Vornahme dieser Revision ist am Wagen selbst ersichtlich zu 
machen. 

25- Neue, aus Fabriken kommende Wagen mQssen vor der lieber- 
nähme zum Transport untersucht und zum beweise, dass es geschehen, 
mit dem Revisionszeichen versehen werden. 

Artikel 8. 

Beladung und Belastung der Wagen. 

26. Bei Beladung der Wagen muss die Last gleichmässig auf die 
Achsen vertheiit werden und darf weder in der Höhe noch in der Breite 
die Grenzen ftberschreiten, welche durch das Normatverladeprofil ge* 
geben sind. 

27- Die Lagerung sfimmtlicher verlaiicner (lüter soll eine feste und 
sichere sein; erforderlichenfalls ist sie durch Anwendung entsprechender 
Befestigungsmitte! zu erzielen. 

28. Für die Beförderung explodirharer Artikel begehen besondert 
Vorschriften (siehe Punkt ISSj. 

2U. Die in einem Wagen zur (''erladung gelangende Fracht soll ihrem 
Gewicht nach in der Regel die angegebne Tragfähigkeit des Wagens 
nicht überschreiten, Ausnahmen davon sind durch specielle Bestimmungen 
zu regeln. 

Artikel 9. 
Fahrordnung. 

30- i^i^ -^"^^ werden eingetheilt in: 

a) Gewöhnliche Züge, welche fahrordnungsgemäss täf^ieh oder an 
bestimmten Tasen der Wache verkehren : 

b) Eiforder}ii<s-f{i^e, welche blas vjch Massgabe des Bedarf:; ein- 
geleitet werden und nach einer im Fahrplan (FahrordnungsbuchJ ent- 
haltenen Fahrordnung verkehren; 

c) Sepävat-{ü^^e, die nach einer im Fahrplan FaJirordnungsbuch) 
nicht enthaltenen Fahrordnung von Fall {u Fall in Verkehr gesetzt 
werden ; 

d) Extrafahrtenj welche in dringenden Fällen ohne Fahrordnung 

stattfinden können. 

31. Die in der allgenieinea Fahrordnung enthaltenen Züge sind mit 
fortlaufenden Ordnungsnummern derart zu versehen, dass die ungeraden 
Zahlen der ZOge in der einen Richtung, die geraden fEkr die Zflge nach 
der entgegengesetzten Richtung angewendet werden. 

Das System der Zut^snumeririing muss aus den Fahrplänen (Fahr- 
ordnungsbüchernj entnehmen sein. 

32. Die nicht in dem allgemeinen Fahrplan enthaltenen ZOge und 
Fahrten können auch ohne Nummer und blos durch eine anderweitige 
Benennung bezeichnet werden. 

33. i/m lur Feststellung der Zugskreu\ungcn, sowohl schon bei der 
Verfassung der Fahrordnung, als auch in Verspätungsfällen einedauemde^ 
klare Grundtage if« gewinnen, muss für die Zöge eine Rangordnung auf- 
gestellt werden, welche anfribt, wie dieselben einander be^glich ihres 
Verkehrs untergeordnet sind. 
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In der Fahrordnung eines jeden Zuges muss der Rang desselben 

ausgesprochen .seiVj. 

ä4. Jede Fahrordnung muss folgende Daten enthalten: 

1, Nummer und Charakter des Zuges; 

2. Rang desselben; 

•? Stationeut welche der Zug berührt, und deren Entfernung von- 

einanäer- 

4. Fahrzeiten von Station j^tt Station; 

5. Ankunft s:{eit in den Stationen; 

6. Au/enthalte; 

7. Abfahrtszeiten aus den Stationen; 
■8. Bezeichnung der Nacktheit, 

Ueberdies muss in den Fahrordnungsbüchern noch ent- 
halten sein, be:(iehungsweise bei Nichtvorhandensein von Fahr- 
ordnungsbüchern dem Bahnpersonale bekanntgegeben werden: 
9. Bei jeder Station oder Strecke Be^dchnung der Züge, mit denen 

der fragliche Zug dort :{usammentrifft; 
10. Angabe der kürzesten Fahrzeit; 

IL summarische Angaben der Fahrieiten und Aufenthalte; 

12, Bemerkungen, betreffend das Zuwarten in Kreu^ungsstationen; 

IS, Bemerkungen bezüglich der Anschlüsse etc.; 

14. Tabelle über die Belastung der Züge; 

15. Tabelle über die Kategorien und Gewichte der Locomotiven, 
Tender und Wagen; 

IS, Tabelle über die Gewichtsansät{c für Personen und jene 
Sachen, welche im Frachtbri^e nicht mit dem Genfichte aus- 

fewiesen sind; 
'abelle über die militärische Benüti^barkeit der Züge, 

35- Bei Kreu:^UHgen müssen die Fahrordnungen jfwischcn der An- 
kunft des einen Zuges und der Abfahrt des Gegenifuges ein Intervall von 
mindestens einer Minute bieten. 

Bin gleiches Intervall muss ^wiscAen den Einfahrts^nten pveier 
Gegen^üge bestehen. 

36- Jede Station tnuss i>on den vollständigen Fahr ordyinn gen sämmt- 
licher fahrplanmässiger Züge, welche daselbst passiren, rechtsseitig in 
Kenntniss gesetzt werden. 

Die Organe des Bahnauf^htsdienstes müssen von der Fahrordnung 
der fahrplanuiässigen Züge rechtzeitig Kenntniss erhalten. 

Jeder Maschinen- und Zugsführer muss die Fahrordnung seines Zuges, 
sonne der fahrplanmässigen Züge, mit denen er ein Vorfahren oder eine 
Kreuzung \u erwarten haben könnte, im Diensie mit sieh führen, 

Artikel 10. 
Verschubdienst. 

ST- Bei Verschiebungen, mögen dieselben durch Menschenicr&fte, mit 
Zugthieren oder mit Locomotiven bewirlct werden, ist darüber zu wachen, 
dass weder die Sicherheit des Verkehrs, noch die persönliche Sicherheit 
der Bediensteten oder dritter Personen gefährdet werde. 

38> Bei Verschiebungen durch Menschenkrfll^e dürfen die Wagen- 
scbieber niemals zwischen den Wagen oder auf den Schienen gehen, 
sondern müssen die zu verschiebenden Fabrbetriebsmittel von der Sdte 
oder an den Ecken fassen. 
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Bei jeder solchen Verschiebung muss wenigstens Ein dabei bethei- 
ligler Arbeiter in der Lage sein, das zu befabrende Geleite genügend weit 
zu Obersehen, um Unfälle zu verboten, und sind im Aligse meinen bei den 
Handverschiebungen auch alle jene Sicherheitsvorschriften tu beobachten, 
welche für das Verschieben mittelst Locomotiven gelten. 

39* Sind Wagen ohne Bremsen durch Menschenkräfte zu verschieben, 
«o haben die Wagenschieber geeignete Mittel mit sich xu fikhren, damit 
sie die in Bewegung befindlichen Falirbetiiebsmittel nöthigenfiiUs sogleich 
anhalten können. 

40* Bei Verschiebungen, welche durch Zugthiere ausgeführt werden, 
muss die Zugkette mindestens S*60 Meter lang sein. 

Das Zugthier soll womöglich immer ausserlialb des Geleises und 
stets mit der Hand am Zügel geführt werden. 

41* Bei solchen Verschiebungen muss ausser dem Lenker noch ein 
Individuum ztir Hand sein, welches die In Bewegung befindlichen Wagen 
durch geeignete Mittel zum Stillstande bringen kann. 

42. Bei Verschiebungen mit Locomotiven darf die Fahrgeschwindig- 
keit, wenn die Maschine in der Richtung der Bewegung an der Spitze der 
zu verschiebenden Fahrbetriebsmittel sich befindet, höchstens 15 Kilometer 

Sro Smnde ; wenn hingegen die Maschine die Wagen zu schieben ha^ 
öchstens 10 Kilometer pro Stunde betragen. 

43- Keinerlei Verschiebung darf ohne Anordnung eines leitenden 
Organs vorgenommen werden. 

Vor Anordnung jeder Bewegung muss sich das die Verscliiebung 
leitende Organ Oberzeugen, dass weder an den Fahrbetriebsmilteln selber, 
noch in der Richtung, rnch welcher gefahren wird, ein Hinderniss vor- 
handen ist Uder leictit entstehen kann. 

Mit besonderer Aufmerksamkeit aber ist darauf zu sehen, dass sich 
Niemand zwischen, unter oder hinter den Fahrbetriebsmitteln befinde. 

Etwa am Platze anwesende, dem Dienste fremde Personen sind 
genau zu überwachen. 

44. Der MaschinenfOhrer hat, bevor er die Locomotive in Bewegung 
setzt, stets das Achtungssignal zu geben. 

45. Bei Verschiebung von mit Personen besetzten Wagen müssen 
die Wagenthüren geschlossen bleiben. 

46. Wenn durch eine Maschine Wagen geschoben werden, so muss 
denselben ein mit den nöthigen Signalmitteln ausgerOsteter Bediensteter 
•a genügender Entfernung vorausgehen. 

Unter besonders günstigen Umständen jedoch, wenn namentlich vom 
ersten Wagen aus das ganze zu befabrende Geleise und dessen Umgebung 
gut übersehen werden kann, genügt es, dass auf diesem Wageii ein Ver- 
sebieber postirt sei. 

47. Zur Kupplung der Wagen dürfen nur besonders geschulte und 
gewandte Personen verwendet werden. 

48* Oer die Verschiebung leitende Bedienstete hat seinen Standpunkt 
derart zu wählen, dass er womöglich das Ein- und Auskuppeln sehen und 
überwachen kann. 

49. Wahrend der Wagenverschiebung müssen sAmmtliche Wechsel 
stets so gestellt sein, dass weder eine Entgleisung, noch ein Zusammen- 
StOSS möglich werde. 

Solche Wechsel, für welche eine normale Stellung bestimmt ist, 
.sollen, wenn sie beim Versdiieben in eine andere Stellung gebracht werden, 
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nach Beendigung der Verschiebung über dieselben in ihre normale Lage 
zurückgestellt werden. 

50* Bei jenen Verschiebungen, welche mit Mascbtoen ausgefQhrt 

werden, sind die hiefOr bestimmten Signale anzmvenden, und zwar derart, 
das<> sie für den Locomotivfohrer entweder dtrect oder durch Fortpflanzung 
deutlich und zweifellos wahrnehmbar sind. 

51. Sind bei Verxhiehungen Wegäberset^ungen mit Schranken j^u 
befahre)!, xo muss vorher da% Schlia^scu der Schranken abi^ervartet werden. 

X'erschicbungcn über die Weiiübersetzungcn sind übrigens thunlichst 
zu vermeiden, und wenn sie durch längere ZcrL dennoch nöthig sein 
sollten, so hat man selbe in solchen Perioden zu unterbrechen, dass das 
Passiren auf dem Wege nicht lange gestört werde. 

52. Wagen, die mit Reisenden besetzt sind, sowie Wagen, in welchen 
sich manipulirende Posibedienstete befinden, dürfen nicht mittelst Rolien- 
lassens verschoben werden. 

53' Beim Erwarten eines Zuges sollen die Verschiebungen auf den 
Yon demselben zu befahrenden Geleisen mindestens 10 Minuten vor dessen 
Anliunft eingestellt werden, damit die Ein-, beziehungsweise Durchfahrt 
des erwarteten Zuges ungehindert geschehen IcOnne. 

54- Die in den Stationen oder auf Zweiggeleisen stehenden Wagen 
müssen mindestens in Gruppen aneinander gekuppelt und permanent 
gegen das Entrollen entsprechend gesichert sein. 

Erhöhte Vorsichten sind in diesor Beziehung bei Beginn eines 
Sturmes oder Herannahen einn Gewitters und auf Bahnhöfen, welche 
Gefölle enthalten oder an solche grenzen, jederzeit zu beobachten. 

Artikel 11. 
Zusammenstellung der Züge. 

55. Die Züge sollen derart zusammengestellt sein, dass, so weit es 
die übrigen Erfordernisse des Dienstes gestalten, die schweren Wagen 
vor den leichten zu stehen kommen, dass die Puffer zweier zusammen- 
gekuppelter Wagen ihrer Höhe nie mehr 8 Centimeter difTeriren, 
und dass die Berührung zweier Bremshütteln oder Brcmsplatttormen auch 
bei der grössimöglichsten Zusammendrückung der Puller nie eintreten könne. 

56. Die Zugsmaschine soll sich in der Regel an der Spitze des 
Zuges befinden und kann sowohl in normaler als auch in verkehrter 
SteliuHi; verwendet werden. 

57. yon der Anordnung, dass die Locomotive sich an der Spitj^e 
des Zuges befinde^ darf nur abgewichen werden: 

a) Bei Verschiebungen auf den Bahnh^en; 

b) beim Sachschieben über örtliche Steigungen; 

c) bei Hilfs- und Probefahrten; 

d) bei Zügen, welche von der Stredee ifurückfahren müssen, ohne 
eine Anlage erreichen, welche die Umstellung der Maschine ermöglicht. 

58- Zur Beförderung eines jeden Zuges soll in der Regel nur Eine 
Maschine verwendet werden. 

Ausnahmen Itönnen jedoch stattfinden: 
aj Bei örtlichen Steigungen; 

b) bei schlechter Witterung oder momentan ungenOgender Leistungs- 
fähigkeit der Maschine; 

c) bei Hilfsfahrten. 
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5y. Wenn zwei Maschinen ihäilg ijnd, so hat lier Fuliici der an 
der Spitze des Zuges befindlichen ersten Maschine den Gsng zu regeln 

und die erforderlich werdenden Signale zu geben. 

60' Zur ForischalFung eines Zuges Ober locaie Steigungen ist es 
ausnahmsweise zulässig, zwei Maschinen zum Ziehen und eine zum Schieben 
zu nehmen. 

Mehr als zwei Zuüsmaschinen und eine Nachschubmaschine bei dem- 
selben Zuge wirken zu lassen, ist jedoch unter allen Umständen verboten. 

61* Die Einschaltung eines Sicherheitswagens :iwischen aschine, 
beziehungsweise Tender und dem ersten mit Reisenden besetzen Wagen 
ist bei Personen:{ügenf welche mit keiner f^rösseren Maximal geschwindigkeit 
als 25 Kilometer pro Zcitstunde verkehren, nicht erforderlich: a) Auf 
Bahnen mit Neigungen bis inclusive 10 Promille, wenn der Zug aus nicht 
mehr als 12 Achsen besieht; bj bei grösseren Neigungen, wenn der Zug 
aus nickt mehr als S Achsen besUht. 

Weitercehcnde Fr leicht er ungen unterliegen der ^eciellen Genehmi- 
gung der (jener aLinsjpection. 

G'i- Es ist nicht nöthig, dass auf dem ersten hinter der Locomothe 
befindlichen Wagen ein Zugbegleiter postirt ist, wenn sich dieser mit dem 
Locomotivführer mittelst einer entsprechenden Vorrichtung verständigen 
kann, 

63. Der let:{te Wagen eines jeden Zuges soll in der Regel ein mit 
einem Zugbegleiter besetzter Bremswagen sein. 

üeberdies mu-^ er Ale n^thigen Vorrichtungen zum Anbringen der 
vorgeschriebenen >ignaliuittel tragen. 

64. Es ist Jedoch gestattet, hinter dem letzten Bremswagen einen 
Wagen ohne Bremse laufen :(u lassen^ wenn derselbe bei Nachtverkehr mit 
dem entsprechenden Sii^nale verschen ist fliehe Abschnitt C, Punkt 32), 

Weitergehende Erleichterungen unterliegen der specielUn Genehmi- 
gung der Generalinspection. 

65> /n gemischten Zügen und Gäter^iitgen mit Personenbeförderung 
sollen sich die :{um Personentransport bestimmten Wagen womöglich 
in der pveiten Hälfte de^ Zus^e^ befinden, dürfen aber keine^alls Mit- 
mittelbar hinter der Maschine eingereiht werden. 

Eine Verschiebung mit den Personenwagen in den Unterwegsstationen 
ist thunlichst zu vermeiden. 

6f>. Die Ein reihung von Wagen mit Schalengussrädem unterliegt 
keiner Beschränkung. 

67. Die feuergefährlichen Stoße, dann die ät^^enden Flüssigkeiten 
können }(war in Zügen mit Personenbeförderung transportirt werden, 
jedoch müssen die Wa{^en,^in welchen dieselben verladen sind, stets hinter 
den fwm Personentransport dienenden Wagen eingestellt werden, und 
!^war thunlichst gegen das Ende des Zuges. 

GS- lMnghol!{, welches vermöge seiner Länge nicht auf einen Wagen 
verladen werden kann, darf vor dem Personenwagen dann gereiht werden, 
wenn die damit beladenen Wagen direct gekuppelt sind. Zur Trennung 
der Personenwagen von den Langhol\wagen genügt ein Zwischenwagen, 
der entweder ein f^edeckter oder ein solcher offener Wagen sein muss, 
dessen Bordwände oder die Ladung höher reichen als das Langhol^. 

liSI. Bezüglich der Einreihung von Wagen, welche mit anderen langen, 
Ober mehr als Einen Wagen reichenden Gegenständen beladen sind, gelten 
die gleichen Regeln wie fbr Langbolz. 
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70. Offene Güterwagen, A-.elchc mit Equipngc beladen sind, und 
Pferdewagenj wenn sie vermöge ihrer leichten Lunstruction an der Spitze 
des Zuges nicht eingereiht werden k6nnea, sind bei Personensttgen am 
Ende derselben anzuhängen und bei GQterzOgen wie andere leichte Wagen 
zu behandeln. W&brend der Fahrt darf Niemand in den Equipagen ver- 
bleiben. 

71. Die mit einem Zuge zu beitOrdernden Loeomotlven sind in der 
Regel unmittelbar hinter der Zugmaschine einzureihen. 

Die Signalleine muss von der vordersten Maschine bis ^um ersten Brems- 
posten reichen, wenn sich nicht der daselbst postirte Zugsbegleiter mittelst 
einer anderen Vorriehiung dem Masdiine^ükrer verständtich machen kann, 

72- Kalte Maschinen mOssen wtlirend der ganzen Dauer ihres Trans* 
portes begleitet sein. 

73* Ein Schneepflug, der nicht ^ur Freimachung der Bahn dienen 
tolt, ist hinter dem Signalwagen an:{uhängen und vor:iugsweise mit einem 
bei Tage verkehrenden Zug :iu befördern. 

Von der Beigabe desselben ist das betreffende Stations- und Strecken- 
personal rechtzeitig zu verständigen, damit die Einfahrt der ZOge auf ein 
die unbehinderte Passirung des Schneepflugs gestattendes Geleise und die 
Beseitigung der allenfalls auf den Strecicen vorhandenen Hindernisse ver- 
anlasst werden Icönnen. 



74* Jn jedem Zuge müssen ausser der Tenderbremse noch wenigstens 

so viele gut -wirkende Bremsen vorhanden sein, dass 

auf hori:{ontaler Bahn und geringen Steigungen bis einschliesslich 

$ Promille Via 

auf grös^ren Steigungen als 2 Promille bis einschliesslich S Promille V,q 
auf grösseren Steigungen als ProniiHc bis einschliesslich 5 Promille Yg 
auf grösseren Steigungen als 5 Promille bis einschliesslich W Promille Yt 
auf grösseren Steigungen als 10 Promille bis einschliesslich 12' 5 Promille Yg 
ai^ grösseren Steigungen als 19'S Promille bis einschliesslich 17 Promille V» 
auf grösseren Steigungen als 17 Promille bis einschliesslich 25 Promille ^'4 
auf grösseren Steigungen als 2.^ Promille bis einschliesslich 33 Promille Ya 
der Bruttolast des Zuges auf gebremsten Achsen ruht. 

Bei grösseren Steigungen als SS Promille muss jedes Räderpaar 
bremsbar sein. 

Bei besonderen an den Locomotiven angebrachten Vorrichtungen 
|ttm Bremsen ist eine Modißcation der vorstehenden Bremsscaia :{uiassig, 
wwrüber jedoch der Generalinspection die Entscheidung :{usteht, 

75. Befinden sich bei einem Zuge kalte Maschinen sammt Tendern, 
so ist deren Gewicht bei Ermittlung der zu bremsenden Last nicht in 
Betracht zu ziehen 

76. Bei Vergleichung des zu bremsenden Brutto mit dem Brutto der 
mit Bremsern zu besetzenden Wagen Itönnen 3000 Kilogramm unberOck- 
sichtigt bleiben. 

77* Es sollen so viel als möglich die Bremswagen in gleicher Ent- 
fernung im Zuge und, wenn dies nicht disrchittlirbar ist, mehr nach rück- 
wärts eingereiht sein. 

Die von einem ßremspostcn etwa gegebenen optischen Signale sollen 
vom Nachbarposten wahrnehmbar sein. 



Artikel 12. 
AnzaM und VerthaUimg der Bremswagen. 
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78- Bremswagen, welche Stehplateaux ohne Schutzgeländer haben 
oder mit feuergefahrlichen GQtern beladen sind, dOrfen aie mit Bremsern 
betetst werdenr. 

Artikel 13. 

Kupplung der Wagen. 

79. Bei Wägen mit Schrauhenkuppetn können die Nothketten ent' 
fallen, 

Artikel U. 

Anzahl der Achsen und Belaatung der Zfige. 

80* Die grösste zulässige Achsenan^ahl bei den Zügen auf den ein- 
zelnen Strecken wird von der Gencralin^ction festgesetit und ist in 
den Belastungstabellen vorzuschreiben. 

Artikel 15. 

Beförderung von Personen mit GfiterzOgen. 

81. Die Beförderung von Personen mit gewöhnlichen GOterzUgen, 
welche nicht fahrordnuagsmiseig den Personenverkehr vermitteln, ist nur 

nu^nnhmsweise gestatter, und t^xvir dürfen mit solchen 7f:gen ausser den 
hierzu befugten, im Dienste entsendeten Organen der Generalinspection 
und der Bahnverwaltung nur befördert werden: 
1. Militdrtransporte; 

1'. Begleiter von Leichen, lebendem Vieh, oder als Frachtgut auf 
eigenen Ri\dern laufenden fremden Eisenbahn-Fahrbetriebsmitteln; 
o. ötaatstelegraphen- Aufsichtsorgane; 
4. Sicherheitsorgane im Dienst; 

6. Finanzwache und Abgeordnete Jer Finanzbchdrden; 
6. Feuerwehrmannschaü bei Hilleleislungen. 

Hinsichtlich der Unterbringung der angeführten Personen gelten 
folgende Bestimmungen: 

Ad 1. Die Militärtransporte sind im Sinne der Vorschriften fOr den Militar- 
trfinsrort auf Kisenbahnen entweder in Personen- oder in eingerich- 
teicn Lastwagen unterzubringen. 

Ad 2. Die Begleiter von Leichen, lebendem Vieh oder als Frachtgut auf 
eigenen Rädern laufenden fremden Eisenbahn-Fahrbetriebsmitteln 
mCisscn, insofern ^cl'-^c nicht irn Leichenwagen, beziehungsweise im 
Wagen bei den i Increu oacr auf den zu begleitenden Fährbetriebs- 
mittein untergebracht werden kOnnen, in Personen-, oder in ein* 
' gerichteten Last- oder Iceren Kastenwagen befördert werden. 

Ad 3. Staaistelegr ^r':enaulseher haben in der Regel nicht besetzte Bremser- 
plätze einzunclimen. 

Die BenOtzung der Conducteurwagen ist den Staatstelegraphen- 
Aufsicbtsbeamten jederzeit, den Staat^^telegraphenaufsehern dagegen 
nur im Fa!h- ^-osser Kalte oder ungünsiiger Witterung» oder wenn 
kein Bremssitz Irei ist, gestattet. 

Ad 4 und S. Die :(ttr BenÜt:{ung der Lastzüge befugten SickerheitS'' oder 
Finan^organe können im Conducteurwagen Plat:{ nehmen, wenn 
beim Zuge kein Personen- oder eingerichteter Mannschaftswagen 
oder kein leerer Kastenwagen jjwr Unterbringung derselben vor- 
handen ist, 

9* 
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Ad 6. Die 2ur Beförderung der Feuerwehrmannschaft zu verwendenden 
Personen- oder Kastenwagen sind so eintttreihen, wie es die ftll> 
ge in eine Regel ffir die Einreihung der Personenwagen in die ge- 
mischten ZO£;e vorschreibt. 

In den Stundenpässen Änd jedesmal die Personen namhaft zu 
machen, welche von dem obigen Rechte, Lastzüge zu benützen, 
Gebrauch gemacht haben und hierbei die bezüglichen Streclcen und 
der von jedem eingenommene Platz ersichtlich zu machen. 

Artikel 16. 

Ausrüstung der Züge mit Signal- und Hilfsmittelo, 

82. Bei Jedem Zuge müssen die Signalmittel porkanäen sein, welche 
fit den Signalen an demselben und jfitm Geben der Signale seitens der 
Zugtcf:lc!ter erforderlieh sind. 

Von der Beigabe eines Rettun^skastens bei den Zügen mit Personen' 
b^Merung kann nur mit specieller Zustimmung des Handelsministeriums 
abgesehen werden. 



Avlsiruiig des Personals über den Verkehr der Züge. 

88. Die verkehrenden i^cwühnlichen Züge werden dem Personale 
ein- für allemal als solche avisirt, die Erfnracrniss:{üge, Separat:{üge und 
Extrc^ahrten dagegen entweder für eine bestimmte Zeit oder von Fall 
FalL 

Nachdem Extrafahrten auch ohne Avisirung des Personals vor^ 

genommen werden köuuor, sn dürfen solche Fahrten nur mit bcfiondcrer 
\'orsicht unternommen werden. Hierauf ist das Zugspersonale besonders 
aufmerksam :[u machen. 

Die Avisirung der Stationen erfolgt in der Regel schriftlich. 

S4- nie Av*'-:'":ni; durch Signale an den Zogen erfolgt in Gemass- 
ht'it der Si£;r.nl'"^r>; nung und ist dazu in der Regel derjenice Zug zu be- 
nuueu, wcicucr uuniiuelbar vor dem zu avisirenden Zuge die Strecke in 
gleicher Ridltaog "passirt. 

85- Das Unterbleiben der ein- für allemal, sowie der von Fall :{u 
Fall avisirten Züge muss den Stationen und dem Per^nale bekannt- 
gegeben werden, welche den Zug j^u erwarten hätten. 

86. Bei Reparatursarbeiten am Unter- und Oberbaue und im All- 
gemeinen bei entstehenden Hindernissen auf der Bahn, z. B. Erdab- 
rutschungen, Stehenbleiben von Wagen u. s. w.. sind die Halte- und 
Langsamiahrsignale stets derart abzugeben, als ob ein Zug zu erwarten 
w&re (stehe Artikel 9, Punkt BOd). 



87- t-s üarf weder ein Zug verkehren, noch mit einer Locomotivc 
eine Fahrt unternommen werden» ohne dass hierbei ein Stundenpass, 



III. THEIL. 



Ausführung des Verkehrs. 



Artikel 17. 



Artikel 18. 
Begleitdocumente der Züge. 
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welcher eine Darstellung der tfaatsftclilichen Ausfttbrung des Verkehrs mit 

allen Abweichungen von der Fahrordnung und die Angabe aller Ereignisse 
während der Fahrt enthält, von den hierzu berufenen Organen vom Ab- 
fahrts- bis zum Bestimmungsort deutlich und wahrheitsgetreu geführt wurde. 

88* Der Stundenpass bat die genaue Bezeichnung des Zuges, auf 
welchen er Bezug hat, der Verkehrsstrecke, der Verkehrszeit, die Namen 
der Begleiter, die Bezeichnung der Maschinen, Tender und Scbneepflüge 
zu enthalten, ferner die Namen der Stationen, welche der Zug passirt, die 
Ankunfis-, Aufenthalts- und Abfahrtszeiten daselbst und die Fahrzeiten von 
Station zu Station, die Anzahl der Wagen und der Achsen, die Netto-, 
Tara- tind Bruttobelastung des Zuges, die Bezeichnung der Züge, mit 
welchen derselbe zusammentraf, die Angabe der Witterungsverhälinisse, 
der Ursachen etwaiger Verspätungen und alle sonstigen den Verkehr des 
Zuges betreffenden Krelgnisse. 

89 l^ie Wagenbelastungsausweise bilden eine Beilage zu den Stunden- 
pässen, aus welcher die Gattung sowie die Art und Grösse der Belastung 
jedes einzelnen Fahrzeuges zu entnehmen sein muss. 

ArtiJ&el Id. 

Zugsbegleitung, Berechtigung xar Fahrt auf der Locomotlve. 

90* Zur Bedienung der Loa>motive durch den Führer allein ist die 

Genehmigung der (icncralin^pcction einzuholen. 

91. Jedem Zuge müssen mindestens so viele Begleiter beigegeben 
werden, als zur iiedienung der laut Artikel 12 eriorderlicheu Anzahl 
Bremsen nöthig sind. 

1)2. Es ist :(ulässig, den Güter:^ügen nur einen Zugsbegleiter bci^u-' 
geben, wenn die Belastung des Zuges nach dem Bremsennormale nicht 
mehr besetzte ßremsposten erfordert. 

Bei Personenzügen und bei jenen gemischten Zügen^ in welchen die 
Personenwagen am Schlüsse eingereiht sind, ist die Beigabe nur Eines 
Zugsbegleiters in jenen Fällen jjuW^sf i^^, wo eine Communication \t»isch€n 
dem ersten und dem letiten Personenwagen möglich ist. 

Dieser Zugsbegleiter hat seinen Posten auf dem letzten Bremswagen 
{II nehmen (siehe auch Punkt 63), 

93. Diejenigen Strecken, in welchen wegen zu nahe'^tehender Ob- 
jecte das Verweilen auf den Lautbrettern, das Beiseiteneigen oder das 
Aufstehen auf Bremssitzen gefthrlich ist, sind den Zugsbegleitem durch 
ein eigenes Verzetchniss bekanntzugeben. 

94- Auf der Locomotlve darf, ausser den durch ihren Dienst dazu 
berufenen Organen der Bahn und cUr Generalinspection, ohne Erlaubniss 
Niemand mitfahren. 

Ueberdies ist darauf zu achten, dass auf den Maschinen und Tendern 
nicht mehr Personen Platz nehmen, als mit Rücksieht auf die Erforder- 
nisse des Dienstes und die Sicherheit dieser Personen selbst zulässig ist. 

Artikel 20. 
Fahrgeschwindigkeit. 

95- Die zulässige Maximalgeschwindigkeit wird für jede eim^elne 
Localbahn (Secundärbahn, Vicinatbahnj durch das Handetsmimsterium 
/estgesebft* 
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96. Bei geschobenen Zügen, ä, h, bei Zügen, an deren Spitze tieh 

keine ^{iehcnde und an deren Ende sich die schiebende Maschine befindet, 
darf auf der currenicn Bahn mit keiner grösseren Geschwindigkeit, als 
mit 15 Kilometer pro Stunde gefahren werden. 

Vor nicht mit Schranken abgeschlossenen WegüberHt:(ungen, wo die 
Aussicht behindert ist, muss eine derartige Geschwindigkeit eingehalten 
werden, dass der Zug auf eine Distan\ von 100 Meter :[um Stillstand 
gebracht werden kann, 

Artikel Sl. 
Zeiträume für das Nachfolgen der Züge. 

97- Wenn mehrere Züge nachelnar, lur von Einer Station nach der- 
selbeu Richtung abiahren, dart ein Zug eiuem vorausgegangenen, lang- 
samer oder gleich schnell fahrenden Zug erst 10 Minuten, einem schneller 
fahrenden aber schon fi Minuten nach dessen Abfahrt folgen. Ausserdem 
ist beim Ablassen der Züge hintere'nander nnch der Bedingung zu ent- 
sprechen, dass das Eintreilen derselben la der nächsten Station in einem 
Intenralle von mindestens 6 Minuten stattfinde. 

Für den vorausgehenden Zug ist stets die regelmässige Fahrzeit, für 
den nachfolgenden die regelmassi!:;e, in Verspfftungsfällen aber die kürzeste 
Fahrzeit als Grundia^'c der Berechnung anzunehmen. 

98* Ausnahmswdse ist auch ein froheres Ablassen des folgenden 
Zuges, als es die vorstehenden Bestimmungen erlauben, gestattet, wenn 
telecraph'sche Nachricht eingelangt ist, dass der vorhergehende Zug bereits 
in der nächsten btahon eingetroffen ist. 

99. Wenn ein Zug einem zum Freimachen der Bahn vorangegangenen 
Schneepflug folgen soll und zu befürchten ist, dass die freigemachte 
Strecke vor Pfissirung des Zuges wieder unfahrbar werde, so sind die 
angegebenen Intervalle nicht geltend, sondern kann ein früheres Nach- 
fahren des Zuges hinter dem Schneepfluge eintreten, wobei jedoch die 
Sicherheitsvorschriften in erhöhtem Masse zu beachten sind. 



Artikel S8. 

Bedienung der Wechsel. 

100- Unbewachte Wech^ in der currenten Balm sind mit S^err^ 

Vorrichtungen :{u versehen, 

101* Für die gewöhnlichen ZOge sind die Geleise, auf welchen die 
Einfahrt stattfinden soll, ein- für allemal bestimmt. 

Tcdc gegen diese allgemeine Bestimmung nothwendig werdende Aus- 
nahme ist den Weichenwächtern klar und prAcise auf sichere Art durch 
den hierzu Berufenen mitzutheilen. 

102- öie Wechsel sind den vorzunehmenden Zugsbewegungen ent- 
sprechend und derart zu handhaben, das'^ der Ansrhlu^s der Spitz- an 
die Stockschiene, insbesondere bei Fahrten gegen die Spitze, ein v6U- 
kommener sei. 

103* Vor jeder Ein- oder Ausfahrt eines Zuges hat der diensthabende 

Beamte oder ein specielles Aufsichtsorgan sich persönlich von der rich- 
tigen Stellung der zu passirenden Wechsel unbedingt zu überzeugen. 



Digitized by Google 



Anhaiig. 



186 



Artikel 88. 

BeBtimmungen über das B«ftthreii der WeehseL 

101. In den Stationen and auf der Strecke dürfen Wechsel gegen die 
Spitze im Allgemeinen nur mit gemässigter Geschwindigkeit befahren 

werden. 

Artikel 24. 

Deckung der Stationen. 

105« ^st die Einfahrt eines Zuges in eine Station nicht i^ulässig, so 
ist derselbe durch Haltsignale in angemessener Entfernung {um Still- 
stand bringen, 

Artikel 25. 

Ankunft und Aufenthalt der Züge in den Stationen. 

106 Erscheint es nothwendig, die Einfahrt eines Zuges mit beson- 
derer Vorsicht volUiehen zu lassen, so ist der Zug noch vor der Statio^ 
anzuhalten und dem Zugs^ und Mascliineniükhrer *die diesftUige Weisung 
xa ertheilen. 

107« Das Anhalten eines Zuges in einer Station soll in der Regel 
derart erfolgen, dass durch denselben nicht die Ein- oder Ausfahrt ver- 
stellt werde, 

- 108> In Stationen, welche im Gefälle oder in der Steigung liegen, 
mCMsen nach dem Anhalten des Zuges die Bremsen angezogen sein. 

Der Signalwagen aber muss während des Aufenthaltes in allen 
Stationen gebremst sein. 

109. Das Aus- und Einsteigen der Reisenden soll nur nach erfolgtem 
Stillstand des Zuges erfolgen. 

Artikel 26. 
Hxpedition der Züge. 

110> Zugs- und Maschinenführer eines jeden Zuges müssen von den 
Stationen über die eingeleiteten nicht gewöhnlichen ZOge, Ober die in Folge 
von Verspätungen vorgenommenen Verlegungen der Kreuzungen ihres 
Zuges mit anderen Zügen, Ober den Gang derjenigen Züge, 'A-clche die 
Station kurz vorher verlassen haben oder bald nachfolgen werden, howie 
Ober eine etwa bekanntgegebene Aenderung der Einfahrt in einer iol' 
genden Station genau unterrichtet werden. 

III. Die Abfahrt eines Zuges von einer Station, beziehungsweise die 
Durchfahrt eines ohne Aufenthalt passirenden Zuges darf nie früher er- 
folgen, als zu der in der Fahrordnung festgesetzten Abfahrtszeit. 

112- Das ^gnat, dass der Zug ;[ur Abfahrt bereit ist, wird mit 
einer Glocke gegeben; hierauf giebt der Zugführer, nachdem er den 
beim Signalmanne beginnenden und der Reihenfolge nach von sämmtlichen 
Zugsbegleitern wiederholten Ruf „Fertig" vernommen hat, das Abfahrts- 
signal, und sodann der Maschinenföhrer mit der Dampf pfeife das Zeichen, 
dass er die Locomotive in Gang seti^e» 

113. Dem Signal, dass der Zug ^wr Abfahrt bereit ist, muss bei 
Zügen mit Personenbeförderung das Signal „Einsteigen", und ^war in 
einem nie mehr als 6 Minuten betragenden Zeiträume, vorausgehen* 
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Ist der Aufenthalt des Zuges mit 5 Minuten oder kürzer be- 
stimmt, so ist das Signal „Einsteigen"^ sobald der Zug sichtbar wirdy 
:(u geben. 

114. Das Sii^nal, da^s der 7.u^ :{ur Abfahrt bereit is/, kann auch 
durch das /.ugspersonalc f:ei;eben werden. 

] 15. Kin Dui cbtiihren der ZOge durch Stationen und Haltestellen, m 
welchen laut Fahrordnung ein Aufenthalt vorgeschrieben ist, darf unter 
keinerlei Umstanden stattfinden. 

IIG. f'.in Separat^uff, der in keiner \\'ei$c avisirt werden konnte, 
darf, wenn durch die Witterungsverhditnisse die Fernsicht gestört ist, 
oder wenn ungünstige Umstände den sicheren Gang des Zuges in Frage 
stellen, nicht in Verkehr gesetzt wejrden* 



117. J.eder Zugsb^leiter^ dem die Bedienung einer Bremse zuge- 
wiesen ist, hat stets in der Nähe derselben sein, um den etwa gegebenen 
Sis:nalen unverzüglich entsprechen jf« können. Bei Züge» mit Personen- 
beförderung ist dem mit der Billetmanipulation betrauten Zut^sbegleiter 
für die Zeit dieser Manipulation die Entfernung von der Bremse gestattet. 

118. Jeder Zugsbegleiter hat»das ihm laut Artikel 19, Punkt 93, ein- 
zuhändigende Verxeichniss im Dienste mit sich 2U fahren und auf Grund 
desselben seine persönliche Sicherheit zu v/^i^ren. 

119. Falls ein Zugsbegleiter ein Signal geben will, so hat er, wenn 
ihm eine Zugleine zur Verlügung steht, vor Allem dieses Mittel zur An- 
wendung zu bringen und dann das betreffende Signal zu geben» 

Fehlt oder versagt die Zugleine, so ist das Signal mit einem andern 
Signalmittel zu geben und den übrigen Zugsbep'eitern fortzupflanzen. 

120. Vor den Abpveii^uiigen haben die Masciiinenj uhrer das Achtungs- 
sign^ ertönen jf» lassen» 

121- Bei der A)indherung an eine Station haben das Maschinen- 
und Zugsbegleitun^spersonale, insbeso)idere aber der J rcnmotivführer und 
Zugsführer, ihre Aufmerksamkeit hauptsächlich auf aiienjaiis von der 
Station gegebene Signale richten tmd ist vor der Einfährt in die Station 
in allen Fällen das Achtungssignal mit der Dampfpfeife ^u geben. 

122. Das Anhalten der Züge an im Voraus bestimmten Punkten 
auf der Strecke ^um Zwecke des Ein- und Aussteigens von Reisenden und 
der Aufnahme, respeetive Abgabe von Gepäck ist gestattet. 

Ebenso können cin-is-lne Wagen auf der Strecke behufs Ent- oder 
Beladung unter Beobachtung der erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen 
:iurückgelassen und mit dem nächsten Zuge bis lur nächsten Station 
gescht^bm werden. 

123* Bei Wahrnehmung des Signals „Verbot der Eit\fahrt'* sind 
auf dem Zuge alle geeigneten Mittel anzuwenden, um denselben noch vor 
dem Signal jfum Stillstand bringen, in welchem der Zug so lange 
3[tt verharren hat, his das Signal „Freie Fahrt** erscheint, oder in anderer 
unzweideutiger Weise die Erlaubniss :(ur Weitetfahrt von massgebender 
Seite ertheilt wird. 

124. Wird ein Distanxsignal zur Beleuchtungszeit unbeleuchtet an- 
getroffen, so ht der Zug M demselben anzuhalten. 
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Die Weiteriahrt in die Station ist in diesem Falle, jed(i:h nur unter 
der äussersten Vorsicht, dann gcsiaiiet, wenn die Ueberzeugung gewonnen 
wurde, dass das Distanzsignal auf „Erlaubte Einfahrf ' steht. 

125- f^as Locomotiv personale muss bei der Annftherung an die Sta- 
tion die Stellung der Wechsel ins Auge fn^^sen. 

126. Erscheint es dem Maschinen- oder Zugsfuhrer aus besonderen 
Gründen un:(ulässig, auf das ihm geöffnete Geleise eintfufahren, so muss 
der Zug angehalten und die Erlauhniss :(ur geänderten Einfahrt von der 
Station eingeholt werden. 

127. Bei der Ausfahrt aus den Stationen bat der Locomotivfabrer 
nach Möglichkeit darauf zu sehen, ob das Gelelse, auf welchem die Aus> 
fahrt erfolgt, vollkommen frei Ist, und ob die zu passirenden Wechsel 
richtiggestellt sind; der Zugsfohrer, sowie die übrigen Zu£?sbegleiter haben 
darauf zu sehen, ob von der Station aus nicht ein Signal zum Anhalten 
des Zuges nachgesendet werde. 

Artikel S8. 

Vorgang bei langsamer Fahrt, Aufhalten auf der Strecke, Weiter» 
fahrt oder Zurückschieben der Züge. 

1*28. Jeder Zug muss sofort anhalten, wenn irgend eine Wahr- 
nehmung gemacht wird, die schliessen lässt, dass aus der Weiterfahrt eine 
Gefahr entstehen könnte. 

129- Erfolgt das Anhalten eines Zuges auf horizontaler Bahn, so sind 
die Bremsen n^^ch erfolgtem Stillstande sofort wieder zu lüften ; bleibt aber 
der Zug auf einer Steigung oder einem Gefälle stehen, so sind die Bremsen 
erst dann wieder zu öffnen, bis der Maschinenftthfer mit der Dampfpfeife 
das Signal zur Weiterfahrt giebt. 

130. Wen« ein Zug aus irgend einer Ursache auf der Strecke an- 
hält, so ist ohne allen Ver:{ug die Deckung desselben, und ;iwar vor 
Allem nach räcknfärtSf vorzunehmen. 

Diese Deckung ist den Verkehrs- und loealen Verhältnissen der Bahn 
anzupassen, 

131» Der Zugsfohrer ist für die DurchfQhrung der Zugdeckung 
strengstens vo'antwortlich« 

132. In einem Tunnel soll das Anhalten eines Zuges möglichst ver- 
mieden werden; mus» es aber geschehen, so sind die zur Deckung des 
Zuges bestimmten Haltsignale nicht blos auf die vorgeschriebene £nt- 
fnmung, sondern bis ausserhalb dds Tunnels zu geben. 

133. Dauert das Anhalten voraussichtlich nur kurze Zeit, oder würde 
überhaupt durch das Aussteigen eine Gefahr entstehen, so ist den Reisenden 
das Verlassen der Wagen nicht zu gestatten. 

Das Verweilen auf den Geleisen darf den Reisenden unter keinw 
Bedingung zugestanden werden. 

134. '^\'enn ein Zug :[urückschiehen soll, so muss dem "{urückschie- 
benden Zuge ein mit den nöthigen Signalmitteln versehener Bote in einer 
stets einzuhaltenden Distan^ Vön 800 Meter vorausgehen. 

Vor dem Zurückschieben sind, wenn nicht Genbr im Vensuge ist, 
die Signale für die Spitze und das Ende des Zuges entsprechend zu ändern. 

135. Wenn ein Zug aus irgend einer Ursache seine vorgeschriebene 
Fahr:ieit nicht einzuhalten im Stande ist und \u befürchten steht, dass 
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er von einem nachfolirendcn Zug eingeholt werden könnte, $0 ist der Zug 
rechtzeitig an:[uhaiten und entsprechend \u decken, 

136. Wenn ein solcher langsam fahrender Zug die nächste Station 
nicht spätestens 5 Minuten vor der frühesten Abfahrtszeit eines Vorrang- 
gegen^uges von dort erreichen kann, so ist, falls nicht eine klare, ander- 
weitige Vereinbarung mit der nächsten Station getroffen wurde, der Zug 
ehen ^ dieser Ze^ aw^uhaltenf demselben ein mit den nöthigen Signal^ 
mittein ausgerüsteter, verldsslicher Bote in der Entfernung von S(H> MeUr 
yoraus^usenden, welchem unter steter Einhaltung dieser Entfernung mit 
Vorsicht nachzufahren ist. 

Artikel 29. 

Ueberwa<dmo9 des ZttgSYerkelirs «lureh die StreokenwScbteir« 

137* />te Bahn ist an Tagen, an welchen ein Zug »erkehrt, wenig' 
Stens einmal untersuchen 

13<S- ^VV>m ein Wächter die Ankunft der Zuf^c <^uf einon bestimmten 
Punkt erwarten muss, so hat er sich derart aufzustellen, dass er vom 
Zugs- und Masddnenjiwsonale unzwe^elhaß gesehen werden kann, 

139- Wegübersetzungen, welche mit Schranken versehen sind, müssen 
spätestens 6 Ä^nuten vor dem Eintreffen eines Zuges geschlossen werden. 

Der Wächter hat das eigenmächtige Oeßhen oder Uebersteigen der 
gesperrteD Schitnk^, sowie das DurchschlQpfen durch dieselben mit 
«llen ihm su Gebote stehenden Mitteb «u yerhindem und Uebertreter 
anzuhalten. 

140« Wächter hat das Haltesignal z}* geben: 

a) Wenn die Un/aMarkeit der Bahn oder ein anderes Hindemiss 
die Weiterfahrt gefSkräet oder hemmt; 

b) wenn das Zugspersonal c das Haltesignal gibt; 

c) wenn an dem Zug selbst etwas bemerkt wird, wodurch die Weiter- 
fahrt gefährdet würde; 

d) wenn eine Bahnst^le derart schadhaft ist, dass sie nur mit 
äusserster Vorsicht btfahren werden kann, worüber der angehaltene lüig 
ZU vertsändigen ist. 

141' Die Langsamfahrsignale sind anzuwenden: 

a) Wenn der Zustand der Bahn, schlechte Oberbaustellen, Objecte 
oder andere Ursachen es unzulässig machen, mit der gewöhnlichen Gtf- 
schwindigkeit z^* fahren (siehe auch Punkt 140 d); 

b) wenn das Zugpersonale das Langsamfahrsignal gibt. 

142. Das Markiren mangelhafter Bahnstellet^ hat in der Weise i(u 
geschehen, dass mindestens 2(>0 Meter vor der betreffenden Stelle beider- 
seits eine Handsignalscheibc, mit der rothcn Fläche auswärts und mit der 
weissen Fläche gegen die schadhafte Stelle, aufgesteckt wird 

Artikel 30. 
Fahrten auf dem DoppelgeleUe. 
(Entfällt derzeit,) 

ArtilLel 81. 

Allein verkehvende Maschinen. 

143 Alle Sicherheit^massregeln, welche für einen verkehrenden Zug 
vorgeschrieben sind, müssen auch bei allein verkehrenden Maschinen in 
Aatrendung kommen. 
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Artikel 8S. 

Bedingungen und Voraolirlftan für das Nachaehiaben dar ZQge* 

144. Züge, denen nachgeschoben wird, dürfen Wagen, welche derart 
Maden oder mitdnander verbunden sind, dass sieh die Pufer nicht her- 
rühren könn&t, nicht enthalten. 

Leere Wagen sind thunlichst weit von der Schiebemaschine «n- 
zureihen, damit selbe vorwiegend gezogen werden. 

Das Anhängen von Wagen hinter da* Schiebemaschine ist unsulftssig. 

145' Bezüglich der an dem letzten Wagen und an der Schiebe- 
maschine anzubringenden Nachtsignale ist die Signalordnung massgebend. 

146* Die Schiebemaschine darf nie an den Zug angekuppelt werden. 

147. Bei Abfahrt eines Zuges, dem nachgeschoben wird, tiaben na^ 
Vernehmung des vom ZugsfQhrer gegebenen Abfahrtssignals die FQhrer 
der Zugs- und Schiebemaschinen einander mittelst der Dampfpfeife c'egen- 
seittg zu verständigen und dann erst den Zug einvernehmhch in Bewegung 
tu setsea. « 

148* Während der Fahrt musa dne möglichst gleiciimAssige Ge* 
schwindigkeit eingehalten werden. 

Die Schiebemaschine soll sich in der ganzen Strecke, in welcher sie 
naduniscbieben hat, nicht Tom Zuge trennen. 

149. Soll der Zug wlhrend der Fahrt angehalten werden, so haben 
sich die Führer der Zugs- und Schiebemaschine mittelst der Dampfpfeife 
darüber zu verständigen und soll die Schiebemaschine möglichst zuerst 
anhalten. 

Das Zugsbegleitungspersonale hat etwaige Haltesignale den beiden 
Locomotivfolirera, womöglich aber Toierst dem der Schiebemudiine 

zu geben. 

Artikel HS. 

Vorgang und basondara Voralohtamasaragalik bei SxpadlUon ver> 

apfttatar Zikga. 

150« Die Verspätung eines Zuges soll in erster Reihe durch mög- 
lichste Abkürzung der Aufenthalte und sodann durch schnelleres Fahren» 
Jedoch nur bis zur gestatteten Madmalgeschwindigkei^ wieder eingebracht 
werden. 

151 • Aufträge und Mittheilungen an das Maschinen- und Zugs- 
begleitungspersonale, welche auf den Verkehr des Zuges von Binfluss sein 
könnten, sind nicht blos mündlich \u geben, sondern auch in den Stunden^ 
pass einzutragen. 

15^* Das Verlegen einer Kreuzung oder eines Vorfahrens muss dem 
Stadonspersonale, namentlich aber den Weichenwichtem immer recht- 
aeittg mitgetheilt werden. 

15H. Wenn durch eingetretene Verspätungen der Züge die Noth- 
wendigkeit entsteht, bezüglich der Kreuzung oder des Vorfahrens derselben 
Bestimmungen su treffen, so gilt hiefQr als allgemeiner Grandsati, dass 
die Rangordnung der Züge gewahrt bleibe, daher der Verkehr des Vor> 
rangzuges durch den Nachrangzug nicht gestört werden soll. 

Nur wenn eine zweifellos sichere Verständigung möglich ist, darf 
unter Umständen von diesem Grundsatz abgewichen werden. 



Dlgitized by Google 



140 



Anhang* 



154. Bezüglich der Regelung der Zug$kreu\UHgen hat Nachfolgendes 

\u gelten: 

a) Ein regelmässiger Nachrangzug muss die Kreusong des Vorrang- 
zuges in der fahrordnungsmässig hierzu bestimmten Station, ein verspflteter 

Nachrangzug nber m jener Station unbedingt abwarten, in welcher er bei 
Annahme des regelmässigen Verkehrs des Vorrangzuges mit demselben 
zusammenzutreffen hatte. 

Hiervon darf nur dann abgewichen werden, wenn von derjenigen 
Station, welche den Vcrrangzug zu expediren bat, eine bestimmte gegen- 
theilige schriftliche Weisung einlangt. 

Ein Nachrangzug darf zur Kreuzung mit einem Vorranggegenzug 
spätestens dann abgelftssen werden (späteste Abfahrtszeit), wenn er, 
bei Annahme seiner regelmässigen Fahrzeit, in Jcr nächsten Station noch 
5 Minuten vor der fahrptanmässigen Abfahrtszeit des Vorranggegenzuges 
von dort eintreffen kann. Ist jedoch die fahrodnungsmässige Abfahrtszeit 
eine spätere als die derart ermittelte späteste, so ist die fahrordnungs- 
mässigc einzuhalten. 

Ein Nachrangzug darf zu seiner spatesten Ablahrt^zeit nur dann abge- 
lassen werden, wenn er voraussichtlich seine Fahrzeit sicher einhalten wird. 

b) Der Vorrangzvg hat, wenn sein Nachranggegenzug nicht eingelangt 
ist, seine Fahrt fortzusetzen; die fahrordnungsmcissige Kreuzungsstation 
darf er jedoch nicht Irüher als 5 Minuten nach der fahrordnungsmässigen 
Ankunftszeit des erwarteten Gegenzuges verlassen (früheste Abfahrtszeit). 

156. Damit eint Station reeht:(eitig in Kenntnin wichtiger, auf die 
Verkehrfdhpo^itionen Einfluss habender Nachrichten gelange, darf ein 
Zug, der nach Ankunft eines Gegc)i:^uges eine Sfjtion verlassen hat, 
nicht früher expedirt werden, als bis der Beamic in den Stundenpass des 
angekommenen Zuges Einsicht genommen hat. 

Bei möglicher telegraphischer Verständigung kann diese Bestimmung 
entfallen. 

lOti* ^ei mögliciier iclcgraphischer Verständigung sind die Kreuzungen 
und das Vorfahren verspäteter ZOge im telegraphischen Wege festzustellen; 

in der Regel gilt dabei gleichfalls der allgemeine Grundsatz der Rangordnung. 

Die Verlegung einer Kreuzung oder eines \'orfahrLns muss hierbei 
grundsätzlich von jener Station bestimmt werden, welche den Nachrang- 
zug zu expediren hat. * 

157. Eine vereinbarte Kreuzung muss aufrecht bleiben, so lange sie 
nicht reicqrrtphisch oder schriftlich im gegenseitigen Einvernehmen ab- 
geändert wurüe. 

Jede auf telegraphischem Wege festgesetzte Kreuzung ist in den 
Stundenpass einzutragen. 

Artikel 34. 

Arbettszftge (Matejrlalzflga)b 

158' Ein Arbeitszug muss in derjenigen Strecke, in welcher er auf 
der currenten Bahn manipulirt, das Geleise derart rechtzeitig räumen, 

dass er wenigstens 3 Minuten vor dem Abgange eines Gegen ?iiges, 
respective lö Minuten vor dem frühesten Eintreten eines Folgezuges in 
der Kreuzungs-, beziehungsweise Vorfahrstation einlangt. Hat der Arbeits- 
zug in einer Schpttergrube oder auf einem sonstigen Nebengeleise ein« 
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Kreuzung abzuwarten, so ist dies in der betrefienden Fahrordnung aus- 
drücklich vorzusehen. 

159- Die Bewegungen dnes Arbeitszuges sind, sofern die Fahrt 
nicht nach einer Fahrordnung geschieht, von den beiden Nachbarstationen 

zu vereinbaren. 

160* Der Zugsfahrer eines solchen Zuges muss w&brend der Fahrt 
unter allen Um^nden an der Sptbe dnselben Platz nehmen; bdm ZurOdtr 
schieben hat er sich daher auf den als ersten vorangehenden Wagen zu 
postiren* 

Artikel 35. 
Hilfsfahrten. 

161» ^'o)n Liegenbleiben eine^s Zui^c<^ muss die nächste Station mittelst 
Boten verständigt werden, welche dann die geeigneten Mittel \ur Fort' 
schaffmtg des Zuges ergreifen hat, 

162' Ist die telegraphische Correspondenz mdglich, so wird es den 
Organen der Stationen überlassen, die Fahrt der Hilfsmaschine derart zu 
regeln, dass sie so schnell als möglich den hilfsbedürftigen Zug erreicht. 

Ist jedoch eine telegraphische Correspondenz nicht niöghch, so steht 
die Hilfsmascfaine aiten ZOgen im Range nach. 

1G!1 ^^cnn ein im Verkehr gestörter Zug noch vor dem Eintreffen 
der bereits verlangten lUlfsmaschine, sei es durch --eine c!::c^:c Maschine, 
sei es durch einen nachfahrenden Zugj wieder in Oan^ gcoraclit werden 
könnte, so darf die Fahrt angetreten werden, wenn dem Zuge ein mit 
den nöthigen Signalmitteln versehener Bote auf die stHs ein:(uhaltenäe 
Entfernung von HOO Meter vorangeht, 

Artikel 36. 

Bahnwagen-< und iDraislnenf<ihrteii. 

164* Jede Bahn wagenfahrt darf nur unter persönlicher Leitung eines 
verantworüichen Orgaas erfolgen. 

Ausserdem muss der Bahnwagen von so vielen Arbeitern b^leitet sein, 
dass er erforderlichenfalls schnell aus dem Geleise gehoben werden kann. 

165* Kein Bahnwagen darf eine Station verlassen, bevor der dienst- 
habende Stationsbeamte die Erlaubniss zur Fahrt schriftlich ertheilt hat 

l(i6- Der Leiter einer Bahnwagenüeihrt muss mit einer gerichteten Uhr 
und mit einer Mundpfeife versehen sein. 

Ausserdem muss der Bahnwagen mindestens mit einer Handsignal- 
scheibe oder Fahne und, falls die Fahrt nicht zuverlässig bei Tag 
beendet wird, auch mit Laternen ausgerüstet sein, damit das den Sig' 
nalen an den Zügen entsprechende Licht nach vom und rückwärts 
gleichj^eitig gegeben werden kann. 

167- Der Bahnwagen muss mindestens 15 Minuten vor dem vor 
aussichtlichen Eintreffen eines }(u erwartenden Zuges das von diesem f u 
befahrende Geleise verlas?<en haben und mindestens V2r, Meter vom 
nächst gel eg,enen Schienenstrauf^e di(-"<es Geleises deponirt werden, 

168- i^>^ Fahrt der Bahnwagea ist derart zu regeln, dass sie auf 
eine Distanz von höchstens 80 Meter unbedingt zum Stillstand gebracht 
werden können. 

Die Fahrgeschwindigkeit muss überdies bei WegObersetzuiit; = n, 
namenthcb wenn sie in Einschnitten und in einer Bahnkrümmung liegen, 
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und überhaupt bei gehinderter Fernsicht so gemissigt werden, dass ein 

Unfall nicht stattfinden kann. 

169' Auf Strecken mit stärkeren Neigungen als 6%q dtlrfen nur Bahn- 
wagen mit Bremsen verkehren« 

170. Wenn ein Bahnwagen auf der Strecke durch läiipcr a!;> 
10 Minuten anhalten oder mehrere Bewegungen hin und her unter' 
nehmen soll, so ist derselbe als Bahnhinderniss signalisiren. 

171. Bahnwagen dürfen nach vollendeter Fahrt oder nach Schluss 
der Arbeit nur dann auf der Strecke verbleiben, nvenn dieselben sicher 
deponirt werden können. 

172- V orstehende Bestimmungen haben auch auf Draisinen und ähn- 
liche Fahrzeuge, die mittelst Menschenkraft auf der Strecke bewegt werden, 
Anwendung. 

Artikel 37. 
Gdlelsesperx«. 

' 173* Wenn Geleiseunterbrechungen voraussichtlich nicht länger 

dauern als eine Pause des Zugsverkehrs, so genOgt die vorschriftsmässige 
Deckung der unfahrbaren Steile. Wenn aber die Gciciseunterbrechung 
länger dauern soll, so muss ausserdem in beiden, die Strecke begrenzen- 
den Stationen hinter dem Ausfahrtsw echsel ein die Ausfahrt auf das ge- 
sperrte Geleise verbietendes optisches Haltesignal aufgepflanzt werden. 

Von einer solchen Sperre muss das Gesammtpersonale der betreffen- 
den Strecke verständigt sein. 

Artikel 38. 

BabnunflIUe und aussmrdentllohe Srelgolm 

174. Alle auf der Strecke vorkommenden Unfälle und ausserordent- 
lichen Störungen, welche den Bahnbetrieb betrcttcn. sowie alle Ereignisse, 
welche die Veranlassung zu Unfällen oder Störungen sein könnten, wie 
Rutschungen, Uebenchwemmungen etc., mOssen auf dem schleunigsten 
zu Gebote stehenden Weg dem Chef der nädistea Station aogezdgt 
werden. 

Dieser ist verpdici:itet, diejenigen Organe, deren Amisihatigkeu durch 
den Vorfoil zunächst in Anspruch genommen wird, unvenOglich von dem- 
selben in Kenntniss zu setzen. , 

Artikel 'A\K 
Schneepflugfahrten. Glatteis. 

175 f^ts Vorausschieben ci)ics Schnccpßugcs :{um Fortschaffen des 
Schnees ist in unmittelbarer Verbindung mit Zügeuj mittelst welchen 
Personen befördert werden, nicht gestattet» 

17(). Auf einem Schneepflug selbst darf sich während der Fahrt 
Niemand befinden. 

Artikel 40. 

Vorgang, wann sich Wagea vom Zug trennen« 

177* Wenn sich wAhrend der Fahrt Wagen von einem Zug trennen, 
so muss das auf dem abgerissenen Zugstheile befindliche Personal sofort 
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die Bremsen anziehea und das Signal »Zug zerrissen'* dem Locomotiv- 

fQbrer geben. 

Dieses Signal ist auch voh den Hörigen Zugsbeglettem sowie vom 
etma anwesenden Wächterpersonale jpi geben, sobald entweder die Tren- 
nung '^e!b<;t oder dos anderwärts gegebene Signal ,^g sferrissen" wahr" 

genommen wird. 

Der Locomotivfohrer hat hierauf das den Neigungs Verhältnissen £nt> 
sprechende zu veranlassen, das Zugbegleitungspersonale jedoch genau 
nach den vom Locomotivfohrer gegebenen Signalen vorzugehen. 



ABSCHNITT B. 

Transportdienst. 

Artikel 41. 

Beförderung von Personen und Reisegepäck. 

178- Die Wagend assen, welche den Personen führenden Zügen bei- 
^{ugebcn sind, werden für jede einzelne Bahn vom Handelsministerium 
festgeset^lt. 

179< Damencoupes sind in der Regel nickt erfordernde Ausnahmen 

\u bestimmen bleibt dem Händelsministerium vorbehalten. 

180- ^st in einem Zug nur Ein Coupe einer \\'af^c>rclasse vor- 
handen, so darf wenn dies bei der I. und II. Classe antritt^ in dem 
betreffenden Coupe nur unter Zustimmung atter in demselben Mitreiunden 
geraucht werden, was durch ge^gnete ^ßchen in den Waggons b^annt' 
\ugeben ist. 

Bei Vorhandensein nur Eines Coupes III. Classe ist dagegen das 
Raudten in diesem Coupe :{u:{ulassen. 

Befinden sich dagegen in e nem Zug mehrere geschlossene Coupes 
einer Wagenclasse, so ist stets eines dieser Coupes als Coupe für Nicht' 
raucher der betreibenden Wagenclasse :j« bestimmen. 

181. -Ffir du Haltestellen auf ofener Bahn entfällt die Verpflichtung 
:{ur Herstellung einer Wartelocalität (Sidte Punkt 122 des Abschnittes A. 
Verkehrsdienst.) 

18'2* £>ie Ausgabe von Billets durch den Conäucteur ist :(uldssig, 
wobei jedoch die im §. 14, Alinea B des Betriebsreglements, normirte 

Erhöhung des Fahrpreises um 50 kr. jfu entfallen hat. Auch kann die 
Fahrkartenausgabe einer in der Nähe der Haltestellen ansässigen 
geeigneten Person iibertragen werden. 

183 För die Aufnahme von Reisegepäck im Allgemeinen sind AmS" 
nahmen von den Bestimmungen des Betriebsreg^ements von der aus- 
drücklichen Genehmigung des Handelsministeriums abhängig. 

184. Von den Haltestellen auf ofener Bahn wird in der Regel nur 
Handgepäck befördert» # 
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Werden jedoch aw^njhmsweisc auch andere Colli :(ur Beförderung 
angenommen, so gelten nachstellende Bestimmungen: 

aj Es ist gestattet, den Gepäckstarif nicht nach dem Gewichte, 
sondern per Stück und Transportsstre^e 3(u stellen. Die Gebührenein- 
hebung kann auf die Bestimmuni^sstation verwiesen werden, falls nicht 
eine spätere Expeäirung in einer Zwischenstation als :fulässig erkannt 
wird. 

b) Die Ausgabe von Gepäcksscheinen kann im Verkehr von einer 

derartigen Haltestelle nicht gefordert werden, desgleichen auch nicht die 
Abfertigung von Reisegepäck nach einer anderen derartigen Haltestelle 
oder nach Stationen einer Anschlussbahn. 

c) Bei Verlust eines solchen Gepäcksstückei haftet die BahnanstaU 
jbis :(um Maxiwalbetrage von 60 Gulden per Collo; die Partei ist jedoch 
:fwr legalen Nachweisung des Werthes verpflichtet. 

d) In Beschädigungsfällen ist der Umfang der Beschädigung :(u 
jconstatiren und der Ersat:( im Verhältniss derselben nach der Maximal- 
entschädigung für Verlust :(u bestimmen. 

e) Eine Werthversicherung bei solchen Gepäckscollien ist nicht 
zulässig. 

f) Ebenso ist eine Declaration des Interesses der rechtzeitigen 

Lieferung nicht statthaß und fallen audt die Haftungsbestimmungen 
des Bctriebsreglements betreffs Versäumung der Uefer^eit bei solchem 

Gepäck weg. 

g) Die Aufnahme kleinerer Inender Thiere kann in den Halte" 

stellen nur dann stattfinden, wenn diese Thiere in Käfj<:;cn ("Steigen, 
Körben etc.) oder in einem solchen Zustande, der das Entlaufen ver- 
lünderty als Gepäck aufgegeben werden. 

185. Die Haftpflicht der Eisenbahn für den Gepäcksverkehr nach 
derlei Haltestellen ist in der Weise beschränkt^ dass die Verwaltung von 
Jeder Verantwortlichkeit für Verlust oder Beschädigung von Reisegepäck 
frei istt wenn es nicht sofort nach Ankunft des Zuges auf der Bestimmungs- 
haltestelle abg^ordert wird, 

Artikel 42. 
Beförderung von Eilgütern und Frachten. 

186- Zur Aufnahme, be:{ichungsweise Ablieferung von Fi!- mid 
Frachtgütern in Haltestellen auf offener Bahn sind die Eisenbahnen 
nicht verpflichtet. 

Werden jedoch bei solchen Haltestellen oder andern Punkten auf 
■offener Bahn Eil- und Frachtgüter regelmässig aufgenommen oder auS" 
g^olgt^ so ist die Anzeige an das Handelsministerium ^u erstatten. 

187. In einem solchen Falle können die Lieferfristen für Eil- und 
Frachtgüter nach Massgabe der Verkehrsverkältnisse mit Genehmigung 
,der Aufsiclitsbehürde verlängert werden. 

188- Die Enthebung von der Verpflichtung :{ur Beförderung explodir- 
.barer Güter erfolgt durch das Handelsministerium. 

189. Bs bleibt dem Handelsministerium vorbehalten, für den üeber" 
gangsverkehr auf Anschlussbahnen Zuschlagsfristen :fu den Lieferfristen 
J^u^ugestehen. 

190. Im Uebrigen gelten die Bestimmungen des Betriebsreglements. 
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ABSCHNITT C. 

Signal-Ordnung. 

X. Durchlaufeade Linian-Sibfoale mit * ist der elektrischea 

♦ 

Glockenschlag werke. 
1—11*) nicht obligatorisch. 

II. Sigaale des Streck ^nperduaales. 
a) „Halt" 
Bei Tag. 

12. Schwingen der entfiilteten Signalfahne oder irgend eines anderen 
Gegenstandes gegen den Zug. 

Bei Dunkelheit. 

Rothes Licht der Signallaterne demZ jge entgegen oder Schwingen 
eines anderen Lichtes gegen den Zug. 

Bei Tag. • 

13. Einstecken der Sigaalscheibe in die Mitte des Geleises, die rothe 
Fliehe dem Zuge entgegen. 

Bei Dunkelheit. 

Aufstellen der Signallaterne in die iMitte des Geleises oder neben 
demselbeni das rothe Licht dem Zuge entgegen. 

14- (entfällt). 



Die Haltsignale sind wenigstens 800 Meter vor jener Stelle, i»o 
gehalten werden soll, geben, überdies sollen die sichtbarfit Signale 
womöglich auf eine Entfernung von 200 Meter vom Zuge aus wahr- 
nehmbar sein, 

b) »Langtam." 

Bei Tag. 

15. Ruhiges Halten der zusammengefalteteten Signalfahne oder irgend 

eines anderen Gegenstandes mit schräg nach abwärts geneigtem Arme, 
oder ruhiges Halten der Signalscheibe, die rothe Fläche dem Zage zu- 
gewendet. 



Die Signalnammem entaprechen den Signatoammern der SignaUOrdnung 
•für die Etsenbahnen Oesterreich-Ungarn«. 

Sonn«» •«b«tB, l40C«lb«liiiw«t«a. 10 
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B«i Dunkelheit 
Grünes Licht der Signallaterne dem Zuge zugewendet. 

Bei Tag. 

IG- Einstecken der ^gnalscheibe in das Banquett, die rotheFl&che 
dem Zuge zugewendet. 

Bei Dunkelheit. 

Aufstellen der Signallateme auf das Banquett, grünes Licht gegen 
den Zug. 



Die Langsam- Fahrsignale sind wenigstens 200 Meter vor jener 
Stelle geben, welche langsam ;[« befahren ist, und sollen dieselben 
womöglich auf eine Entfernung von 100 Meter vom Zuge aus sichtbar sein. 

c) „Freie Fahrt." 
17. Wenn keine Signale gegeben werden, 

d) „Zug zerrissen."^ 
Bei Tag. 

1^. Senkrechtes Auf- und Abwftrtsbewegen der Signalfahne oder eines 
anderen Gegenstandes» 

Bei Dunkelheit» 

Senkrechtes Auf- und AbwArtsbew^en der Signallateme mit dem 

weissen Lichte 

Dieses Signal hat ausschliesslich nur auf der Strecke die Bedeutung 
«Zug zerriss»*' . 

III. Feststoheode Signale. 

aj Oistanzsignale vor den Stationen und BabnabzweiguBgea. 
(Insqfeme dieselben specieU vorgeschrieben werden,) 

19. Verbot der Sinfalirt» 
Bei Tag. 

Die rothe FlAche der Scheibe dem aufzuhaltenden Zuge zugewendet, 
oder der Arm des Signalmastes nach rechts in der Richtung der Einfahrt 
wagrecbt gestellt. 

Bei Dunkelheit 

Rothes Lidit dem aufzuhaltenden Zuge entgegen, und als Controle 
gegen die Station oder Abzweigung weisses Licht. 
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20. ErlAnl»te Einfahrt. 
Bei Tag. 

Die Fläche der Scheibe aeia Geleise zugewendet, oder der Arm des 
Signalmastes rechts in der Richtung der Fahn schrftg unter einem Winkel 
von 46* nach aufwärts gestellt. 

Bei Dunkelheit. 

Grünes Licht dem einfahrenden Zuge entgegen und als Controie 
gegen die Station oder Abzweigung ebenfalls grünes Licht. 

Die Distanzsignale sind mit elektrischen Co ntroiklingel werken ver* 
sehen, welche wahrend der Stellung auf „Verbot der Einfahrt** ertönen. 

Das bei Dunkelheit unbeleuchtet angetroffene Distanzsignal hat als 
»Haltsignal" zu gelten. 

b) Mastsignale auf der Streoke. 
21, 22» 23 (ent^Allen). 

c) Weiobensignale. 
24, 26 (entfaUen). 

d) Signale am Wasserkrahn. 

26. Wenn die Querstellung des Auslaufrohres für den Verkehr ein 
Hinderniss bietet, zeigt die Krahniaterne bei Dunkelheit nach beiden Fahr- 
richtungen rothes Licht. 

9) SigiMit« mit tf$r Otoek9, 

27. ^Ahffthrt erfolst bald." 

(EntfUlt) 

28* t^Eliiuiteigen.*' 
Kurzes Läuten, dem zwei Einzelschlflge folgen. 

29. „Abiakrt." 
Kurzes L&uten, dem drei £inzelscbl&ge folgen« 

30. „Widerruf der Abfalirt." 
(„Halt.") 
Fortgesetztes rasches Läuten« 



Das Stationspersonale liat ausserdem nach Erforderniss dieselben 
Signale anzuwenden, wie das Streckenpersonale. 

10* 
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XV. Signale am Zuge. 

31. Kennzeloli«! der Spitze des Zuges. 

Bei Tag. 
Kein besonderes Kennzeichen. 

Bei Dunkelheit. 

Fifw iveisslciiclitcvJc Pr^ cfor-Laterne vorve a?: der Locomotive^ 
welche bei Einfahrt in die Anschlussstation der Haujptbahn rothes Licht 
erhalten hat. 

32, Kennzeichnung des Sch/usses des Zuges (SchlusssignalJ, 

Bei Tag. 
(Entmilt.) 

Bei Dunkelheit. 

Eine pveischeinige Laterne an der oberen Ecke des iet^tcti ßrrms- 
wagens auf der Führerseite mit weissem Lichte nach vorne und rothem 
Lichte nach rüekwart$, ferner eine nach rückwärts roth teueluende 
Laterne an der Rückwand des letzten Wagens. 

QQ. Solüttaaaigiiftl für einen in gleicher Riohtimg nachfolgenden 

ansaergewöhnliotien Zug. 

Bei Tag. 

Eine Scheibe an der Rücitwand des leisten Wagens. 

Bei Dunkelheit. 

Die obere Laterne des SchlusssignalJ steigt grünes Licht nach 
rückwärts, 

84. Sohlusssignal für einen in entgegengesetzter RiGhtnog 
fahrenden aussergewühnlichen Zag. 

Bei Tag. 

Zwei Scheiben an der ROckwand des letxten Wagens. 

Bei Dunkelheit. 

Die obere Laterne des Schlusssignales \eigt weiss L, 
rückwärts» 

36. Signal aa einer NactasahiebelooonioU'V'e. 

Bei Tag. 

Kein besonderes Zeichen. 
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Bei Dunkelheit* 

Eine weitsUuchtende Reßector-Lateme vwnt an der Loamotivt^ 

rückwärts ehre Laterne mit rothem Lichte. 

Die für einen Zug giltigen Signale ßnden auch auf ein\eln fahrende 
Loamotiven Anwendung, 

86. Signale fttr die RaaglniuwoblneB. 

Für die Rangirmaschinen gelten bezüglich der Ausrüstung mit La- 
ternen bei Dunkelheit die Bestimmungen sub Nr. 35« 

V. Signale des Zogspersonales« 

a) Signale des Locomotivpersonales 
„mit der Dampfpfeife''. 

87. „Achtung." 

Ein massig langer Pfiff. 

88. MBremaen fest.** 
Mehrere kurze Pfiffe, schnell hintereinander. 

89. ,3remfl6n les." 
Ein langer Pfiff, dem zwei kurze folgen, 

40. ^Rnf zur HerMztelrang des Persoitales.'* 
Mehrere gedehnte, abwechselnd hohe und niedere Töne; 

41. „WeiteTfithrt eines auf der Streoke angeliaitenen Peraonen- 

ssnges.** 

Das Signal „Achtung" als Autforderung zum Einsteigen, sodann 
dasselbe Signal dreimal wiederholt, als Zeichen der Abfahrt. 

b) Signale des Zugbegleitungs-Persteales 

„mittelst des Hernes, der Mundpfeife oder der Zugleine**. 

42. „Abfahrt." 
Langer Ton mit dem Hörne oder mit der Mundpfeife. 

43. ,^alt.** 

Mehrere kurze T're mit dem Home oder mit der Mundpfeife, ncbst 
dem Schwingen der Signalfabne, beziehungsweise der Laterne. 
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44. y^Lazigsam." 

Mehrere lange Töne mit dem Hörne oder mit der Mundpfeife, nebst 
dem das- Signal rl-angsam** des Str^enp<monates mit der Fahne, be- 
xiehungswetse der Laterne. 

45* i^ng aerrlasen." 

Abwechselnd lange und kurze TOne mit dem Home oder wSt der 
Mundpfeife, nebstdem das Signal »Zug zerrissen** des Streckenpersooales 
mit der Fahne, beziehungsweise der Laterne. 

46. »jAohtong." 

Anziehen der Signatletne, wodurch die Dampfpfeife in Thfttigkeit 
gesetat wird. 



Ausserdem hat das Zugspersonate nach Erfordemiss dieselben Signale 
anzuwenden wie das Sireckenpersonale. 

VI. Raoglr^Sigiiale. 

47. „Vorw&rtB.** 
(Raucbfang der Locomotive voraus.) 
Ein langer Ton mit der Mundpfeife, nebstdem: 

Bei Tag. 

Senkrechtes Auf-^ und Abwflrtsbewegen der Signalfahne. 

Bei Dunkelheit. 

Senkrechtes Auf- und Abwftrtsbewegen der Signatlaterne mit 
weissem Lichte. 

48. „Rttdcwftrtfl." 

(i ender der Locomotive voraus.) 

Zwei kurze Töne mit der Mundpfeife, nebstdem: 

Bei Tag. 

Wagrechte Bewegung der Signalfiahne hin und her. 

Bei Dunkelheit. 

Wagrechte Bewegung der Slgnallateme mit weissem Lichte hin 
und her. 
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49. „Langsam/* 
Mehrere lange Töne mit der Mundpfeife, nebstdem: 

Bei Tag. 

Das für das Streckenpersonale vorgeschriebene Langsam- Fabrsignal 
mit der Signalfahne. 

Bei Dunkelheit. 

Hochhalten der Signallaterne mit dem weissen Lichtei oder Ent- 
gegenhalten des grOnen Lichtes. 

50, „Halt." 

Mehrere kurze Töne mit der Mundpfeife, nebstdem: 

« 

Bei Tag. 
Schwingen der entfalteten Signalfahne. 

Bei Dunkelheit. 
Schwingen der Signallateme mit weissem oder farbigem Lichte. 



ABSCHNITT D. 



Anhang. 

Sollte eine Localbahn (Secundärbahn, Vicinalbahn u. dergl.) voll* 
ständiger ausgerüstet und wie ;f. B. mit Sprechtelegraphen, Glockenleitung, 
Distanisignalen^ Wechselkörpem versehen sein, so haben auf derselben 
alle Hnsehldgigen Bertimmungen der &gnd'Ordnung und der Grund^üge 
der Vorschriften für den Verkehrsdieitst auf Eismbahnen mit normalem 
Betriebe Anwendung jfu ßnden* 



Digitized by Google 



Ä. Hartleben's Verlag in Wien, Pest und Leipzig. 

Bibliothek des Eise nbahnwesens. 

GESCHICHTE DHri^ISENBAHNWESENS 

von Br. Theodor Haberer. 
lo Bogen. Oaav. Eleg. geb. i d. lo kr. = 2 M. = 2 Fr. 70 Cts. = i R. 20 Kop. 

DAS TARIFWESeTdER EISExNBAHNEN 

dessen betriebsökonomische Aufgaben und Stellung 
im wirthschaftlichen und socialen Staatsleben der Gegenwart 

▼on J. F. Solireiber 

Eisenbahn - Centralinspc c l 0 r. 

17 Bogen. Octav. Eleg. geb. a fi. 20 kr. « 4 m. = 5 Fr. 35 Cts» 3 R. 40 Kop. 

Band XIX. 

HANDBUCH 

TELEGRAPHENDIENSTES DER EISENBAHNEN 

von A. Frasoli 
Ingenieur. 

Mit 117 Abbild. 11 Bog. Octav. Eleg . eeb. i fl .65 kr. =3 M.=4Fr.= i R. 80 Kop. 

Sand IV. 

REPETITORIUM 

der 

MATHEMATIK ümd ELEKTRICITATS-LEHRE 

fOr die BedOrfhisse der Eisenbahn* Praxis elementar behandelt 

von J. Krftiner 

Ingenieur, Dooent für Elektrotechnik am höheren Car»c der Fortbildungsscbale far £i«eQ- 

bshri' Beamte. 

Mit 1 27 Abbild, is Bog. Octav. Eleg. geb. 1 fl.65kr. 4Fr.» i R.SoKop. 

DER TRANSPORTDIENST DER EISENBAHNEN 

von Sigismund "Weill 
Burcaucbef der österreichischen Nordwesibahn. 

19 Bogen. Octav. Eleg. geb. 2 fl. 20 kr. 4 M. = 5 Fr. 35 Cts. = 2 R. 40 Kop. 

Sazid -VX. 

Das 

OESTERREICHISCHE EISENBAHNRECHT. 

Sjstematisoli dar^estöUt von Dr. Theodor Haberer. 

38 Bogen. Octav. Eleg. f^eb. 4 fl. 40 kr. = 8 M. = 10 Fr. 70 Ctfs. = 4 R. 80 Kop. 



A. Hartleben*s Verlag In Wien, Pest und Leipzig. 



Digitized by Google 



biyuizoü by GoOglc 



